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Ausweg über Gebühren und Darlehen?

Ist Bildung ein „öffentliches Gut“ und bieten sich — vor allem wenn man diese Eingangsfrage verneinen sollte - nicht andere Formen

der Hochschul- und Studienfinanzierung an? Ein zweitägiges Kolloquium an der Universität Bayreuth, das diesen Fragen nachgehen

sollte, lag gewissermaßen im Trend der gegenwärtigen und durch die politische Entwicklung in Bonn geförderten Diskussion im Hoch-

schulbereich. Denn unlängst hatte in einem Zeitungsbericht die neue Bildungsministerin Dorothee Wilms die Überzeugung geäußert,

das Thema Hochschulfinanzierung werde die Republik in den nächsten Jahren intensiv beschäftigen, und die öffentlichen Hände stün-

den vor der Frage, ob sie die hohen Mittel Weiterhin aufbringen könnten, ob sie effizient eingesetzt seien, ia ob nicht die Ausgaben

„ohne Schaden in der Sache“ gesenkt werden könnten. Diese Ausgangslage, so zeigte sich, — belastete die Bayreuther Tagung in

zweierlei Weise: einmal durch die Ungeschicklichkeit des Bayreuther Tagungsteiters Professor Michael Zöller, seinen eigenen Alter-

natiworschlag, nämlich das Problem durch ein finanz- wie ordnungspolitisch wirksames Gebühren-Darlehen-Modell lösen zu wollen,

vor der Tagung in die Presse zu lancieren und zweitens — damit zusammenhängend — die in Vorwahlzeiten fast unausweisliche Folge,

daß Zöllers Vorschlag nicht nur als ein Modell identifiziert wurde, den der „Bund Freiheit der Wissenschaft“ seit einigen Jahren favori-

siert, sondern das dem BFW-Vorstandsmitglied Zöller seitens des bayerischen SPD-Bildungspolitikers Schmolcke auch den Vorwurf

eintrug, sein Modell trage Züge von „Sozialdarvvinismus“.

    

Hochschulbildung nicht erfüllt; denn wederDieser Vorwurf lag somit wie ein Schatten

über der Tagung, die eigentlich nur eine Be—

standsaufnahme der möglichen Alternativen

auch in internationaler Sicht vornehmen

wollte, oder — wie es der Frankfurter Finanz-

wissenschaftler Professor Karl Häuser for-

mulierte — beabsichtigte, „eine Art Schneise

durch das Unterholz einer unübersichtlichen

Diskussion zu schlagen mit der Absicht, den

möglichen Verlauf der Hauptstränge einer

wissenschaftlichen Diskussion dieser Frage

freizulegen“.

Gute Nachricht aus dem Landbauamt

Bayreuth: Die Übergabe der einzelnen

Bauteile des Gebäudes Naturwissen-

schaften II (siehe Pfeil) kann rund drei

bis vier Monate früher erfolgen als ur-

sprünglich geplant! Nach einer Mittei-

lung des Landbauamtes an der Uni-

versiät sind folgende Termine ab-

schnittsweiser Übergabe an die Nut-

zer vorgesehen:

Bauteil Chemie: 5. April 1983;

Bauteil Physik (ohne Hörsaalbereich):

15. Juli 1983;

Bauteil Mathematik (einschließlich

des gesamten Hörsaalbereichs):

1. Oktober 1 983.

Der Dank der zukünftigen Nutzer für

das energische Vorantreiben der Ar-

beiten ist dem Landbauamt, den Ar-

chitekten und den Mitarbeitern der be-

teiligten Firmen gewiß.

 

In einem Eingangsreferat kam Häuser zu

dem Schluß, aus finanzwirtschaftlicher Sicht

könne am Ende einer theoretischen Diskus-

sion kaum die Aussage stehen, Hochschul-

bildung sei ein öffentliches Gut oder auch

nur ein „meritorisches“, d. h. ein Gut, wei-

ches zwar privatwirtschaftlich bereitgestellt

werden könne, aber gewissermaßen „aus

der höheren Einsicht“ des Staates eine Fi—

nanzierung durch ihn selbst gebiete.

Die Kriterien der Lehre von den öffentlichen

Gütern würden vom Staat im Hinblick auf die

könne der Staat garantieren, daß niemand

von der Leistung ausgeschlossen werden

könne (Nicht-AusschIießbarkeit), noch daß

nicht jeder in den Genuß des Konsums die-

ses Gutes kommen könne (Nicht—Rivalität).

Auch die Nicht-Zurückweisbarkeit sei bei

dem Gut Hochschulbildung nicht gegeben,

meinte der Frankfurter Finanzwirtschaftler.

Auch der vorherrschenden Meinung, die

Hochschulbildung sei ein meritorisches Gut,
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Zwischenmfe

 

Abschied von der Klagemauer

oder

Laßt uns Aktionäre werden

Von Forschungsförderung ist sehr viel

die Rede, An konkreten Maßnahmen hat

es bisher jedoch weitgehend gefehlt.

Es genügt nicht, darauf zu verweisen,

daß, bevor alles besser werden kann,

das Forschungsklima an den deutschen

Hochschulen verbessert werden müßte.

Zumal dann nicht, wenn diese Verbesse-

rung von einer Neufassung des Hoch-

schulrahmengesetzes erhofft wird.

Es genügt nicht, darauf zu verweisen,

daß die Zahl der Wissenschaftler an den

Universitäten in den vergangenen 20

Jahren in erheblichem Maße zugenom-

men hat und daß die Universitäten durch

eine Konzentration ihrer Kräfte sehr wohl

in der Lage wären, neue Forschungsge—

biete aufzugreifen und schon bestehen-

den sich verstärkt zuzuwenden. Zumal

dann nicht, wenn praktisch keine freien

Stellen zur Verfügung stehen.

Es genügt nicht, darauf zu verweisen,

daß die Universitäten, sobald nur der

Studentenberg in frühestens zehn Jah—

ren zwar nicht abgetragen, aber ein we-

nig kleiner geworden sein wird, tatsäch—

lich aber nur wieder so groß sein wird,

wie heute, da die Überlast ohnehin er—

drückend ist, sich vermehrt der For—

schung werden zuwenden können, weil

die Aufgaben in der Lehre abnehmen

werden. Zumal dann nicht, wenn die Ein-

sicht vorhanden ist, daß Forschungsvor-

haben, die man heute in Angriff nehmen

könnte, bestimmt nicht erfolgreich zehn

Jahre auf Eis gelegt werden können. Vor

einem halben Jahrhundert konnte jeden—

falls die Weltwirtschaftskrise nicht mit

dem Versprechen „prosperity is just

around the corner“ vermieden werden.

Einige erfreuliche Zeichen lassen jedoch

für die nahe Zukunft schon ein wenig

Hoffnung aufkeimen. Da gibt es in Ba—

den—Württemberg ein mittel— bis langfristi-

ges Forschungskonzept, das eine Fülle

von konkreten Empfehlungen zur For-

schungsstruktur in diesem Lande auf-

führt, nachzulesen in der Deutschen Uni-

versitätszeitung vom 17. Januar 1983

(S. 70 bis 12). Selbst wenn man nicht mit

allen Inhalten dieser Empfehlungen ein-

verstanden sein will, die Art, wie hier ein

zentrales Problem der Wissenschaftspoli—

tik angepackt wurde, wirkt beruhigend.

Einer baldigen Realisierung solcher Emp-

fehlungen in unserem Nachbarland

könnte Signalwirkung für unseren Frei-

staat zukommen.

Und in Bayern selbst hat der Bayerische

Staatsminister für Unterricht und Ku/tus

vor wenigen Tagen erklärt, daß anzustre—

ben ist, durch einen wirksamen Einsatz

der Forschungsmittel die Leistungsfähig-

keit der Hochschulforschung zu stärken.

Dabei stünden im Vordergrund die ver—

stärkte Bildung von Forschungs-

schwerpunkten, die lntensivierung von

interdisziplinären Kontakten zwischen

den Fächern und ihren Forschern, die

Belebung des Wettbewerbs innerhalb der

Hochschule zwischen den einzelnen Fä—

chern und ein ausreichender Spielraum

an Dispositionsmöglichkeiten.

Der Plan unseres Ministers könnte, wenn

er mit Leben erfüllt wird, wenn er prakti—

ziert wird, eine große Sache werden.

Aber auch große Pläne müssen ange—

packt werden, bedürfen des ersten

Schrittes.

Der erste Schritt könnte sein, eine bayeri—

sche Bestandsaufnahme vorzunehmen,

zu ermitteln, in welchen Disziplinen die

bayerischen Universitäten besonders lei—

stungsfähig sind, wo Ansätze liegen, die

ausgebaut werden könnten. Man weiß

zwar, wie viele Wissenschaftler an den

bayerischen Universitäten tätig sind, man

weiß, wie sich die Gesamtzahl auf die

einzelnen akademischen Fächer verteilt,

einen Überblick darüber, wo sich in wel-

chem Fach eine Schwerpunktsetzung

lohnen würde, hat niemand.

 

Die im Auftrag der Deutschen For—

schungsgemeinschaft in diesen Tagen

erschienene Publikation zur „Forschung

in der Bundesrepublik Deutschland"

zeigt, wie man es machen könnte. Der

Untertitel dieser umfangreichen Schrift —

Beispiele, Kritik, Vorschläge — macht

deutlich, worin eine solche Bestandsauf-

nahme nicht münden darf: in einen For-

schungsentwick/ungsplan.

Was nach der Bestandsaufnahme kom—

men müßte, wäre ein völlig pragmatisch

angelegter Versuch, für die durch die Be—

standsaufnahme ausgemachten förde-

rungsträchtigen Gebiete Wissenschaftler

zu gewinnen, die auf diesen Gebieten

führend sind. Und wenn man dazu einige

sehr starre Formeln unseres Berufungs-

verfahrens ändern müßte, so sollte man

dies tun. Um nicht mißverstanden zu

werden: Nicht der Kern des Berufungs-

verfahrens selbst, die Prüfung der und

die Entscheidung über die wissenschaft-

liche Qualifikation wäre zu ändern, son-

dern der formalisierte Ablauf. So müßte

es möglich sein, für einen überzeugen-

den Berufungsvorsch/ag einen zusätzli-

chen Lehrstuhl zu schaffen und bereitzu-

stellen. ln einem solchen Fall hätte man

wohl mit Sicherheit die Gewißheit, daß

die Investition von Stellen und Mitteln

sich lohnen wird.

Jede Diskussion, die in letzter Zeit zur

Lage der Forschung in Deutschland ge-

führt wurde, bestand zu einem großen

Teil aus Klagen darüber, was man nicht

tun könne, was man nicht tun dürfe, wo-

gegen es Regelungen und Bestimmun-

gen gebe. Vielleicht ändert sich deshalb

so wenig, weil darauf gewartet wird, daß

zunächst die Hindernisse beseitigt wer-

den. Diese Klagemauer sollten wir einrei—

ßen, die Hindernisse einstweilen stehen

lassen und stattdessen brauchbare Ideen

und Vorschläge als „Forschsungsaktio-

näre" in die Tat umsetzen.

Dr. Klaus Dieter Wolff

   



Ausweg über Gebühren und Darlehen?

Fortsetzung von Seite 1

mochte sich Häuser nicht anschließen. Die—

se Theorie unterstelle ein Marktversagen

nicht allgemeiner, sondern partieller Natur,

etwa weil die Informationen über die Werte

der Güter unzulänglich seien. Die Hypothese

der Deformierung der Nachfrage unterstelle

auch, daß der Staat die bessere Einsicht in

eine angemessenere wirtschaftliche Verfü-

gung besitze. Dies könne jedoch durch eine

marktwirtschaftliche Ordnung weit besser

geregelt werden.

Auch dem Verteilungsargument, daß näm-

lich der Staat die Ungleichheit der Bildungs-

chance besser steuern könne, mochte Häu—

ser nicht folgen. Zwar hätten die Vertreter

des gegenwärtigen Systems einigermaßen

die Ungleichheiten beseitigt, doch würden

dadurch neue Ungleichheiten geschaffen,

daß die Hochschulbildung kostenlos sei,

während der Nichtakademiker in seine Aus-

bildung investieren müsse.

Auch die sogenannten „externen Effekte“ —

die Hochschulen bilden nicht nur aus, son—

dern betreiben auch Grundlagenforschung,

die allen zugute kommt — dürfen nicht dazu

führen, daß die Studenten nicht zumindest

einen Teil ihrer Ausbildungskosten zu tragen

hätten.

Daß die Ausgabenfinanzierung nach dem

Grundgesetz durchaus Spielraum für alter-

native Finanzierungsmodelle bereithält,

machte der Augsburger Verfassungsrechtler

Professor Reiner Schmidt deutlich. Er hielt

es — trotz geringer Gestaltungsfreiheit durch

höchstrichterliche Rechtsprechung des

Bundesverfassungsgerichtes — für zulässig,

„die durch ein Hochschulstudium Privile-

gierten durch Sonderabgaben auf die erziel—

ten und nachweislich überdurchschnittli-

chen späteren Einkünfte zu belasten“. Er

ließ allerdings keinen Zweifel daran, daß

eine solche Regelung ein hohes Risiko be-

deute, da das Gericht in Karlsruhe „hohe

Hürden“ gesetzt habe. So solle eine solche

Regelung die seltene Ausnahme bleiben,

und es müsse außerdem eine besondere

Gruppenverantwortung bejaht werden, die

das Gericht bisher nur bei vergleichsweise

unbedeutenden Materien überspringen ließ.

 

Wenig rechtliche Probleme

 

Weniger Probleme sah Schmidt im Falle

einer Gebührenfinanzierung, deren Grenzen

im Bund-Länder—Verhältnis und in den

Grundrechten lägen. Eine bundesrechtliche

Hochschulfinanzierung durch Gebühren sto—

ße einerseits auf die Grenze des Art. 75 1a

GG, wonach der Bund nur die allgemeinen

Grundsätze des Hochschulwesens regeln

könne. Entscheide er sich aber gegen eine

Ausnutzung dieser Kompetenz, dann sei es

den Ländern nicht verwehrt, ihrerseits von

dem Gesetzgebungsrecht Gebrauch zu ma-

chen. Führten die Länder, gestützt auf ihre

Kulturhoheit, Studiengebühren ein, dann lä—

ge ein konzertiertes Vorgehen nahe, meinte

der Augsburger Staatsrechtler.

Wegen der verfassungsrechtlichen Steue-

rung des Zugangs zu Bildungseinrichtungen

u. a. durch die Berufsfreiheit des Art. 12 GG,

durch den Gleichheitssatz des Art. 3 GG und

das Sozialstaatsprinzip im Art. 20 GG müsse

eine mögliche Gebührenregelung deshalb

zweitens so ausgestaltet werden, „daß keine

sozial verheerende Wahrnehmung eines

Grundrechtes auf Ausbildungsfreiheit errich-

tet“ werde. Ein Darlehensmodell, das die

Rückzahlung aus späterem Einkommen vor-

sehe, trage dem ausreichend Rechnung,

sagte Schmidt.

Welche Alternativen zur Hochschul- und

Studienfinanzierung bieten sich nun an? Die

Frage der Alternative reduzierte sich bei dem

Bayreuther Kolloquium auf ein Modell, das

den Vorschlag des Veranstalters Michael

Zöller weitgehend abdeckt, sieht man von

der einen oder anderen besonderen Ausge-
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staltungsform in Einzelheiten ab. Die Lösung

lautet: Finanzierung durch Gebühren und

Darlehen.

Der Präsident der Boston University (USA),

Dr. John R. Silber, plädierte, bezogen auf die

Verhältnisse in den Vereinigten Staaten, für

die Errichtung eines zunächst staatlich fi-

nanzierten Studiengebühren- und Darle—

hens-Fonds der sich nach Meinung Silbers

in zwölf bis 20 Jahren selber tragen und in

etwa 30 Jahren eine solche Reserve darstel-

len werde, daß der amerikanischen Bundes—

regierung die vorfinanzierten Fondskosten

zurückerstattet werden können.

Silber machte allerdings deutlich, daß eine

solche Regelung für die Bundesrepublik „et-

was völlig Fremdes“ darstellen würde, weil

es hier eine staatliche Finanzierungstradition

gebe — ein Argument übrigens, das kürzlich

auch der ehemalige hessische Kultusmini-

ster Ludwig von Friedeburg als Hauptargu-

ment der Sozialdemokraten gegen eine Pri-

vatfinanzierung des Hochschulwesens ge-

nannt hatte.

Silber sah aber trotz seines Vorbehaltes im—

merhin in seinem Vorschlag „eine Ermuti-

gung, neue private Bildungseinrichtungen in

der Bundesrepublik einzurichten“.

Der amerikanische Universitätspräsident un-

terstrich jedenfalls, daß zunächst sein Lö-

sungsvorschlag nur für die USA gelte, da

sich das dortige Hochschulbildungssystem

in einer akuten Gefahr befinde, seine Geld—

mittel zu verlieren, für das er einerseits die

schwache US-Wirtschaft und auf der Ko-

stenseite das Bestreben der Reagan—Admini—

Fortsetzung nächste Seite

  
I

Den Zusammenhang von Leben und Studieren In Bayreuth soll dieses Motiv versinnbild-

Iichen, das der Fremdenverkehrsverein der Stadt nun zum Anlaß genommen hat, für

Bayreuth als Universitätsstadt zu werben. Das Motiv ist sowohl als Postkarte wie auch

als Aufkleber zu verwenden. Sollte die Idee erfolgreich sein, wIII der Fremdenverkehrs-

verein eine neue Auflage herstellen lassen, die gegen eine Schutzgebühr erworben wer-

den kann.
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stration verantwortlich machte, durch straffe

Kürzungen der Ausgaben die Steuereinnah—

men zu beleben.

Das US—Hochschulsystem ist nach Silbers

Worten dadurch gekennzeichnet, daß ein

„staatlich unterstützter Sektor, den man

fälschlich öffentlich nennt, und ein unabhän—

giger Sektor, den man ebenso fälschlich pri—

vat nennt, einander gegenüberstehen und

sich ergänzen“. In Wirklichkeit, meinte Sil-

ber, seien beide Sektoren öffentlich, da sie

die Öffentlichkeit ausbildeten und bei der

Forschung im Interesse der Öffentlichkeit

handelten. „Sie unterscheiden sich weder in

ihrer Zielsetzung noch in ihrer Funktion,

sondern allein in der Art, wie sie verwaltet

und finanziert werden“, so Silber.

Nach den Vorstellungen des Bostoner Unl-

versitätspräsidenten soll der Staat einen

Fonds einrichten, gewissermaßen vorfinan—

zieren, aus dem jeder Kandidat, der einen

akademischen Grad anstrebt, ein Darlehen

bis zu 7500 Dollar pro Jahr erhalten könne

Von diesem Darlehen müsse der Student alle

anfallenden Studiengebühren bezahlen. Der

Rest verbleibe ihm zur Bestreitung seines

Lebensunterhaltes. Nach Beendigung des

Studiums wird das Darlehen durch einen

Einkommenssteuerabzug bis zur endgülti—

gen Tilgung mit einer Belastung von 1 bis 6

Prozent einkommensabhängig zurückbe-

zahlt. Davon nicht betroffen wären nur Ab—

solventen, die unter 10000 Dollar pro Jahr

verdienten.

Weit mehr noch als der Vorschlag Silbers

stimmt der Vorschlag von Dr. Walter Kuna

(Frankfurt) mit dem Modell des Bayreuther

Politologen Zöller überein. Kuna, der mit

einer finanzwissenschaftlichen Arbeit über

Gebühren und Darlehen als Hauptelemente

eines Alternativmodells promoviert hatte, wie

Zöller stimmen darüber überein, daß die

Darlehen langfristig und einkommensabhän—

gig zurückgezahlt werden sollen, unter-

scheiden sich aber in der Erhebung der Ge—

bühren, die Zöller angebots— und nachfrage-

orientiert differenziert sehen will, während

Kuna für alle Studiengänge einheitliche Ge—

bühren bevorzugt, da „sonst die Nachfrage

an den relativ billigen Preisen und nicht an

den individuellen Neigungen orientiert ist.“

Zöller hatte bereits vor der Tagung betont, er

wolle sein Modell weniger unter fiskalischen,

also die Öffentlichen Finanzen schonenden

Aspekten gesehen wissen, sondern vielmehr

unter ordnungspolitischen Gesichtspunkten,

nämlich als Versuch, von der staatlichen

Subventionierung der Hochschulen „nach

dem Gießkannenprinzip“ wegzukommen

und statt dessen ein marktwirtschaftliches

Modell zu probieren. Er halte es ordnungs—

politisch für sinnvoller, hatte Zöller verlauten

lassen, die Benutzer der Hochschulen zu

subventionieren, als — wie gegenwärtig — die

Institutionen selbst. Der Bayreuther Lehr—

stuhlinhaber für Erwachsenenbildung hatte

weiter darauf verwiesen, daß bei seinem

Vorschlg die Studienfinanzierung an der be-

ruflichen Zukunft orientiert sei und nicht an

der sozialen Herkunft der Studenten.

Kuna hatte in seinem Beitrag die Meinung

vertreten, daß die Periodeneinkommensver—

teilung bei dem Gebühren-Darlehens-Modell

negativ beeinfluß werde, bei der Verteilungs—

frage jedoch die Lebenseinkommensvertei-

Iung gerechter werde und einen geeignete-

ren Indikator darstelle. In welchem Maße das

Alternativmodell umverteilend wirke, hänge

zudem von den Modalitäten der Rückzah—

lung ab. Die Chancengleichheit wertete Ku-

na „auch heute trotz kostenloser Bereitstel-

lung der Studienplätze“ als schichtenspezi-

fisch verzerrt. Beim Gebühren-Darlehen—Mo-

dell könne man durch flankierende kompen-

satorische Maßnahmen die Chancengleich-

heit beibehalten.

Da das Gut Hochschulbildung knapp sei,

müsse es sich den marktwirtschaftlichen Ge—

gebenheiten von Angebot und Nachfrage

stellen. Sei es wie jetzt kostenlos, dann hielte

es der Frankfurter Finanzwissenschaftler für

unvermeidlich, daß die Nachfrage größer als

das Angebot sei, was ihn zu der These führ—

te, der Numerus Clausus sei eine logische

Konsequenz des gegenwärtigen Finanzie-

rungssystems.

Kuna sprach sich weiterhin dafür aus, die

Gebühren an die Kosten zu koppeln und

nicht an einen fiktiven Nutzen, den man

nicht bestimmen könne. Die Rückzahlung

des für jeden Studenten obligatorischen

Darlehens dürfe nicht einkommensunabhän-

gig geschehen, da sonst ein Abschrek-

kungseffekt auftrete. Würden Fehlbeträge

etwa dadurch entstehen, daß nur unter—

durchschnittlich zurückgezahlt werden kön-

ne, hätte der Staat die Fehlbeträge durch

generelle Zuweisungen auszugleichen.

Ein radikaleres Modell, allerdings ohne diffe—

renzierte Ausdehnungen, schlug der

Schweizer Finanzwissenschaftler Professor

Guy Kirsch (Fribourg) unter dem Stichwort

„Produzentenuniversität“ vor. Kirsch

schwebt eine Art marktwirtschaftlich organi-

sierter Idealtypus vor, in dem der Streit in—

nerhalb der Universitäten, ausgelöst nach

seinen Worten durch das Hineintragen von

Ideologie mittels der Gruppenuniversität und

gekennzeichnet durch eine stärkere input—

Orientierung (möglichst viele Assistenten,

möglichst viele Projekte) und eine schwache

output-Orientierung, in dem also dieser

Streit vor allem um die Mittel in einen Streit

zwischen den Universitäten transformiert

wird — und dies mit allen marktwirtschaftli-

chen Konsequenzen. Kirschs Quintessenz:

„Die Okonomisierung der Bildung gilt als du—

bios, aber die gegenwärtige Alternative zur

Okonomisierung ist die Etatisierung.“

 

Kostendeckung nur bis 10 ‘70

 

Und wie sieht es mit den Alternativen des

Auslands aus? Wer nur Gelegenheit hatte,

die Zusammenfassung im Plenum zu verfol-

gen und nicht die Einzelheiten in einem ent-

sprechenden Arbeitskreis, konnte immerhin

erfahren, daß die Kostendeckung durch Stu-

diengebühren in der Schweiz nur 3 Prozent,

in Israel 7,4 Prozent und in Japan 10 Pro-

zent beträgt, in Israel die Studiengebühren —

bei einer Finanzierung durch Stipendien und

Darlehen — je nach politischer Situation

außerordentlich schwanken (450 DM bis —

so jetzt angestrebt — 1800 DM im Jahr), in

Schweden das System von einer Indexie-

rung der Darlehen auf eine Bindung an den

Zinssatz, der 60 Prozent des Marktzinses

ausmacht und nicht steuerlich absetzbar ist,

umgestellt wurde, und in Japan die Studien—

gebühren in den letzten Jahren doppelt so

hoch gestiegen sind wie die durchschnittli-

chen Einkommen.

Zu Beginn der Tagung hatte in seiner Ein—

führung der Bayreuther Vizepräsident Pro-

fessor Helmut Gröner angemerkt, „daß die

deutsche Universität, wohl sehr zu ihrem

Nachteil, das Nachdenken über sich

selbst verlernt hat“. Und Gröner war wenig

später fortgefahren, es scheine „die Frage

nach dem Selbstverständnis der Universitä-

ten verloren zu gehen, an das sich alle mehr

als bisher wieder erinnern sollten. Denn al—

lein über die Lösung fiskalischer Probleme

Iäßt sich auf Dauer kein Ausweg finden.“

Hat nun der Verlauf der Tagung gezeigt, daß

dieser Entwurf eines Wirtschaftswissen-

schaftlers nicht unerhört verhallt? Vom

Selbstverständnis der Universitäten war

nicht viel zu hören, sieht man von der

schneidigen Analyse Professor Kirschs und

einigen Passagen des Referats des Bostoner

Universitätspräsidenten Drt Silber ab. Der

unvoreingenommene Beobachter konnte

eher den Eindruck erhalten, mögliche Alter—

nativen seien einseitig auf die „marktwirt—

schaftliche“ Komponente des Gebühren—

Darlehen-Modells ausgerichtet, auf den Weg

also, den Professor Zöller bei seinem Vor-

preschen in den Medien gleichermaßen als

Ergebnis der Tagung vorgegeben hatte.

So blieb auch der Hinweis des ehemaligen

WRK—Präsidenten, des Berner Soziologen

Professor Walter Rüegg, ohne sonderliches

Echo, der mahnend dargelegt hatte, daß

„amerikanische Verhältnisse“ nicht einfach

Fortsetzung nächste Seite
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Themen und Termine bis April

 

BWL-Symposium zurLage der

Mittelvtandsfinanzierung
Sein erstes Betriebswirtschaftliches Symposium über „Die Lage der Mittelstandsfinan-

zierung in Deutschland“ veranstaltet dasBetriebswirtschattliche Forschungszentrum für

Fragen der Mittelständischen Wirtschaft an der Universität Bayreuth (BF/M) am 3. und

4. März 1983 im Gebäude der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät auf

dem Universitätsgelände.

Das Thema ist außerordentlich aktuell, denn

die lnsolvenzwelle rollt, und immer mehr mit-

telständische Unternehmen sind davon be-

troffen. Eine weitverbreitete These sieht die

Ursache in der fehlenden Eigenkapitalaus-

stattung dieser Unternehmen.

Diese Ausgangslage hat das BF/M zum An-

Iaß genommen, um ein Forschungsprojekt

mit dem Thema „Alternative Finanzierungs-

formen mit Haftungskapital für mittelständi—

sche Unternehmungen“ aufzulegen. Nach

ersten, vor allem empirischen Vorarbeiten,

ist das Forschungsprojekt nun in eine Phase

getreten, so auf breitem Raum Lösungsalter—

nativen zwischen Praktikern und Wissen—

schaftlern diskutiert werden sollen.

Als Forum hierfür dient das erste Bayreuther

Symposium: die einführenden Referate hal-

ten der Bayerische Wirtschaftsminister An—

ton Jaumann sowie Professor Dr. Peter Rüt-

ger Wossidlo, der Präsident des BF/M.

 

Ausweg über. . .
Fortsetzung von Seite 4

auf hiesige übertragbar seien, sondern im

US-System „ausbalanciert“ würden durch

die starke Stellung des „Dean“, also des Fa—

kultätsvorstehers. Einen ähnlichen Hinweis

hatte der verhinderte Bayreuther Universi—

tätspräsident Dr. Klaus Dieter Wolff anbrin-

gen wollen, der eine Besserung der Verhält-

nisse im bestehenden System der Hoch-

schulfinanzierung durch Mittelverhandlun—

gen zwischen einem starken, möglicherwei-

se auf Lebenszeit gewählten und damit un—

abhängigen Dekan und dem staatlichen

Geldgeber sieht, oder aber durch direkte

Verhandlungen zwischen den einzelnen

Lehrstühlen und den staatlichen Stellen.

Überhaupt schien das Thema Hochschulfi-

nanzierung im Gegensatz zu den Problemen

der Studienfinanzierung zu kurz zu kommen,

was den Veranstaltern den Vorwurf einhan-

deln könnte, das Kolloquium habe eher die

Funktion einer „seIf-fullfilling prophecy“ ge-

habt. Die zahlreich anwesenden Vertreter

des Bundes Freiheit der Wissenschaft, der

Arbeitgeber und des Kreditgewerbes mögen

dennoch zufrieden gewesen sein. J. A.

Danach gliedert sich die Tagung in drei Ar—

beitskreise:

o Im Arbeitskreis 1, der unter der Ge-

sprächsleitung des Hofer Bankiers und

Ehrensenators der Universität Bayreuth,

Dr. Karl-Gerhard Schmidt, steht, referie-

ren Unternehmer aus verschiedenen

Branchen über aktuelle Finanzierungser—

fahrungen. So beschreibt zum Beispiel

ein deutscher Gründungsunternehmer

seine Erfahrungen der Refinanzierung auf

dem amerikanischen Kapitalmarkt.

o Im Arbeitskreis 2 werden neue, auch aus-

ländische Formen eines organisierten Ka—

pitalmarktes und ihre Übertragbarkeit auf

deutsche Verhältnisse diskutiert. Unter

anderem wird in diesem Arbeitskreis über

Erfahrungen bei der Einführung mittlerer

Unternehmen an die Börse, das österrei—

chische Beteiligungsfonds-Modell und

über den Einfluß der Besteuerung auf die

Eigenkapitalbildung (Professor Dr. Jo—

chen Sigloch/Bayreuth) berichtet.

o im dritten Arbeitskreis schließlich werden

neue Eigenkapitalmodelle vorgestellt. So

referiert zum Beispiel Dr. Rupert Pfeffer

(Landesanstalt für Aufbaufinanzierung/

München) über die Zusammensetzung

anlagesuchender Kapitalströme und ihre

Nutzbarmachung für die mittelständische

Wirtschaft.

Alle Arbeitskreise werden durch Referate

der Experten eingeleitet und stehen an—

schließend für Fragen und Diskussions—

beiträge der Teilnehmer offen.

 

Marx-Symposium

Zum 100t Todestag von Karl Marx am 14.

März 1983 veranstaltet der Bayreuther Poli-

tikwissenschaftler Professor Dr. Konrad Löw

Zusammen mit der Fachgruppe Politische

Wissenschaft der Gesellschaft für Deutsch—

Iandforschung e. V. und unterstützt durch

die Hanns-Martin-Schleyer-Stiftung in Mün-

chen ein zweitätiges Symposium mit dem Ti—

tel „Karl Marx — Bilanz nach 100 Jahren“.

Je zwei Vertreter derjenigen akademischen

Bereiche, die Marx besonders angespro-

chen hat, nämlich die Philosophie, die Ge—

schichtswissenschaft, die Volkswirtschafts-

lehre und die PoIitoIogie, sollen bei dem

Symposium versuchen, „wissenschaftlich

nüchtern aus ihrer Warte eine Zwischen—

bilanz zu ziehen“ (Professor Löw).

Referenten der Tagung sind Professor Dr.

Ernst Topitsch (Graz) und Professor Dr. Pe—

ter Ehlen (München) für den Bereich der

Philosophie, Professor Dr. Peter Stadler (Zü-

rich) und Professor Dr. Helmut Diwald (Er—

langen) für die Geschichtswissenschaft,

Professor Dr. Hans—Rudolf Peters (Olden-

burg) und Professor Dr. Jiii Kosta (Frankfurt,

früher Prag) für die Volkswirtschaftslehre so-

wie Professor Dr. Klaus Hornung (Reutlin-

gen/Freiburg) und Professor Löw selbst für

den Bereich der Politikwissenschaft.

 

„Frieden und Glaube“

Mit der inzwischen schon gewohnten

Prominenz von Wissenschaft und Politik

und einem Thema, das an Aktualität

kaum zu übertreffen ist, findet vom 13.

bis 15. April 1983 wiederum ein von Pro-

fessor Dr. Wilhelm F. Kasch (Lehrstuhl

Evangelische Theologie / — Systemati—

sche Theologie) angeregtes und veran-

staltetes „Bayreuther Kolloquium zu Pro—

blemen religiöser Sozialisation" statt. Das

dreitägige Kolloquium trägt den Titel

„Frieden und Glaube — zu den religiösen,

ethischen und anthropologischen Vor-

aussetzungen friedensichernder Politik

im Zeitalter global wirksamer Massenver—

nichtungswaffen und weltanschaulich or-

ganisierter Machtblöcke

Daß die Tagung auch diesmal ihre Spu-

ren in der Öffentlichkeit hinterlassen

wird, dafür garantiert schon die Zusage-

liste der Referenten. Dazu gehören von

seiten der Politik Bundesverkehrsminister

Dr. Werner Dollinger (CSU) und der

CSU-Landesgruppenchef im Deutschen

Bundestag, Dr. Theodor Waigel. Hefe-

ratszusagen von Wissenschaftlern liegen

bisher von den Soziologen Professor

Tenbruck (Tübingen) und Professor Fias-

sem (Salzburg), dem Züricher Sozialpsy—

chologen Professor Schmidtchen, dem

Berliner Politologen Professor Richard

Löwenthal, dem Münchner Psychologen

Professor Kilian und dem Philosophen

Pater Professor Dr. Anselm Hertz (Fri-

bourg) vor. Außerdem wird an der Ta-

gung Bischof Jung aus Kassel teilneh-

men.
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Ausbau-Notizen

  

Der Planungsausschuß für den Hochschul-

ausbau hat nach einer Mitteilung von Bun-

desbildungsministerin Dorothee Wilms eine

Reihe bisher gesperrter Projekte freige—

geben und in den 11./12. Rahmenplan auf—

genommen. Zu diesen Projekten gehören

auch der erste Bauabschnitt für das Sport-

zentrum und der erste Bauabschnitt für das

Gebäude Geisteswissenschaften II der Uni—

versität Bayreuth.

{ritt}

Der Wissenschaftsrat hat in einer Stellung—

nahme zur Ausbauplanung der Universitäten

Bamberg, Bayreuth und Eichstätt für die

Universität Bayreuth empfohlen, den bisher

von ihm unterstützten Aufbau mit dem

Schwerpunkt in den Naturwissenschaften

beizubehalten.

„Die in den Geisteswissenschaften bisher

eingerichteten Forschungsschwerpunkte

Afrikanologie und Musiktheaterforschung

werden ebenso wie die Bemühungen um

einen Schwerpunkt Entwicklungshilfe im

Sport unterstützt“, heißt es in der Stellung-

nahme weiter. Die Hochschule solle in ihrer

weiteren Forschungs— und Personalplanung

in erster Linie auf eine Stützung dieser

Schwerpunkte hinwirken.

Hinsichtlich der Ausbauplanungen für die

Geisteswissenschaften meint der Wissen—

schaftsrat weiter, es seien gewisse Tenden-

zen erkennbar, von dem bisherigen Konzept

der Bildung ausgewählter Forschungs— und

Lehrschwerpunkte abzukehren, was auf

eine „schrittweise Realisierung“ eines recht

breiten Fächerspektrums hinauslaufe. Die

absehbaren finanziellen Grenzen für die

Hochschulen ließen aber einen derartigen

Ausbau nicht mehr zu. Notwendig sei eine

Konzentration des Einsatzes von Personal

und Investitionsmitteln in den vorhandenen

Fachgebieten und Schwerpunkten.

Dies gelte auch für den Gesichtspunkt des

möglichen Studentenaufkommens, da „bei

dem begrenzten Potential an Studienanfän—

gern in der Region“ zu befürchten sei, daß

„ein größeres Angebot an Studiengängen

zu einer teilweisen Umverteilung der Studen-

ten in die neuen Studiengänge führt. Dies

würde, so heißt es weiter, die Auslastung der

bereits eingerichteten Studiengänge berüh—

ren. Außerdem werde ein Aufbau der glei—

chen Studiengänge in Bayreuth und Bam—

berg die Entwicklungsmöglichkeiten der an—

deren oberfränkischen Universität ein—

schränken

Hinsichtlich der baulichen Entwicklung der

Universität Bayreuth verweist der Wissen—

schaftsrat bezüglich des ökologisch—botani-

schen Gartens darauf, daß über die Aufnah—

me der noch ausstehenden Abschnitte des

Vorhabens in den Rahmenplan „zu gegebe—

ner Zeit“ zu entscheiden sei. Es wurde dar-

auf verwiesen, heißt es in der Empfehlung

weiter, daß Maßnahmen, die auf einen

„klassischen botanischen Garten“ hinaus—

Iaufen, kein Priorität beanspruchen können.

Das Zentralgebäude der Universitätsbiblio—

thek— in der Dringlichkeitsstufe I in den 11./

12. Rahmenplan aufgenommen — „soll bald

realisiert werden“.

Hinsichtlich des geplanten Gebäudes Gei-

steswissenschaften II meint der Wissen-

schaftsrat, die Räume der ehemaligen päd-

agogischen Hochschule am Geschwister-

SchoIl—Platz sollten auch weiterhin durch die

Universität genutzt werden, und damit sei

auf den geplanten Neubau für die Sprach-

und Literaturwissenschaftliche und die Kul—

turwissenschaftliche Fakultät zu verzichten.

Prof. Gebhard als

Dekan bestätigt

Nachdem mit der Ernennung von Professor

Dr. Rudolf Zimmer als siebten Professor der

Sprach- und Literaturwissenschaftlichen Fa—

kultät die nötigen Voraussetzungen geschaf—

fen waren, wurde kurz vor Weihnachten

erstmals ein Fachbereichsrat in dieser Fakul—

tätgewählt.

 

Für die Wissenschaftlichen Mitarbeiter zie—

hen Dr. Reinhard Sander und Dr. Anthony

Rowley in den Fachbereichsrat ein. Bei den

sonstigen Mitarbeitern Maya Engelbrecht.

Die Studenten, die erstmals in einem Selbst-

verwaltungsgremium der Fakultät vertreten

sind n vorher führte ein Fachbereichsaus—

schuß die Geschäfte — wählten Stud. päd.

Christine Kraft in den Fachbereichsrat, die

für die gemeinschaftliche Liste der Alternati—

ven und der GEW kandidierte. Mit einer

Wahlbeteiligung von unter 50 Prozent ver—

säumten es die Studenten allerdings, durch

einen zweiten Vertreter in dem Gremium re-

präsentiert zu sein.

Bei der ersten Zusammenkunft des Fachbe—

reichsrats wurde ein neuer Dekan gewählt —

es ist der alte, nämlich Professor Dr. Walter

Gebhard, Inhaber des Lehrstuhls für Neuere

deutsche Literaturwissenschaft, Didaktik der

Deutschen Sprache und Literatur. Erster

Prodekan der Fakultät ist nach dem Wahl—

ergebnis Professor Dr. Janos Riesz, Amts—

vorgänger von Professor Dr. Gebhard und

Lehrstuhlinhaber für Romanische Literatur-

wissenschaft und Komparatistik.

 

Statt dessen empfiehlt der Wissenschaftsrat

einen auf den Raumbedarf für die Sprach-

und Literaturwissenschaften, insbesondere

der Afrikanologie, beschränkten Neubau,

der mit einem Teilbetrag von neun Mio DM in

Kategorie l des Rahmenplans aufgenommen

werden soll.

Hinsichtlich des geplanten Sportzentrums

schlägt der Wissenschaftsrat vor, das Bau—

vorhaben in zwei Teilabschnitte zu unterglie—

dern, wobei der zweite Abschnitt in Höhe

von 4,5 Mio DM zunächst zurückgestellt und

nicht in den Rahmenplan aufgenommen

werden soll. Dagegen wird für den ersten

Bauabschnitt ein Betrag von 13,3 Mio DM

(lnstitutsteile, insbesondere Dreifach—

sporthalle und Freisportanlagen) zur Auf—

nahme in die dringlichste Kategorie des

Rahmenplans empfohlen.

In Zweifel stellt der Wissenschaftsrat in sei‘

ner Empfehlung die Größenordnung und die

zeitliche Dringlichkeit des geplanten Neu—

baus für die Verwaltung und das Studenten—

werk. Über dieses Vorhaben, meint der Wis—

senschaftsrat, solle erst entschieden wer—

den, wenn die bisher empfohlenen Gebäude

in Bau sind.

Interessant ist in der Empfehlung, daß der

Wissenschaftsrat die übliche Definition für

die Belegungsquote (Verhältnis von Studen-

tenzahlen zu flächenbezogenen Studienplätv

zen) für eine im Aufbau befindliche Neu-

gründung nicht gelten Iäßt. Es sei vielmehr

sinnvoller, meint der Wissenschaftsrat, von

Studienanfängerzahlen auszugehen und

diese Zahl mit einer mittleren Verweildauer

hochzurechnen.

Dazu heißt es in der Empfehlung lapidar:

„Die Studienanfängerzahlen des Jahres

1981 betrug 708. Mit einer mittleren Verweil—

zeit von 5,75 Jahren hochgerechnet, ergibt

sich ein Studentenbestand von rund 4000

Studenten. Unter Anwendung dieses Be—

standes errechnet sich eine Belegungsquote

von rund 110 Prozent (bezogen auf Flä—

chenbestand nach Fertigstellung der laufen—

den Vorhaben.“

 

Äquivalenzabkommen

Die Bundesrepublik Deutschland und Öster—

reich haben am 19‘ Januar in Bonn ein Ab—

kommen über die gegenseitige Anerken—

nung von Studienleistungen und Hochschul—

prüfungen abgeschlossen.

Nach Angaben des Auswärtigen Amtes han—

delt es sich__um die erste, alle Disziplinen um-

fassende Aquivalenzvereinbarung, die die

Bundesrepublik mit einem anderen Staat ab-

geschlossen hat. Vorbehaltlich können da-

mit alle Hochschulprüfungen und Studienlei—

stungen gegenseitig anerkannt werden.

Aquivalenzvereinbarungen bestehen, teil—

weise auf nur wenige Fächer begrenzt, unter

anderem auch mit Frankreich, Italien und

den Niederlanden. dpa

 



Kontaktstelle Teehnologie-Transfer

„Know-How“- Vermittlung
An Technologie- und Forschungs-Transler, der Vermittlung von — vor allem — naturwis-

senschaftlichem „Gewußt wie“ an Wirtschaftsunternehmen, beteiligt sich nun auch die

Universität Bayreuth mit einer Kontaktstelle.

Bei der öffentlichen Vorstellung der bereits

seit Anfang September arbeitenden „Kon-

taktstelle für Technologie- und Forschungs-

Transfer“ betonte kürzlich Präsident Dr.

Klaus-Dieter Wolff, der Bayreuther Modell-

versuch verstehe sich nicht als Konkurrenz,

sondern als notwendige Ergänzung bereits

bestehender Technologie-Transfer-Institutio-

nen. Wolff wies darauf hin, daß der Bayreu—

ther Versuch einer der ersten der derzeit

rund zehn im Universitätenbereich ist, der

nicht vor dem Hintergrund einer Tech-

nischen Hochschule oder zumindest Tech—

nischen Fakultät beginnt.

Das „Kapitai“ der Bayreuther Kontaktstelle

ist das Forschungspotenial von rund 60

Lehrstühlen der Universität aus den Berei—

chen Mathematik, Physik, Biologie, Chemie

und Geowissenschaften. Die neue Kontakt-

stelle versteht sich, so ihr Leiter Dr. Heinz-

Walter Ludwigs, als sinnvoller Ansprechpart-

ner und nachfrageorientierte Vermittlungs-

stelle in dem Sinne, daß alle von der Wirt-

schaft vorgebrachten Projektanliegen oder

lnformationswünsche zunächst aufgegriffen

und auf ihre Realisierbarkeit hin geprüft wer-

den. Sollte sich zeigen, daß die Wünsche

der Wirtschaft in Bayreuth nicht befriedigt

werden können, dann sollen sie an geeigne-

tere Institutionen — etwa andere Universitä—

ten oder Fachhochschulen sowie zentrale

bayrische Einrichtungen, wie das Ostbayeri-

sche Technologie—Transfer—Institut (OTTI)

oder die Landesgewerbeanstalt Bayern —

weitergeleitet werden.

Das Bayreuther Modell des Technologie—

und Forschungs-Transfers wiII eine Palette

von speziellen Dienstleistungsangeboten er-

proben. Dazu gehören

. die Übernahme von administrativen und

organisatorischen Aufgaben bei der

Durchführung wissenschaftlicher Veran—

Stallungen

o auf Wunsch der Auftraggeber Unterstüt-

zung bei der Beantragung staatlicher För—

derungsmöglichkeiten für Beratungs- so-

wie Forschungs- und Entwicklungspro—

jektkosten

o die Nutzung moderner Datenbankinfor-

mationsangebote durch Fachleute an der

Universität, um gezielte Auskünfte nach

den Wünschen des Anfragers „maßzu—

schneidern“

o Vermittlung zur Nutzung des Informa—

tionsangebots der Universitätsbibliothek

und Vermittlung von Fachübersetzungen

0 die Einrichtung und Organisation von Ar-

beits— und Diskussionskreisen als regel—

mäßige Gesprächsrunden mit Teilneh-

mern aus Hochschule und Wirtschaft

o und auf Wunsch der Kooperationspartner

vollständiges Projektmanagement für län—

gerfristige Kooperationen hinsichtlich ad—

ministrativer und organisatorischer Ab—

Wicklung.

Der Gründung der Kontaktstelle waren ein-

gehende Beratungen von Hochschulvertre—

tern mit GeSprächspartnern aus Industrie,

Verbänden, Kammern und anderen Techno—

logie-Transfer—Institutionen vorausgegan—

gen. Von seiten der Hochschule war dabei

ein starkes Interesse an einem Erfahrungs—

austausch zwischen Grundlagenforschung

und praktischer Anwendung erkennbar ge-

worden sowie an „indirekter“ Erschließung

zusätzlicher Finanzierungsquellen. Außer-

dem verspricht man sich von der Einrichtung

einer Kontaktstelle eine intensivere Orientie—

rung der Studiengestaltung an den Bedürf-

nissen der beruflichen Praxis

Auch von seiten der Wirtschaft und der öf-

fentlichen Institutionen — so zeigte sich — be—

steht ein eindeutiges Interesse am Zugang

zu Hochschuleinrichtungen. Hauptgründe

sind die Wettbewerbsnachteile mittelständi—

scher Industrie— und Handwerksbetriebe bei

Forschung, Entwicklung und Innovation, der

allgemeine Wettbewerbsdruck und neue Ge-

setze — zum Beispiel im Bereich des Umwelt—

schutzes —, die den Wunsch nach Nutzung

von Spezialwissen und Apparaten an For-

schungsstätten unterstreichen. Außerdem
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Dr. Heinz-Walter Ludwigs

spielt bei der Wirtschaft die günstige Erreich-

barkeit der Universität Bayreuth im nordost—

bayerischen Raum eine Rolle, und schließ-

lich sieht man Chancen zur Neu— und Wei—

terqualifikation von Firmenmitarbeitern.

Der Leiter der Kontaktstelle, Heinz—Walter

Ludwigs, ist promovierter Experimentalphy-

siker und stammt aus Köln. Er besitzt weitreiv

chende Erfahrungen beim Technologie-

transfer durch seine vorherigen Tätigkeiten

als wissenschaftlicher Sekretär eines überre-

gionalen Sonderforschungsbereiches und

zuletzt als Mitarbeiter einer technischen Un-

ternehmungsberatung.

 

Aufgelesen

„Zumal in Universitätsstädten, die

gleichzeitig Landeshauptstädte sind,

findet eine kumulativ—zirkuläre Ent—

wicklung zur ‚Bestandsfestschreibung‘

des Erreichten statt. Die enge gesell-

schaftliche Verflechtung hauptstädti—

scher Eliten übt über zahlreiche infor-

melle Kanäle einen Druck auf alle Ent—

scheidungsgremien aus. Wo der Ver—

treter einer peripheren Neugründung

durch kostspielige Telefonate einen

Besuchstermin bei Entscheidungsträ—

ger festmachen muß und eine Tages—

reise auf der Bahn verbringt, genügt

dem Fachlobbyisten oder Fakultäts-

matador einer Universität in der

Hauptstadt manchmal ein Gespräch

über den Zaun in Suburbia oder bei

einer Konzertpause im Staatstheater.

Über Lehraufträge oder Honorarpro—

 

fessuren verästeln sich solche Bezie-

hungen noch weiter. Die Freunde und

Förderer am Standort für Neugrün—

dungen reichen hingegen meist nicht

über die Entscheidungsträger auf Re-

gierungsbezirksebene und Abgeordne—

te der Landtage und des Bundestages

als regionale Mandatsträger hinaus. So

kommt es immer weider zu Verzerrun—

gen der Wettbewerbsbedingungen zu-

ungunsten der jungen Universitäten.“

Aufgeiesen in dem Aufsatz „Regionalisie-

rung versus Zentralisierung des Studienan-

gebots an Universitäten“ von Professor Dr.

Robert Geipel (TU München), dem Leiter

des Bayerischen Staatsinstituts für Hoch—

schulforschung und Hochschuiplanung, in:

Forschungs- und Sitzungsberichte der Aka-

demie für Raumforschung und Landespla—

nung, Hannover 1983, im Druck.
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Das Bundesministerium für For—

schung und Technologie legt zur Zeit

finanziell ein Pilotprojekt mit der Be—

zeichnung „Förderung technologieo—

rientierter Unternehmensgründer,

Existenzgründer“ auf, das vom Ost—

bayerischen Technologie—Transfer-

Institut (OTTI) in Regensburg betreut

wird. Zielgruppe der technischen und

betriebswirtschaftlichen Beratungen

im Rahmen dieses Pilotprojektes sind

Personen, die ein Unternehmen mit

neuen Produkten oder Dienstleistun-

gen gründen wollen oder gerade grün—

den. Zu diesem Personenkreis zählen

auch Hochschulangehörige und —ab-

 

OTTI hilft innovationsfreudigen Existenzgründern

Eine Route 128 in Ostbayern?

gänger aus naturwissenschaftlich—

technischen oder Wirtschaftswissen—

schaftlichen Fachrichtungen, die auf

dem Wege von einer Gründungsidee

bis hin zur eigentlichen Firmengrün—

fiung umfassend beraten werden sol—

en.

Um dieses Projekt den Hochschulan—

gehörigen der Universität Bayreuth

vorstellen zu können, hat der Leiter

der neu eingerichteten Kontaktstelle

für Forschungs— und Technologie-

Transfer der Universität Bayreuth,

Dr. Heinz—Walter Ludwigs, die Mitar-

beiter des OTTI gebeten, eine erste In-

formation über dieses spezielle Bera—

tungsgebiet zu geben.

Dr. Ludwigs möchte mit dieser Dar—

stellung eine Reihe von Beiträgen für

SPEKTRUM eröffnen, die in regelmä-

ßiger Form in einer Art Know-how—

T iansfer von außen in die Universität

seine Vermittlungsaktivitäten zwi—

schen Hochschule und Wirtschaft un-

terstützen sollen. Er denkt dabei an

Themenstellungen wie „Literatur—

datenbanken als Informationsquelle“

oder „Patentrechtliche Probleme im

Hochschulbereich“. Darüber hinaus

nimmt er Anregungen und Themen-

vorschläge der Leser gerne entgegen.

  

Viele haben von ihr gehört, der Route 128 in

Boston. Entlang dieser Umgehungsstraße

entstand in den 50er und 60er Jahren eine

Vielzahl von Spin—off—Gründungen, d. h.‚

Fachleute machen sich mit dem in For—

schungseinrichtungen und Industrieunter—

nehmen erworbenen Kenntnissen selbstän—

dig — sie gründen ihr eigenes Unternehmen.

Dabei fungierten die natur— und ingenieur—

wissenschaftlichen Fakultäten des Massa-

chusetts Institute of Technology (MIT) und

andere Universitäten in Boston sowie indu-

strielle Forschungseinrichtungen als Keim-

zellen. Diese räumlich konzentrierten Grün-

dungsaktivitäten, die sich gleichzeitig an an—

deren Orten, beispielsweise dem Silicon Val-

Iey, entwickelten, gaben und geben ent-

scheidende Impulse auf dem Gebiet der

Halbleiteriechnik. Die „Fairchild-Spin-offs“,

„Intel“ und „National Semiconductor“ sind

hierzu beeindruckende Beispiele.

Der Aufbau von neuen Firmen, insbesonde—

re technologieorientierter Unternehmens-

gründungen, trägt dazu bei, langfristig Wett—

bewerbsfähigkeit und Arbeitsplätze zu si—

chern. Im Vergleich zu den USA ist die Zahl

der Firmenneugründungen im Bereich inno-

vativer Technologien in der Bundesrepublik

unverhältnismäßig niedrig. Worauf ist dieses

Gründungsdefizit zurückzuführen?

Genannt werden häufig die mangelnde

Gründungsbereitschaft potentieller Gründer,

also ein fehlender Pioniergeist bei Ingenieu-

ren und Managern, sowie festgefahrene

Denkstrukturen in Verwaltung und Industrie.

Als gewichtiger gründungshemmender Fak—

tor gilt jedoch das geringe Angebot an Risi-

kokapital in der Bundesrepublik.

Während in den USA Firmengründer über

sog. Venture-KapitaI—Unternehmen ihren Ka—

pitalbedarf beschaffen können und ein rela—

tiv leichter Zugang zur Börse zur Aufstok—

kung des Gründungskapitals besteht, sind in

der Bundesrepublik die finanziellen Rah—

menbedingungen für Unternehmensgründer

erheblich restriktiver. Eine gute Produktidee

und das dazugehörige technologische und

kaufmännische Know-how werden als Siv

Cherheit nur selten akzeptiert. Die Banken

sind nicht dazu bereit und auch nicht dazu

ausgestattet, ein Team, das ein neues Pro—

dukt entwickelt, mit einer finanziellen Infra—

struktur zu umgeben.

Um dieses Gründungsklima zu verbessern,

rief das Bundesministerium für Forschung

und Technologie einen Modellversuch ins

Leben, der eine Verbesserung der Rahmen-

bedingungen für technologieorientierte Un—

ternehmensgründungen vorsieht. Das Pro-

gramm umfaßt finanzielle Zuwendungen,

zinsgünstige Darlehen und Bürgschaften so—

wie die technische und betriebswirtschaftli-

che Beratung der den Modellversuch beglei—

tenden Technologieberatungsstellen. Für

den Bereich der Region Ostbayern — d. h.‚

die Regierungsbezirke Oberfranken, Ober-

pfalz und Niederbayern — ist für dieses Pro—

gramm das Ostbayerische Technologie—

Transfer-lnstitut zuständig, übrigens die ein-

zige Stelle in Bayern, die Mittel aus diesem

Programm betreut. Hier ein kurzer Überblick

über die wesentlichen Elemente des BMFT—

Programms:

Es können Gründungsfälle gefördert wer-

den, deren zu entwickelnde und zu vermark—

tende Produkte und Verfahren deutliche

Wettbewerbsvorteile und Marktchancen auf—

grund ihrer technischen Innovationshöhe er—

warten lassen. Die Produkte und Verfahren

sollten in der Regel Neuheitscharakter für

die Bundesrepublik besitzen.

Für die erste Phase des Programms, die

sog. Konzeptionsphase, sind Zuschüsse

vorgesehen, die erlauben, Marktrecherchen,

Studien etc. über das innovative Produkt

oder Verfahren anfertigen zu lassen.

Die nächste Stufe sieht Zuschüsse und Risi-

kobeteiligung seitens des BMFT zur Erstel—

lung eines Prototypen vor. Die Herstellung

eines Prototyps bedeutet nicht nur häufig

einen hohen finanziellen und zeitlichen Auf—

wand für den potentiellen Unternehmens-

gründer, oft können diese Arbeiten nicht

ausschließlich von ihm selbst durchgeführt

werden, so daß spezifische Arbeiten extern

zu vergeben sind,

Zur Finanzierung der Produktionseinrichtun-

gen und der Aufwendungen für die Markt—

einführung — die dritte Phase der Gründung

— übernimmt der Bund im Bedarfsfall befri—

stete Bürgschaften bis zu zwei Millionen DM.

Dabei unterstützt OTTI technologieorientier—

te Unternehmensgründer nicht nur bei der

Beantragung dieser Mittel, sondern hilft

auch bei der Finanz— und Absatzplanung,

der Vermittlung von Kooperationspartnern

für Zulieferer und Vertrieb usw.

Diese neue Fördermaßnahme in Verbindung

mit dem OTTI-Beratungsangebot reicht na—

türlich nicht aus, um eine Route 128 in Ost—

bayern entstehen zu lassen. Es fehlt vor al-

lem die Infrastruktur das Bostoner Ballungs-

raumes. Vielmehr sollen Leute, die ihre eige—

nen ldeen durchsetzen und die unabhängig

werden wollen, motiviert werden, diese Ge—

danken in die Tat umzusetzen. Durch die

Verbesserung der Rahmenbedingungen für

technologieorientierte Unternehmensgrün-

dungen könnte dieser Schritt um einiges er-

leichtert werden.

Zum Schluß noch ein paar Worte über OTTI:

Vor vier Jahren als BMFT—Modellprojekt ge—

gründet, ist das Ol‘TI heute mit drei Inge—

nieuren, einem Volkswirt, einem Betriebswirt

und einem Physiker ein schlagkräftiges, er-

fahrenes Beratungsteam. Getragen wird die—

ses Institut u. a. von den ost— und nordost—

bayerischen Industrie— und Handelskam—

mern sowie den Handwerkskammern, den

Bezirkstagen, von Landkreisen, Städten,

Kreditinstituten und schließlich von rund 200
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Umweltscth im Widerstreit rmterschiedlicher Interessen

Von Professor Dr. Reimer Herrmann — Lehrstuhl Hya’rologie

Die Königliche Schwedische Akademie

der Wissenschaften und die United Na-

tions University hatten 35 Wissenschaft-

ler verschiedener Disziplinen und Natio-

nen zu einer Klausurtagung über „Priori-

täten der Umweltforschung und des Um-

weltmanagements in den achtziger Jah-

ren“ nach Rättvik in Mittelschweden ein-

geladen. Aufgabe der Konferenz war es,

die maßnahmebezogene Umweltfor-

schung der Regierung durch eine von al-

len Interessenbindungen freie wissen-

schaftliche Beratung zu ergänzen.

Diese Konferenz war auch deshalb notwen-

dig, weil den alles durchdringenden Aktivitä-

ten der Regierungen keine schlagkräftige

Organisation der freien Wissenschaft gegen—

übersteht und zumindest vor der UNEP(Uni-

ted Nations Evironment Program)-Minister—

konferenz im Mai 1983 auch weisungsge-

bundene Wissenschaftler ihre Sicht der Um—

weltprobleme der Öffentlichkeit vorstellen

sollten.

Den Teilnehmern waren folgende zwei

grundlegende Fragen vorgelegt worden, auf

die sie aus der Sicht ihres Faches bereits

vorbereitete Antworten mit nach Schweden

brachten:

O Welche Umweltprobleme werden unzurei—

chend verstanden und bedürfen dringend

intensiver Forschung?

0 Welche Umweltprobleme sind hinrei—

chend erforscht, bedürfen aber neuer An—

strengungen, um sie zu beseitigen?

Es zeigte sich aber im Verlauf der Konferenz,

daß die notwendige gegenseitige Abstim-

mung mit dem Ziel einer Durchsetzung und

Konzentration der Umweltforschung und

des Umweltmanagements dienenden Zu-

sammenarbeit in der nahen Zukunft nur

Hoffnung bleibt: Obgleich bei der Auswahl

Eine Route 128. . .
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Mitgliedsfirmen. Die Finanzierung erfolgt

durch das BMFT und das Bayerische Staats-

ministerium für Wirtschaft und Verkehr sowie

aus Mitgliedsbeiträgen.

 

Die Beratungsleistungen für technologie-

orientierte Unternehmensgründer sind ko—

stenlos.

Kontaktadresse:

Ostbayerisches Technologie-Transfer-

Institute. V.

Dr.-Martin-Luther-Str. 10

8400 Regensburg

Tel. 0941/5610 93-94

der Teilnehmer die Fachkompetenz alleini-

ges Kriterium war, führten die nationale und

soziale Herkunft sowie die unterschiedliche

fachliche Spezialisierung zu sehr divergie-

renden Ansichten über die Dringlichkeit von

Erforschung und Management verschiede-

ner Umweltprobleme.

So war aus der Sicht der Dritten Welt die Er-

forschung von Ursachen und Folgen des

sauren Regens kaum notwendig, desglei—

chen der Aufbau einer ökotoxikologischen

Forschung überhaupt. Im Gegenteil, die

schon seit der Stockholmer Umweltkonfe-

renz im Jahre 1972 bekannten Argumente

der Dritten Welt, daß verstärkter Umwelt-

schutz den Industrieländern nur dazu diene,

billigere Konkurrenz fernzuhalten, Iebten er-

neut wieder auf.

Umgekehrt war es bei dem gegenwärtigen

Stand der hygienischen Forschung aus der

Sicht der Vertreter der entwickelten Länder

nicht einsehbar, daß diese Disziplin unter die

zehn mit dem größten Rückstand in der Um—

weltforschung eingereiht werden sollte.

Nach heftigem Tauziehen wurden dann die

folgenden zwei Listen von Bereichen, in de—

nen besonders geforscht oder in denen das

Umweltschutzmanagement bevorzugt geför—

dert werden sollte, aufgestellt.

1. Umweltforschung:

Vernichtung des tropischen Regenwaldes,

Verlust biologischer Artenvielfalt, Entstehung

und Ausbreitung mutanter Gene, Dürren

und Überschwemmungen, saurer Regen,

Klimaveränderung durch COZ-Immissio—

nen, Einfluß von gefährlichen Stoffen auf

Ökosysteme und Mensch, Verlust von land—

wirtschaftlicher Nutzfläche durch Versai-

zung, Einfluß von Verstädterung auf die Um—

weit, Befriedigung der gegenwärtigen und

zukünftigen Energienachfrage.

2. Umweltmanagement:

Beseitigung gefährlicher Chemikalien und

Abfälle, Vernichtung der tropischen Wälder,

Desertifikation, Kontrolle pathogener Keime

aus menschlichen Fäkalien und ihrer aquati-

schen Vektoren, Bevölkerungswachstum

und Verstädterung, Befriedigung des Ener-

giebedarfs jetzt und in der Zukunft, saurer

Regen, Artenverlust und Verringerung der

biologischen Mannigfaltigkeit, Schutz der

Meere, Feuerholzkrise.

Da sich insbesondere die Wissenschaftler

aus der Dritten Welt nur Erfolg in der Beseiti—

gung der in diesem Teil der Welt drückenden

Probleme versprachen, wenn die UNO ihre

Probleme in den Prioritätenlisten wiederfin—

det, war die Auseinandersetzung erwar-

tungsgemäß zäh.

Die beiden Prioritätenlisten wurden durch ei-

nige darin nicht berücksichtigte Bereiche

der Umweltforschung und des Umweltmana-

gements ergänzt, die für vergleichsweise

wichtig erachtet wurden:

Abbau der Ozonschicht in der Stratosphäre,

radioaktive Immission, Verbreitung von Spu-

renmetailen und Spurenmetallverbindungen

in der Umwelt, Emission organischer Verbin-

dungen aus unvollständiger Verbrennung,

Kontamination von Böden und Grundwasser

durch feste und flüssige Abfälle, Schädigung

der Umwelt durch Bergbau, Kontamination

der Gewässer durch überhöhte Nährstoffzu-

fuhr, Überfischung der Meere, Ölverschmut—

zung der Meere, Wasserwirtschaft der Fluß—

gebiete, Denitrifikationsprozesse in Böden

und Oberflächengewässern, Nahrungsmit-

telproduktion und -transport, umweltgemäße

Technologien.

In der abschließenden Pressekonferenz in

der Königlichen Schwedischen Akademie

der Wissenschaften in Stockholm wurde von

kritischen Fachjournalisten beklagt, daß sich

viele Wissenschaftler in der Umweltfor—

schung bereits unnötigen diplomatischen

Zwang in ihrer Sprache antun, so daß auf

den Nägeln brennende übergreifende Pro—

bleme nicht in der notwendigen Deutlichkeit

angesprochen werden. Zu diesen übergrei—

fenden Umweltschutz- und Managementpro—

blemen gehören vor allem die folgenden

drei:

1.Es ist dringend notwendig, Maßnahmen

zu entwickeln, die das Bevölkerungs—

wachstum und die Bevölkerungsverteilung

auf der Erde regeln.

2. Die Belastung der Biosphäre und der Res—

sourcen durch die zu große Bevölkerung

führt schon jetzt dazu, daß die Bedürfnis-

se zukünftiger Generationen nicht erfüllt

werden können.

3.Viele miteinander verzahnte Umwelt-

schutzprobleme, z. B. aus den Bereichen

Verstädterung, Bevölkerungswachstum

oder Giftstoffausbreitung, könnten bereits

jetzt durch tatkräftige und koordinierte

Maßnahmen zumindest entschärft wer-

den.

Allgemein beklagten die Teilnehmer und

dachten dabei durchaus an sich selbst, daß

der Transfer von Kenntnissen und Strategien

aus der Forschung zu den handelnden Poli-

tikern und in der Öffentlichkeit unzureichend

ist. In der sachlich begründeten Rollenvertei—

lung zwischen Wissenschaft und handeln-
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Bodenkundliche Untersuchung

BayreutherAlleebäumen

droht der Streusalztod
Nach Angaben des Umweltbundesamtes in Berlin gehen jährlich etwa 20000 Straßen-

bäume zugrunde — nachzulesen im Streusalzbericht 1981. Verantwortlich dafür sind die

ohnehin ungünstigen Standortbedingungen für Straßenbäume, die durch den Gebrauch

von Auftausalzen (Natriumchlorid) noch um ein Vielfaches verschlechtert werden. Sind

nun durch geeignete Düngemaßnahmen die schon geschädigten Straßenbäume noch zu

retten oder lassen sich die Schäden zumindest mildern? Eine von der Stadt Bayreuth be-

auftragte Untersuchung des Lehrstuhls für Bodenkunde (Professor Dr. Wolfgang Zech),

von Diplom-Forstwirt Alfons Zucker und dessen Mitarbeiter, des Studenten der Geoöko-

logie Peter-Michael Habermann, angefertigt, kommt zu einem skeptischen Ergebnis: Mit

Hilfe geeigneter Düngemaßnahmen können zwar die Standorte und Lebensbedingungen

eines Alleebaumes verbessert und seine Abwehrkraft gegen Streusalz erhöht werden,

aber ohne eine drastische Einschränkung der Salzstreuung auf den Straßen und Gehwe-

gen, verbunden mit chemischen Düngungsmaßnahmen, ist eine Rettung dieser Bäume

nicht möglich. Es werden dann etwa ein Viertel bis ein Drittel der Alleebäume in den

nächsten Jahren absterben.

Zwischen Herbst 1981 und Sommer 1982

wurden 33 geschädigte Linden und zwei ge-

sunde Platanen aus fünf Bayreuther Alleen

(Bismarckstraße, Ludwig—Thoma-Straße,

Markgrafenallee, Königsallee, Brandenbur—

ger Straße) im Vergleich mit einer ebenfalls

gesunden Linde untersucht. Eindeutig stellte

sich heraus, daß die Schadsymptome an

den Bäumen durch Streusalz verursacht

werden

Die Wissenschaftler registrierten in verein-

zelten Bereichen zu hohe pH-Werte für ein

gesundes Baumwachstum (pH 7—9), das

heißt, der Boden reagiert alkalisch, während

die Linden einen schwach—sauren Boden

benötigen, um optimal zu gedeihen. Außer-

dem wurde ein zu hoher Anteil von Natrium

im Boden (bis 15 Prozent) festgestellt. Na-

trium im Überschuß verdrängt die für das

Baumwachstum wichtigen Nährionen, setzt

außerdem die Sauerstoffversorgung der

Wurzel infolge Bodenverdichtung herab und

 

Umweltschutz...
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den Politikern besteht offensichtlich noch

ein schädliches Ungleichgewicht.

Über alle Unterschiede im Hinblick auf die

Prioritäten des Umweltschutzes und -mana-

gements hinaus waren sich die Teilnehmer

überwiegend darin einig, daß die Probleme

des Umweltschutzes nicht durch alternative

Lösungen des „Zurück zur Natur“, sondern

nur durch mehr Umweltforschung, Entwick-

lung und Einsatz umweltschonender Tech—

nologien, mehr Umweltmanagement und

konsequente sozioökonomische Entwick-

lung bewältigt werden können.

Der Autor hat als Teilnehmer der Konferenz

den Problemkreis „Gewässerbelastung

durch potentiell toxische organische oder

anorganische Verbindungen“ vertreten.

erschwert teilweise ihre Wasseraufnahmefä—

higkeit.

Auffällig, so belegt die Expertise, waren

auch deutliche Mangelerscheinungen bei

den Nährelementen Kalium und Magnesium

sowie vereinzelt, aufgrund des hohen pH-

Wertes, bei den Spurennährstoffen (Man-

gan).

Nach der Schneeschmelze treten nach den

Untersuchungsergebnissen in der Bodenlö—

sung hohe Mengen der Pflanzenschadstoffe

Natrium und Chlorid sowie vor allem des

Pflanzennährstoffes Kalium auf. Dessen lös-

liche Anteile werden relativ leicht ausgewa-

schen und stehen der Pflanze nicht mehr zur

Verfügung Befürchtet werden müsse, heißt

es in der Untersuchung weiter, daß aufgrund

der ungünstigen bodenphysikalischen Wir—

kung des Natriums pflanzenschädigende

Chloridionen im Wurzelbereich bleiben und

im Frühjahr von den Bäumen erneut aufge-

nommen werden.

Diese übermäßige Aufnahme des Chlorids

durch die Baumwurzeln führt zu einer Vergif-

tung der Zellen. Das aufgenommene Chlorid

wird zu einem großen Teil im Herbst in Spei-

cherorgane des Baumes zurückverlagert

und gelangt von dort im Frühjahr wieder in

die Blätter, wo es von neuem toxisch wirkt.

Unterliegt ein Baum jahrelanger Streusalzzu-

fuhr, die dann aufhört, so ist dieser Baum al-

so trotz der nun fehlenden direkten Salzzu-

fuhr weiterhin krank. Wird das Salz aber wei-

terhin gestreut, dann kommt es im Laufe

mehrerer Jahre zu einer Salzanhäufung in

der Pflanze.

Meßbare Verbesserungen bei der Nährstoff-

versorgung des Bodens und der Blätter wur—

den mit den Düngemaßnahmen im April die-

ses Jahres erzielt. Dabei wurden sogenann—

te lonenaustauscherlösungen aus Mischun-

gen physiologisch sauer wirkender Dünge—

10

mittel auf die Baumscheibe eines jeden Ver-

suchsbaumes aufgebracht und mit einer be-

stimmten Wassermenge eingeschwemmt.

Die Laboranalyse zeigte, daß das schädliche

Natrium im Boden von wichtigen Nährionen

(Kalium und Magnesium) teilweise verdrängt

wurdet Zwar konnten die normalerweise im

Sommer zu erwartenden Chloridmaximal-

werte um 15 Prozent vermindert werden,

doch die Natrium- und Chloridgehalte der

Blätter lagen auch nach der Düngung in

einem zu hohen Bereich. Immerhin wurde

erreicht, daß bei einer relativ großen Zahl

von Versuchsbäumen sich das äußere Er-

scheinungsbild besserte: Ihre Blätter trieben

größer aus und behielten länger ihre sattgrü-

ne Farbe, als die der nichtbehandelten Bäu—

me.

Einen durchgreifenden Erfolg bei der Erhal-

tung von Alleebäumen sichert die Düngung

aber nicht. „Unsere Maßnahmen werden

nur dann von dauerhaftem Erfolg gekrönt

sein“, merken die Autoren in einem Fazit der

Untersuchung an, „wenn der entscheidende

Beitrag zum Erhalt von Alleebäumen in Stadt

und Land von den Verursachern der Schä-

den durch einen weitgehenden Verzicht auf

Streusalz geleistet wird“ Geschieht dies

nicht, dann haben auch hohe Geldausgaben

für die bauliche Umgestaltung der Alleen

(Bismarckstraße) nur eine unwesentliche

Verbesserung des Gesundheitszustandes

der Bäume zur Folget

Die Gutachter geben schließlich noch einen

Hinweis für einen Wechsel der Baumarten

und raten von Neuanpflanzungen der ex-

trem salzempfindlichen Linden ab. Statt des-

sen empfehlen sie die Anpflanzung vor allem

von Stieleichen und Platanen.

 

„Bayreuth ist erst die vierte Stadt

nach drei Großstädten, die ein sol—

ches Gutachten in Auftrag gegeben

haben. Für eine mittlere Stadt ist

das eine mittlere Sensation.“

Dipl—Forstwirt Alfons Zucker bei der Vor-

stellung seines Gutachtens im Rahmen

einer Pressekonferenz der Stadt Bay—

reuth.

   

Die Stadt Bayreuth reagierte schnell auf das

Gutachten von Zucker und Habermann. Bei

einer Pressekonferenz Ende Januar 1983

kündigte der Leiter des Tiefbaureferates der

Stadt, Hans Baumann, umfangreiche Konse-

quenzen an. So soll zukünftig bei der Aut-

stellung von Bebauungsplänen und Bauent—

würfen für öffentliche Verkehrsflächen be-

achtet werden, daß ausreichend große Ve—

getationsflächen für Bäume (10 qm/Baum)

vorhanden sind, daß ein ausreichender Ab—

stand zwischen Fahrbahnrand und Bepflan—

zung eingehalten wird und daß — in Einver—

nehmen mit den Grundstückseigentümern —

für Baumpflanzungen die Vorgärten der An-
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„ Waldsterben “im Fichtelgebirge

Profi Zech: Hauptgrund

ist der Magnesiummangel

Der „entscheidende Grund für das Fichten- und Tannensterben“ in den nordbayeri-

schen Wäldern, vor allen Dingen des Fichtelgebirges, ist nach Ansicht des Bayreuther

Lehrstuhlinhabers für Bodenkunde und Bodengeographie, Professor Dr. Wolfgang Zech,

Magnesiummangel. Dieses Ergebnis von Untersuchungen zusammen mit seiner Diplo-

mandin Elisabeth Popp hat Professor Zech bei öffentlichen Vorträgen in Wunsiedel und

Bayreuth vertreten. Bei diesen Forschungsarbeiten wurden Fichten und Tannen auf Gra-

nit-, Phyllit- (feinblättriger, kristalliner Schiefer) und Gneisstandorten untersucht.

Man habe, sagte Professor Zech in Wunsie-

del, genau die Symptome des sogenannten

Waldsterbens studiert und die Veränderung

während der Vegetationsperiode des Jahres

beobachtet. Zusammen mit Boden— und Na-

delanalysen erlaube diese Methode Rück-

schlüsse auf die Ursachen, die der Dynamik

des Waldsterbens zugrunde liegen.

Bei den Symptomen habe sich gezeigt, daß

die boden- und stammnahen älteren Nadeln

am stärksten erkrankt seien. in diesem Be-

reich seien die Nadeln am deutlichsten gelb-

spitzig, würden später nekrotisch werden

und fielen dann ab. Der nächste Schritt sei—

en Wurzelschäden. Den Kronenbereich der

Bäume habe man dagegen am längsten

grün gefunden und die jungen Triebe am

wenigsten befallen. Dies könne man am

deutlichsten im ausgehenden Winter beob—

achten, während im Laufe der Vegetations-

periode Verbesserungen einträten.

Diese eindeutigen Symptome, meint Profes-

sor Zech weiter, sprächen entweder für Ka—

Iium- oder Magnesiummangel. Kaliumman-

gel könne man jedoch ausscheiden, denn

auf den untersuchten Böden befinde sich

eine Unzahl winziger Glimmerstückchen, in

denen genügend Kalium enthalten sei.

Die Boden- und Pflanzenanalysen hätten er-

geben, daß die Bäume sehr gut mit Stickstoff

und ausgezeichnet mit Phosphor versorgt

seien und genügend Kalium enthielten. Die

kranken Fichten besaßen sehr wenig Zink,

deutlich mehr dagegen die noch grünen

Bäume. Kalziummangel sei in den Nadeln

der erkrankten Bäume festgestellt worden.

Noch viel deutlicher sei allerdings, berichte-

te Professor Zech, der Magnesiummangel.

Man wisse inzwischen, daß bei Werten klei-

ner als 0,4 ppt (parts per thousand/Promille)

an Magnesium sichtbare Mangelsymptome
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an den Bäumen zu erkennen seien. Da die

Tanne größere Anforderungen an die Mag-

nesiumversorgung stelle, sei auch verständ-

lich, „daß sie vorher und eher abstirbt“, so

Professor Zech.

Aufgrund der Beobachtungen und der ana-

lytischen Ergebnisse könne man also mit Si-

cherheit sagen, daß „in den Hochlagen auf

den Standorten, die wir untersucht haben,

die Fichten und Tannen an Magnesiumman—

gel erkranken und daran sterben“.

Deutlich sei der Zusammenhang der starken

Schwefel— und Salpetersäurebelastung mit

dem Magnesiummangel, berichtete der Bay—

reuther Bodenkundler. Der Boden versuche

die hohen Schwefelwerte abzupuffern und

dabei die Wasserstoffionen der Schwefel-

säure mit den basisch wirkenden Kationen

Kalzium, Magnesium, aber auch Kalium und

Natrium auszutauschen.

Als wichtigsten Therapieansatz bezeichnete

es Professor Zech, den Eintrag" von Salpe-

ter- und Schwefelsäure in die Waldboden zu

unterbinden. Für schon erkrankte Bäume im

„latenten Mangelbereich" empfahl Zech

eine Düngung mit Kalimagnesia. Elisabeth

Popp habe im vergangenen Sommer Fichten

mit Magnesiumverbindungen gedüngt. und

es habe sich gezeigt, daß die bei den Tan-

nen deutlichen Regenerationserscheinun—

gen beobachtet werden konnten.

Daß Düngungen der Bayerischen Staatli—

chen Forstverwaltung mit kohlesaurem Mag-

nesiakalk bisher noch nicht zum Erfolg ge-

führt hätten, läge daran, daß sich diese be-

handelten Bäume schon im „akuten Man-

gelbereich“ befänden, also schon zu krank

seien, um noch gerettet zu werden.
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Iieger in Anspruch genommen werden kön-

nen. Außerdem will man die bestehende Be—

pflanzung durch Überhöhungen an den

Straßen und Randsteinen schützen.

Zudem wiII man künftig Bäume und Sträu—

cher anpflanzen, die besonders salzresisten—

te Eigenschaften besitzen. Bevorzugt sollen

Stieleichen und Platanen sowie Akazien, Sil-

berlinden, Götterbäume und Ebereschen an-

geplanzt werden.

Die wichtigsten Konsequenzen aus den Gut—

achten ergeben sich aber aus der angekün—

digten Beschränkung der Salzmenge auf

das unbedingt erforderliche Maß. So soll der

Feuchtsalzanteil je Streugang nur noch zehn

Gramm pro qm betragen und der Salzanteil

bei Splittsalzgemisch nur noch 15 Gramm

pro qm. Weiterhin strebt man die Rückstu—

fung von Straßen der sogenannten ersten

Winterdienststufe in die zweite Stufe an (ver-

kehrsunwichtige und ungefährliche Straßen—

stellen, die nur noch geräumt, nicht mehr

gestreut werden), wobei das Einvernehmen

mit dem Rechtsreferat der Stadt, der Polizei

und den Versicherern der Stadt hergestellt

werden mußr Schließlich soll durch eine Ver-

ordnungsänderung durch den Stadtrat das

Verbot der Verwendung von Streusalz im ge—

samten Stadtgebiet beschlossen werden.

An Pflege- und Sanierungsmaßnahmen sieht

die Stadt die Vergößerung der Baumschei—

ben auf zehn Quadratmeter, gezielte Dün-

gung der Bäume und Sträucher entspre—

chend den Vorschlägen des Gutachtens,

eine eventuelle Verjüngung der Kronen stark

salzgeschädigter Bäume, den Austausch

des mit Streusalz angereicherten Bodens im

Wurzelbereich der Bäume und die Aufbrin—

gung spezieller Mulchdecken aus Ton und

Kompost vor.

Bei der Pressekonferenz betonte Oberbür-

germeister Hans Walter Wild, man könne

zwar nicht ganz ohne Streusalz auskommen,

aber die Stadt sei bestrebt nach dem Gut—

achten zu verfahren und die rund 2400 Al—

Ieebäume im Bayreuther Stadtgebiet — da-

von mehr als die Hälfte salzanfällige Linden

— so weit wie möglich zu schützen und zu er—

halten.
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Bayerische Schmuckstücke in höchster Gefahr

Die ktzten Flußperlmuscheln:

schon zu a

‚in!

  

1. , v .. , „

Abb. 1: Typische Muschelbank. Die Tiere sie

Ihr Verbreitungsgebiet ist riesig, sie erreicht

ein außerordentlich hohes Alter, und ihr

kommerzieller Nutzen war in manchen Ge—

genden nicht unerheblich, sie wird daher

vielerorts seit Jahrhunderten vom Menschen

gehegt — trotzdem kann die Flußperlmuschel

die nächsten Jahrzehnte wohl nur in einigen

abgelegenen Gebieten Sibiriens, Alaskas

(und vielleicht in Bayern???) überleben.

Daß es in Bayern den Beruf des Perlfischers

gab, ist heute fast völlig in Vergessenheit ge-

raten. Dabei Iäßt sich die Geschichte der

bayerischen Perlfischerei bis ins 15. Jahr-

hundert zurückverfolgen. Es gab damals Er—

Iässe der Landesherren, die das unberech-

tigte Perlensuchen bei Abschlagen der rech—

ten Hand unter Strafe stellten. Noch weiter

ging um 1700 der Bischof von Passau: Er

ließ an seinen Perlbächen Galgen aufstellen,

‚gr 1'

5 ‘ ‚ ‚j ‚ x?

hen dicht an dicht, mit dem Hinterende gegen die Strömung gerichtet.

um den Räubern die drohende Strafe an-

schaulich vor Augen zu führen.

Bayerische Perlen wurden in ganz Europa

gehandelt. Zahlreiche Prachtexemplare kön-

nen 2‘ B. in der Schatzkammer der Münch-

ner Residenz unter den bayerischen Kron—

insignien bewundert werden. Selbst die

Preußenkrone zierte eine bayerische Perle:

Als Bayreuth kurze Zeit preußisch war,

wohnte im Jahre 1803 die Königin Luise

persönlich einem „Perlfang“ in der Ölschnitz

(Bad Berneck) bei und erhielt bei dieser Ge—

legenheit das Schmuckstück.

Die Flußperlmuschel ist die einzige heimi-

sche Muschel, die wertvolle Perlen bildet.

Sie gilt als Zeiger für extrem saubere und

weiche Fließgewässer, in denen sie noch um

die Jahrhundertwende in unvorstellbaren

Mengen vorkam. Die Tiere steckten dicht an

l zu Überlee?

    

 

dicht im Bachgrund (Abb. 1), wie die Pflau-

men auf einem Kuchen.

Heute gehört die Flußperlmuschel zu den

bedrohtesten Tierarten überhaupt. Neueste

Bestandsaufnahmen lassen auf einen kata-

strophalen Rückgang in Finnland, in Schwe-

den und Nonivegen sowie auf das Erlöschen

zahlreicher Populationen in England und in

den USA schließen. Kleine Restvorkommen,

die wohl nicht überlebensfähig sind, gibt es

z. B. noch in der Tschechoslowakei, in der

DDR und in Frankreich.

Überregionale Bedeutung kommt den baye—

rischen Beständen zu, da sie mit derzeit

125000 Tieren die weitaus größten Mittel—

europas darstellen. (In der Bundesrepublik

gibt es außerdem noch einige kleine Vor-

kommen, z. B. in der Lüneburger Heide und

Fortsetzung nächste Selte
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Abb. 2: Bestandsentwicklung der Flußperlmuschel im Fichtelgebirge.

Fortsetzung von Selte 12

am Vogelsberg.) Der Rückgang verläuft hier

aber ebenso dramatisch wie in den übrigen

Gebieten: 1914 wurden im Fichtelgebirge

700000 Perlmuscheln gezählt, bis heute ha—

ben dort lediglich 25000 Tiere überlebt. Das

bedeutet einen Rückgang um mehr als 95

Prozent in lediglich 70 Jahren (Abb. 2). Die-

ses Ausmaß des Rückgangs kann, wie Lite-

raturangaben und eigene Erhebungen zeig-

ten, als typisch, zumindest für Mitteleuropa,

angesehen werden.

Nun könnte man einwenden, daß es doch

etwas übertrieben sei, angesichts des doch

   
Abb. 3: Larve der Flußperlmuschel

immer noch recht stattlichen Bestands von

125000 Tieren vom Aussterben der bayeri—

schen Flußperlmuscheln zu sprechen. Unse—

re Untersuchungen hinsichtlich der Alters-

struktur zeigten jedoch, daß Jungtiere prak-

tisch nicht mehr vorkommen. Alle Perlmu-

schelpopulationen sind überaltert, in einigen

Fällen sind die jüngsten Exemplare 50 bis 60

Jahre alt. Man kann also mit Fug und Recht

behaupten, daß es bei uns nur noch deshalb

Flußperlmuscheln gibt, weil die Tiere das

unter Wirbellosen einzigartige Alter von 110

Jahren erreichen.

Um das endgültige Aussterben dieser Tierart

 

Abb. 4: Drei Perlmuschellarven auf Forel-

Ienkieme.
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In Mitteleuropa vielleicht doch noch verhin-

dern zu können, galt es, die Ursachen dieser

Überalterung aufzuklären. Wir untersuchten

daher zunächst, an welcher Stelle der Ent-

wicklungszyklus unterbrochen wird.

Jedes Muschelweibchen produziert im Som-

mer bis zu zehn Millionen winziger (0,04

mm) Larven (Abb. 3). Diese werden ins Was-

ser abgegeben und benötigen für die weite-

re Entwicklung einen Wirtsfisch, auf dem sie

ein parasitisches Stadium durchlaufen müs-

sen. Bei uns ist dieser Wirt die Bachforelle.

Nur diejenigen Muschellarven können über-

leben, die von einer Forelle eingeatmet wer—

den. Mit dem Atemwasser gelangen sie an

die Kiemen des Fisches und heften sich dort

durch Zusammenklappen der beiden Scha-

len fest. Sie werden durch das Kiemengewe-

be üben/vuchert (Abb. 4) und ernähren sich

in der Folgezeit vom Fischblut. Nach Ab—

schluß der parasitären Phase zerreißt die

Jungmuschel (Abb. 5) das sie umgebende

Zystengewebe, Iäßt sich zu Boden fallen

und wandert vermutlich einige cm tief in das

Lückensystem des Bachgrunds ein, wo sie

ihre ersten drei bis vier Lebensjahre ver-

bringt.

Zu unserer Überraschung war die Fortpflan-

zungsbiologie in keinem der Bestände, auch

nicht in stark überalterten Populationen, ge-

stört. Als kritisches, d. h. gegen Umweltein-

flüsse empfindlichstes Stadium erwies sich

die Jungmuschel nach Verlassen des Wirts—

fisches. Diese kann in den meisten Bächen

heute nicht mehr überleben.

In einem Gemeinschaftsprojekt der Lehr-

stühle Hydrologie und Tierökologie wurde

daher versucht, das Absterben der Jung—

muscheln mit gewässerchemischen Bedin-

gungen in Beziehung zu setzen. Hierbei

stellten sich insbesondere Phosphat und

Fortsetzung nächste Seite
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Abb. 5: Junge Flußperlmuschel kurz nach

Verlassen des ertsflsches.
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Der Genetiker Prof. Klingmüller:

„ Um die Genmanlpulation

wird zuviel Wind gemacht“
Wird es in Zukunft durch gezielte Eingriffe in die Erbsubstanz möglich sein, erbgleiche

Individuen, also zum Beispiel menschliche Ebenbilder oder „Klone“, wie sie die Wis-

senschaftler nennen, ia sogar genetisch nach bestimmten Zielsetzungen vorprogram-

mierte Individuen regelrecht zu züchten? „Beim Menschen noch nicht“, meinte der Bay-

reuther Genetiker, Professor Dr. Walter Klingmüller bei einem Vortrag in der Katholi-

schen Hochschulgemeinde. Bei seinem Referat, das einen Teil des gemeinsamen Seme-

sterprogramms der Evangelischen und der Katholischen Hochschulgemeinde mit dem

Titel „. .. einen neuen Menschen machen?“ darstellte und nach der Manipulierbarkeit

des Menschen fragt, warnte der Wissenschaftler gleichzeitig eindringlich davor, die

Möglichkeiten der modernen Genetik alleln auf diese Fragestellung zu beschränken.

„Es wird vorerst noch viel zu viel Wind um

die Möglichkeiten der Genmanipulafion ge-

macht“, bedauerte Professor Klingmüller,

der darauf hinwies, daß es bisher einzig

„zwei bis drei Forschungslabors auf der

ganzen Welt“ gelungen sei, Mäuse zu klo-

nieren.

Der Bayreuther Genetiker legte aber auch

dar, welche rasanten Fortschritte der For—

schung in seiner Disziplin in den letzten Jah-

ren gelungen sind. Als Beispiel nannte er die

sogenannte „In-Vitro Neukombination von

DNS“, also die Neuanordnung von Erbsub-

stanz (DNS = Desoxyribonukleinsäure, das

sind Molekülketten, in denen die Erbinforma—

tionen verschlüsselt vorliegen) im Reagenz-

glas.

Es handelt sich darum, daß in vielen Bakte-

rien ringförmige Moleküle von Erbsubstanz,

Resistenzfaktor oder Plasmide genannt, exi-

stieren. Seit etwa zehn Jahren beherrscht

man die Technik, die Plasmide aus dem

Bakterium herauszuziehen und mit Enzymen

an bestimmten Stellen „aufzuschneiden“

und in die Lücke fremde Erbsubstanz — aus

menschlichen, tierischen oder bakteriellen

Zellkulturen — einzusetzen.

Diese „Gentechnik“, berichtete der Wissen—

schaftler weiter, diene „als Vehikel zur Ver-

mehrung fremder Gene“. So sei es möglich,

in einem Liter „Vermehrungskultur“ inner—

halb einer Nacht aus einer einzigen DNS—

Neukombination eine Billion herzustellen.

Diese Gentechnologie diene einerseits der

Grundlagenforschung, um zum Beispiel ge-

nau zu analysieren, wie die Genstruktur bei

höheren Lebewesen aufgeschlüsselt ist, an-

dererseits könne man das Gen funktionieren

lassen, wenn seine Information an einer be-

stimmten Stelle des Plasmids sitze.

14

Auf dieser Basis produziere die Biotechnolo—

gie pharmazeutische Stoffe, wie etwa das

menschliche Insulin, Impfstoffe gegen die

Maul? und Klauenseuche und Interferone,

das sind Eiweißschutzstoffe, die Viruskrank—

heiten und möglicherweise bestimmte

Krebsarten bekämpfen. Impfstoffe gegen die

Gelbsucht, Masern und Grippe seien in der

Entwicklung.

Professor Klingmüller, der in seinem Vortrag

auch auf die Möglichkeiten des Embryo—

transfers — die gezielte Vermehrung von Ei—

zellen etwa hochwertiger Rinder durch hor-

monelle Behandlung — und die „extrakorpo—

rale Befruchtung beim Menschen — im Er—

gebnis in der Öffentlichkeit oft fälschlich ‚Re-

tortenbabys‘ genannt — hinwies, äußerte

sich skeptisch über die Möglichkeiten der

Klonierung von höheren Lebewesen.“

Die echte Klonierung, die Übertragung der

Erbinformation einer beliebigen Körperzelle

in eine zuvor von genetischer Information

geleerten Zelle mit dem Ergebnis, daß ein

Ebenbild, ein Klon des Spenders entsteht,

sei unter Laborbedingungen nur bei Frö-

schen gelungen.

Bei Säugetieren habe man „nur unter sehr

großen Schwierigkeiten eine unechte Klo—

nierung bei Mäusen erreicht. Man habe dazu

die Erbinformation von befruchteten Eizellen

eines braunen Mäusepaares aus den Zellen

geleert und statt dessen die Erbinformation

von unbefruchteten Eizellen weißer Mäuse

eingebracht. Das Ergebnis: weiße Mäuse mit

den Erbanlagen des Spenders. Es habe sich

gezeigt, daß zu dieser Art von Klonierung

nur Zellen des frühen embryonalen Zustan—

Fortsetzung nächste Seite
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Kalzium als besonders wichtig heraus. Be—

reits geringe Konzentrationserhöhungen

dieser Meßgrößen führen zum Absterben

der Jungmuscheln.

Es gibt nun verschiedene Hinweise, daß die

Jungmuscheln sich nur in einem „saube-

ren“ interstitialreichen Substrat, d. h. in

einem Bachgrund mit ausgeprägten Lücken,

entwickeln können. Im Zuge der zunehmen-

den Überdüngung (Eutrophierung) der Ge-

wässer, insbesondere durch die Einleitung

phosphat- und kalziumhaltiger Abwässer,

kommt es zur verstärkten Bildung von

Schlamm, wodurch das feine Korngefüge

des sandig-kiesigen Bodens zugesetzt wird.

Geeignete Aufwuchsplätze für Jung—

muscheln werden auf diese Weise immer

seltener und verschwinden schließlich völlig.

Darüber hinaus zeigten unsere Unter-

suchungen, daß auch Altmuscheln durch

die Eutrophierung beeinträchtigt werden. In

wenig belasteten Gewässern sterben in zehn

Jahren lediglich etwa 10 Prozent der Alttiere

infolge der natürlichen Mortalität. Dagegen

steigt die Mortalitätsrate bereits bei Gewäs-

sergüte lI auf 80 Prozent (in zehn Jahren)

an.

Das Aussterben der Perlmuschelbestände

läßt sich also gewissermaßen in zwei Pha-

sen unterteilen:

1.Bereits geringe Eutrophierung führt zum

Absterben der äußerst sensiblen Jungmu-

scheln, hat aber noch keinen Effekt auf

die Alttiere. Aufgrund von deren Lang-

Iebigkeit stirbt die Population innerhalb

von 100 Jahren langsam aus.

2.Steigt die Eutrophierung weiter an (wie es

in der Regel der Fall ist), so wird die Mor-

talität der Altmuscheln stark erhöht, was

zum schnellen Erlöschen der Population

führt.

Während wohl für alle übrigen mitteleuropä-

ischen Permuschelbestände das Ende unab—

wendbar ist, scheinen allein in Bayern Vor—

aussetzungen gegeben, diese Tierart, zu-

mindest in einigen Gewässern, vor dem Aus-

sterben zu retten, da

a)die geschichtsträchtige Perlmuschel sich

in Bayern einen Nimbus bewahrt hat und

daher ein gewisses Öffentliches Interesse

an der Erhaltung dieser Art besteht,

b)Bayern noch relativ viele Perlmuschel—

populationen beherbergt,

c)alle Perlmuschelpopulationen Bayerns ge—

nau kartiert sind,

d)die Schädigung der Bestände nicht irre—

versibel ist: auch stark überalterte Popula—

tionen sind noch fortpflanzungsfähig,

e)die Gefährdungsfaktoren bekannt sind,

f) für jede bayerische Perlmuschelpopula-

tion Schutzvorschläge z. T. sehr detalliert

ausgearbeitet und den verantwortlichen

Behörden zugeleitet wurden.

Dennoch reichen die bisherigen Schutzmaß—

nahmen, falls überhaupt welche eingeleitet

wurden, allenfalls dazu hin, den Status quo

einzufrieren. Nach vorsichtigen Berechnunv

gen wird dies dazu führen, daß bis zum

Ende dieses Jahrhunderts weniger als zwei

Prozent des ursprünglichen Perlmuschelbe-

stands überleben wird.

Gerhard Bauer

(Mitarbeiter am Lehrstuhl Tierökologie)
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des geeignet seien, sagte Professor Kling-

müller.

Auf einem anderen Gebiet ist man schon

einen Schritt weiter, Es sei gelungen, nicht

nur Kerne zu verpflanzen, sondern gezielt

genetisch zu verändern — ein Verfahren, von

dem sich die Wissenschaftler Erfolge bei der

Heilung von Erbkrankheiten versprechen.

Professor Klingmüller nannte als Beispiel die

Gewinnung des menschlichen roten Blut—

farbstoffes, des Hämoglobins.

Ratlos zeigte sich der Wissenschaftler bei

der Frage, wo die Grenzen des Erlaubten für

die Genetik liegen. Klingmüller räumte ein,

daß die Forscher bei der Grenzziehung als

Spezialisten nur über ein begrenztes Urteils-

vermögen verfügten. Der einzelne Wissen-

schaftler sei gar nicht in der Lage, die auftre-

tenden ethisch—moralischen, juristischen

und politischen Probleme zu lösen. Es sei

über die bereits bestehenden Sicherheits-

richtlinien hinaus notwendig, forderte Pro—

fessor Klingmüller, paritätisch mit verantwor—

tungsbewußten Fachleuten verschiedener

Richtungen besetzte Gremien mit der Erar-

beitung eines bindenden Verhaltenskodex

für die Genetikforschung zu beauftragen.

Ein neues Belspiel von „genetic engineering“, wie es kurz vor Weihnachten aus

SPEKTRUNI

   es

den

USA bekannt wurde: Wissenschaftler hatten Gene, die das Größenwachstum beeinflus-

sen, in befruchtete Mäuseeier implantiert, was dazu führte, daß Mäuse geboren wurden,

die fast ihr doppeltes Normalgewicht erreichten. dpa/UPI-Funkbild

 

DFG zur Lage der Forschung

Schatten über der Zukunfi
Ein Bild vom hohen Leistungsstand der „Forschung in der Bundesrepublik Deutsch-

land“ vermittelt die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) in einer fast 1000 Seiten

umfassenden Denkschrift, die jetzt in Bonn vorgelegt worden ist. 97 namhafte deutsche

Forscher, die in den verschiedensten Disziplinen an Universitäten, Forschungsinstituten

und in der Industrie tätig sind, haben in dem Band über die Bedingungen und Ergebnis-

se ihrer wissenschaftlichen Arbeit berichtet und zahlreiche Vorschläge zu einer Verbes-

serung der Forschungsbedingungen gemacht. Der Präsident der Deutschen For-

schungsgemeinschaft, Professor Eugen Seibold, appelliert in seinem Schlußwort an

alle, die für die Forschung verantwortlich sind, die Freiheit zu bewahren, die für die selb-

ständige Entwicklung eines Wissenschaftlers und die Verwirklichung neuer Ideen wich-

tig ist: „Dieses Buch zeigt, daß dafür große Anstrengungen notwendig sein werden — im

Hinblick auf die innere Ordnung der Universitäten, auf die materiellen Voraussetzungen

für die Forschung, vor allem aber zur Verbesserung der Chancen junger Wissenschaft-

ler, sich selbständig zu entfalten und ihre Lehrer und Vorbilder zu übertreffen.“

Die unter dem Titel „Forschung in der Bun—

desrepublik Deutschland — Beispiele, Kritik,

Vorschläge“ erschienene DFG—Denkschrift

zeigt nach den Worten von Seibold, daß es

„auf vielen Gebieten in der Bundesrepublik

gute und sehr gute, auf manchen Gebieten

brillante Forschung” gibt. Das sei — so der

Herausgeber des Bandes, Dr. Christoph

Schneider — schon an der großen Schwierig—

keit deutlich geworden, unter den vielen in-

ternational angesehenen Forschern in der

Bundesrepublik diejenigen auszuwählen, die

um Mitarbeit gebeten wurden.

Allerdings sehen zahlreiche Autoren in den

gegenwärtigen Forschungsbedingungen

auch Schattenseiten und Gefahren für die

Zukunft. Hierfür werden als Gründe u. a.

mangelnde Risikobereitschaft trotz guter

materieller Voraussetzungen und vor allem

die verfestigte Stellensituation genannt, die

für die nachrückenden jungen, begabten

und motivierten Nachwuchswissenschaftler

zur Folge hat, daß sie wegen der blockierten

Stellen keine Chance in der Forschung ha-

ben und deshalb abwandern.

Von zahlreichen Autoren werden die staatli—

chen Stellen kritisiert, die die Universitäten

nicht nach ihrem Forschungsbeitrag mes-

sen, sondern danach, welchen Beitrag sie

zur Bewältigung des sogenannten „Studen—

tenberges“ leisten. ln den Strukturen der

Hochschulen werden besonders häufig Hin-

dernisse für erfolgreiche Forschung gese-

hen, vor allem deshalb, weil sie nach Mei-

nung vieler Autoren keine hinreichenden

Möglichkeiten bieten, den Unterschieden in

Qualität und Leistungsfähigkeit bei der Ver—

teilung der Pflichten und der Ressourcen in—

nerhalb der Hochschule Rechnung zu tra-

gen.

Die Struktur der Hochschulen erscheint vie-

len der befragten Wissenschaftler vom Prin—

zip her deshalb zu „egalitär“, und die kom-

plizierten, durch eine Vielzahl von Gremien

und administrativen Vorschriften aller Art ge—

prägten Überlebensbedingungen der ver-

walteten Universität beanspruchen — so se-

hen es viele Autoren — viel Energie und

Kreativität, die mit mehr Nutzen auf wissen-

schaftliche Probleme angewandt würden.

„Wir betreiben Raubbau mit unseren besten

Forschern und Hochschullehrern“, taßt der

frühere Präsident der DFG, Professor Heinz

Maier-Leibnitz, in seiner Einleitung zu dem

Buch diese Eindrücke zusammen.

Die Autoren des Bandes bleiben nicht bei

der Kritik stehen, sondern zeigen auch We-

ge auf, wie das durchaus vorhandene Po-

tential an wissenschaftlichem Talent besser

gefördert werden könnte und sollte. Sie tun

dies am Beispiel ihrer eigenen Biographie: In

vielen Beiträgen wird dem eigenen akademi-

schen Lehrer eine herausragende Rolle im

wissenschaftlichen Werdegang zugewiesen.

Vlfichtig seien im Leben eines Forschers die-

jenigen Lehrer, „die er als Vorbild akzeptiert

und die er deswegen übertreffen will“. Eine

Forderung an die heutigen Forscher lautet

deshalb, daß sie im gleichen Sinne Vorbild

für ihre Studenten und jüngeren Mitarbeiter

sein müßten.

Fortsetzung nächste Seite
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Studenten In

der Praxis
Daß Studenten vorwiegend theoretisch in

Seminaren und Vorlesungen ausgebildet

werden, ist ein überliefertes Vorurteil, das so

nicht mehr stimmt. Daß‘ die Ausbildung in-

zwischen viel praxisnäher geworden ist, be-

legte unlängst der Besuch von Studenten

des Bankwirtschaftlichen Seminars Bayreuth

im Bildungszentrum der Raiffeisenbanken in

Grainau (Oberbayern).

Die rund 25 Studenten erhielten dort, auf

Einladung der Raiffeisenbanken der Stadt

und des Landkreises Bayreuth, einen Ein-

blick in die Struktur und die Arbeitsweise der

993 vollkommen selbständigen bayerischen

Raiffeisen—Kreditgenossenschaften.

Gesprochen wurde bei der dreitägigen Ver—

anstaltung unter anderem über die ge—

schäftspolitischen Besonderheiten, etwa

den hohen Grad der Kundenanpassung

durch die dezentrale Organisation der Ge-

nossenschaften. Die Bayreuther Studenten

erfuhren, daß in Bayern etwa jeder vierte

Banklehrling im Genossenschaftssektor aus-

gebildet wird und daß weibliche Studienab-

solventen zum Beispiel als Prüfer gute Be-

rufsaussichten besitzen, Intensiv diskutiert

wurde auch über die Einführung neuester

Technologien, wie Geldausgabe-Automaten

und Bildschirmtextsysteme.

Diese Form der praxisnahen Ausbildung soll

in den nächsten Jahren aufrechterhalten

und ausgebaut werden, wie Manfred AI—

brecht, der Direktor der Bayreuther Raiff-

eisenbank, betonte.

Schatten über. . .

Fortsetzung von Selte 15

Zugleich machen die Aut0ren deutlich, daß

die Freiheit, ohne Vorgaben durch Planung

und Programme an den Grenzen des Wis-

sens neue Wege zu suchen und überkom-

mene Vorstellungen in Frage zu stellen, die

entscheidende Voraussetzung für ihren wis-

senschaftlichen Erfolg war.

 

Neben einem Einblick in viele aktuelle wis-

senschaftliche Probleme und Ergebnisse

aus erster Hand enthält das Buch damit eine

differenzierte Kritik der Bedingungen für die

Forschung in der Bundesrepublik, eine gro-

ße Zahl von Vorschlägen für ihre Verbesse-

rung, die zur Grundlage für forschungspoliti—

sches Handeln werden könnten, und ein en-

gagiertes Plädoyer für die Chancen des wis-

senschaftlichen Nachwuchses.

Christoph Schneider (Hrsg.)

Forschung in der Bundesrepublik

Deutschland

Beispiele, Kritik, Vorschläge

XVI, 975 Seiten mit zahlreichen Abbil—

dungen und einigen Tabellen. Gebun-

den, 92‚— DM

Verlag Chemie, Weinheim 1983
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Die Bayreuther Seminarteilnehmer im Innenhof des Raiffeisenbildungszentrums in

Grainau, rechts der Direktor der Bayreuther Raiffeisenbank, Albrecht.

Bayreuther Arbeitstagungen

Über kleine

Peptide

Mitte Dezember vergangenen Jahres hat an

der Universität Bayreuth eine Arbeitstagung

über „Isolierung, Strukturaufklärung und

biologische Bedeutung kleiner Peptide“

stattgefunden.

Unter der Bezeichnung „Peptide“ verbirgt

sich eine große Klasse chemischer Verbin—

dungen, die, wie alle Eiweißmoleküle, aus

einzelnen Aminosäurebausteinen zusam—

mengesetzt sind und im Körper und in den

Pflanzen vielfältige Aufgaben erfüllen.

In jüngster Zeit ziehen „kleine Peptide“, die

nur aus wenigen Bausteinen bestehen, im-

mer mehr das Interesse der Forschung auf

sich, weil man erkennt, daß diese „kleinen

Peptide“ oft in unvorstellbar kleinen Men-

gen, etwa einem milliardstel Gramm, bereits

physiologische Wirkung entfalten.

Zum Beispiel wirkt eine Gruppe dieser klei-

nen Peptide, die Endorphine, in gleicher

Weise wie Morphium. Die Endorphine sind

also körpereigene Stoffe, die offensichtlich

zur Regelung des Schmerzempfindens gro-

ße Bedeutung haben. Andere „kleine Pepti-

de“ rufen bereits in kleinsten Mengen Schlaf

hervor, wieder andere beeinflußen die

Wundheilung oder die Zellteilung und spie-

len eine bedeutende Rolle bei der Abwehr

von Erregern. Einige Peptide steuern die

Entwicklung von Sinnesorganen.

Das Problem, solche Substanzspuren im

Körper zu finden, ihre Wirkung festzustellen

und ihre chemische Struktur zu ermitteln, ist

eine gewaltige Herausforderung für die Na—

turwissenschaft. Die Arbeitstagung in Bay-

reuth führte Vertreter, die diese Aufgabe mit

verschiedensten Methoden anzugehen ver-

suchen, zusammen

Auswirkung

von Grenzen

In Oberfranken, das gerade durch die

Grenzziehung nach dem Zweiten Weltkrieg

eine erhebliche Beeinträchtigung seiner Ent-

faltungsmöglichkeiten erfahren hat, ist das

Thema „Grenzen“ von grundsätzlicher Be-

deutung. Lange Jahrzehnte hindurch hat die

Grenze mit dazu beigetragen, daß dadurch

die verkehrsterne Lage noch drastischer

zum Ausdruck gebracht worden ist. Bei

einer Reihe von Personengruppen hat dies

sogar dazu geführt, daß eine Resignation

über die Unveränderlichkeit der Lage Platz

gegriffen hat.

Da innerhalb der neueren Regionalpolitik

versucht wird, im Hinblick auf die Stärkung

eines regionalen Selbstbewußtseins die Be-

wertung des oberfränkischen Raumes auch

in dieser Hinsicht neu zu überdenken, hat

das Fachgebiet Wirtschaftsgeographie/Re—

gionalplanung — Raumplanung (Professor

Dr. Jörg Meier/Professor Dr. Ing. Lüder

Bach) eine Tagung zum Problemkreis der

Auswirkungen von Grenzen veranstaltet.

Die Tagung gliederte sich in ein Kolloquium

im Dezember 1982, bei dem über die positi-

ven und auch negativen Auswirkungen an

offenen Grenzen anhand der Situationen in—

nerhalb der EG-Länder gesprochen wurde,

und in einen zweiten Abschnitt Ende Januar,

bei dem in NaiIa—Hölle in Seminan‘orm der

spezielle Themenkomplex der „Auswirkun-

gen der Grenzen zur DDR und zur CSSR auf

Oberfranken“ behandelt wurde.

Die Referate beider Tagungen sollen im

Rahmen einer weiteren Schrift der „Arbeits-

materialen zur Raumordnung und Raumpla-

nung“ publiziert und der Öffentlichkeit vor-

gestellt werden.
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Physiklehrer-Fortbildung

Anfragen aus Oberbayern

Die Fortbildungsveranstaltung der Universi-

tät Bayreuth für Physiklehrer genießt inzwi-

schen einen so ausgezeichneten Ruf, daß

nicht nur Gymnasiallehrer aus ganz Ober-

franken, sondern auch aus der Oberpfalz

und Mittelfranken an ihr teilnehmen. Sogar

von Seminaren aus Oberbayern liegen be—

reits Anfragen vor, wie jetzt Oberstudiendi-

rektor Ottmar Salzl, Leiter des Richard—Wag-

ner-Gymnasiums in Bayreuth und Beauf—

tragter des bayerischen Kultusministeriums

für diese Fortbildung, nach Abschluß der in-

zwischen siebten Veranstaltung des Physi—

kalischen Instituts der Universität berichtete.

Rund 150 Lehrer — eine noch nie dagewese-

ne Zahl — hätten an der diesjährigen Fortbil—

dung teilgenommen, sagte Salzl, der auch

Landesfachgruppenleiter für Physik an den

bayerischen Gymnasien ist. Er kündigte an,

daß man bei der nächsten Veranstaltung im

Herbst 1983 auch die Physiklehrer aus Un—

terfranken einladen werde.

Bei der siebten Arbeitstagung für Physikleh—

rer war es um das Thema Nachrichtenüber-

tragung und Datenspeicherung gegangen,

ein Gebiet, in dem sich in den vergangenen

Jahren eine stürmische Entwicklung vollzog,

bei der optische Verfahren zunehmend Be-

deutung gewonnen haben. Beispielsweise

benutzt die Deutsche Bundespost seit 1979

eine 15 Kilometer lange optische Nachrich-

tenverbindung zwischen Frankfurt und

Oberursel für den Telefonverkehr. Die allge-

meine Einführung dieser neuen Technologie

wird gegenwärtig diskutiert. Dieser aktuellen

Fragestellung hatte sich die Arbeitstagung

gewidmet, um die Physiklehrer über den

neuesten Entwicklungsstand und die damit

zusammenhängenden physikalischen

Grundlagen zu informieren.

Die sieben Einzelreferate Bayreuther Physik-

professoren ließen erkennen, daß sich die

Gesellschaft in einem tiefgreifenden Wandel

befindet, der dazu führt, daß die Übermitt-

lung, Verarbeitung und Speicherung von Da-

ten zunehmend an Bedeutung gewinnt. Der

Wandel wird durch das Schlagwort „Infor—

mationsgesellschaft“ anstelle der bisherigen

„lndustriegesellschaft“ bezeichnet.

Die gewaltige Steigerung der Übertragungs-

geschwindigkeit für Nachrichten Iäßt sich

daran erkennen, daß man heute den Inhalt

von mehreren hundert Buchstaben im

Bruchteil einer Sekunde über große Entfer—

nungen übermitteln kann. Die optische Si-

gnalübertragung weist dabei gegenüber ge—

bräuchlichen elektronischen Verfahren eine

Reihe von wichtigen Vorteilen auf, wie be—

sonders niedrige Übertragungsverluste und

sehr dünne und leicht zu verlegende Licht-

Ieiterkabel.

Über eine besonders aufregende Entwick—

lung auf dem Gebiet der Datenspeicherung

berichtete der Experimentalphysiker Profes-

sor Dr. Josef Friedrich. Durch raffinierte opti—

sche Verfahren Iäßt sich die Packungsdichte

der gespeicherten Daten gegenüber kon-

ventionellen Verfahren wesentlich steigern

Man erreicht jedoch höchstens Werte, die

tausendmal niedriger liegen als beim

menschlichen Gehirn. Erst durch allerneu-

este wissenschaftliche Erkenntnisse und Pa—

tente erscheint es möglich, Datenspeicher

mit einer Packungsdichte zu bauen, die mit

dem menschlichen Gehirn, einer Meisterlei-

stung der Natur, vergleichbar ist. Bis dieses

Ziel erreicht wird, sind jedoch noch gewalti-

ge technische Probleme zu lösen.

 

Klimakammern locken Experten an
Dr. Neil Clifford Turner (Canberra/Austra-

lien), ein international angesehener Experte

bei der Untersuchung von Trocken- und Hit-

zeresistenz bezogen auf Photosynthese und

Wachstum, hat sich im zweiten Halbjahr

1982 zu Grundlagenforschungen an dem

Bayreuther Lehrstuhl Pflanzenökologie (Pro-

fessor Dr. Ernst—Detlef Schule) aufgehalten.

Turner, Humboldt-Stipendiat und Abtei-

lungsleiter der Commonwealth Industrial Re—

search Organisation (CSIRO), einer nach

der Art der Max-PIanck—lnstitute organisier-

ten Forschungsorganisation in Australien,

verbindet seine Grundlagenuntersuchun-

gen, z. B. trockenresistenter Getreide, mit

landwirtschaftlicher Anwendung.

Grund des australischen Forschers, nach

Bayreuth zu kommen, sind die auch interna-

tional anerkannten Untersuchungen des

Lehrstuhls Pflanzenökologie über den Was-

serhaushalt von Pflanzen, wie sie etwa auch

im Rahmen des Bayreuther Sonderfor-

schungsbereichs „Gesetzmäßigkeiten und

Steuerungsmechanismen des Stoffumsatzes

in ökologischen Systemen“ betrieben wer-

den.

Bei seinem sechsmonatigen Aufenthalt in

Bayreuth beschäftigte sich Dr. Turner zu—

sammen mit Professor Schutze mit dem Pro—

blem, daß in allen ariden Gebieten der Erde

Trockenheit nicht nur im Boden, sondern

auch in der Luft besteht. Felduntersuchun-

gen Turners in Australien und Schutzes in Is—

rael hatten gezeigt, daß im Freiland beide

Faktoren bei Untersuchungen nicht zu ent-

koppeln sind.
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Sportmediziner

Dr. Rupprecht

Honorarprofessor

Der Chefarzt der Höhenklinik Bischofsgrün

der LVA Ober— und Mittelfranken, Ltd. Medi—

zinaldirektor Dr. med. Erich Rupprecht, ist

der erste von der Universität Bayreuth selbst

vorgeschlagene Honorarprofessor. Aus den

Händen von Universitätspräsident Dr. Klaus

Dieter Wolff erhielt der ärztliche Leiter der

angesehenen Spezialklinik für kardiologi-

sche Rehabilitation kürzlich die Ernennungs-

urkunde des Bayerischen Staatsministers für

Unterricht und Kultus zum „Honorarprofes—

sor für Sportmedizin“ in der Kultunrvissen—

schaftlichen Fakultät.

Der 49jährige, in Nurnberg geborene Medi-

ziner hat als Lehrbeauttragter für Sportbiolo-

gie und Sportmedizin bereits seit sieben Jah—

ren Lehrveranstaltungen im Studiengang

Sport der Bayreuther Universität abgehalten

und ist — nach den Prüfungsergebnissen der

Sportstudenten — sehr erfolgreich gewesen.

Die wissenschaftlichen Arbeiter von Dr. Rup—

precht behandeln insbesondere Untersu—

chungen der Atem- und Lungenfunktion, der

Prävention und kardiologischen Rehabilita—

tion sowie über die Wirksamkeit von Medika-

menten und die Einflüsse von Umweltfakto-

ren auf den menschlichen Organismus. Die-

se Bereiche der klinischen Medizin haben

für Sportstudenten besonders im Hinblick

auf die Vermeidung von Uberlastungsschä-

den und Fehlentwicklungen bei sportlicher

Tätigkeit Bedeutung.

 

So wurde bei den speziellen Versuchen Tur_

ners in den Bayreuther Klimakammern ei—

nerseits die Trockenheit im Boden und an-

dererseits in der Luft simuliert und die somit

entkoppelten Reaktionsweisen der unter-

suchten Pflanzen analysiert. Die Untersu-

chungen wurden an verschiedenen krauti-

gen und holzigen Gewächsen, die in der

Landwirtschaft eine Rolle spielen, vorge—

nommen.
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ProfessorAndresen zur Sportförderung

in Somalia, Portugal und Chik

Der Bayreuther Sportwissenschaftler Profes—

sor Dr. Rolf Andresen hat im letzten halben

Jahr an drei vor allem vom Nationalen Olym-

pischen Komitee für Deutschland (NOK) be—

auftragten Sportförderungsmaßnahmen in

Somalia, Portugal und Chile mitgewirkt.

ln Somalia ging es um zwei neuntägige Kur-

se für Lehrer, Sportstudenten und Trainer

über Theorie und Praxis der Sportspiele,

exemplarisch am Beispiel Volleyball darge—

stellt. Diese Sportförderungsmaßnahme ge-

hört zu einem Langzeitprojekt im Auftrag

des NOK und der Krupp-Stiftung (Essen) in

Somalia.

Professor Andresen nutzte die Gelegenheit

des Besuchs in Somalia auch dazu, eine

Analyse der gesamten Situation des Sportes

in seiner gesellschaftspolitischen Wirkung,

seiner Bedeutung für die Bildung etc. zu er-

stellen — eine Aufgabe, die möglicherweise

den geplanten Bayreuther Studiengang

,,Sportentwicklungshilfe“ zugutekommen

kann.

Bei der Sportförderung in Portugal ging es

um ein vom NOK beauftragtes Seminar mit

den Schwerpunktthemen Probleme des Kin-

der— und Jugendtrainings; Planung und Pe—

riodisierung in den Sportspielen; Beobach-

tung und Messung in den Sportspielen. Das

Seminar, das Professor Andresen zusam-

men mit seinem Kollegen Professor Hage-

dorn (Universität Bremen) durchführte, rich-

tete sich an Nationaltrainer, Lehm/arte und

Mitarbeiter in sonstigen Ausbildungsberei-

chen, die eine Multiplikatorfunktion haben.

Der Bayreuther Sportwissenschaftler bewer-

tete dieses Theorieseminar als einen „ersten

Anfang“ bei der Fortsetzung und Vertiefung

sogenannter Praxislehrgänge durch Theo—

rie

Die letzte Sportförderungsmaßnahme in Chi-

le, vom Auswärtigen Amt, dem NOK der

Bundesrepublik und dem NOK Chiles ver-

einbart, war ein Lehrgang zur Fortbildung

von Dozenten, Lehrern, Trainern und Ver-

bandsfunktionären schwerpunktmäßig im

Sportspiel (Volleyball). Dabei wurden alle an-

stehenden Probleme in Theorie und Praxis

behandelt, wie etwa Strukturanalysen, Pla—

nung von Training und Wettkampf, Metho—

den, Leistungsdiagnostik, Varianten der

technisch—motorischen Komponenten, mo—

derne Trainingsmethoden, Schulsportkon-

zeption usw.

Diese Sportförderungsmaßnahme gliederte

sich in einen einwöchigen Hauptlehrgang in

der Hauptstadt Santiago und in drei Kurz—

lehrgänge in anderen chilenischen Städten.

Allen drei Maßnahmen war gemeinsam, wie

Professor Andresen in seinen Berichten an—

merkt, daß das Interesse der Gastgeber an

diesen Lehrgängen außerordentlich groß

war und eine hohe Motivation bei den Teil—

nehmern bestand.

 

Gastprofessoren in Bayreuth:

Dr. Diop (Senegal) und aus

Sierra Leone Dr. Johnson
Noch bis zum Ende des Sommersemesters

hat die Sprach- und Literaturwissenschaftli—

che Fakultät zwei afrikanische Wissenschaft-

ler in ihren Reihen. Es handelt sich um den

391ährigen Gastprofessor Dr. Alex C. John-

son aus Sierra Leone, der Lehrstuhlvertreter

für Moderne Englische Sprachwissenschaft

und Kreolistik ist, und den 33jährigen 3. In-

haber der ,,Leopold-sedar-Senghor-Gastdo—

zentur“, Dr. Papa Samba Diop aus dem Se-

negali

Dr. Johnson, der seit neun Jahren am Fou-

rah Bay College der University of Sierra Leo-

ne lehrt und in England und Nigeria engli—

sche Sprache und Literatur studierte, hat

sich bisher vor allem mit Sprachwissen-

schaftlichen Forschungen über das Krio in

Sierra Leone befaßt, besonders mit einem

soziolinguistischen Profil dieser Sprache in-

nerhalb der multisprachlichen Situation in

Sierra Leone. Er war in diesem Zusammen—

hang Mitarbeiter an einem Krio-Englisch-

Wörterbuch, das vor drei Jahren in England

erschien.

Außerdem hat Johnson Sprachwissenschaft—

Iiche Forschung über das Verhältnis Spra-

che, Gesellschaft und Literatur in Westafrika

mit dem Ziel betrieben, die besonderen lin-

guistischen Probleme afrikanischer Schrift-

steller zu analysieren und zu verstehen.

Schließlich behandelt er in Lehre und For-

schung die englische Sprache in Westafrika.

Da in Sierra Leone das Englische sowohl die

offizielle Sprache, wie auch die Unterrichts-

sprache an Universitäten ist, soll die For—

schung bei der Lösung von sprachlichen

und allgemein-pädagogischen Problemen

Fortsetzung nächste Seite
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Geographen auf

Forschungsreise

Zu einer sechswöchigen Forschungsreise

halten sich die beiden Bayreuther Geowis—

senschaftler Professor Dr. Helmut Ruppert

(Didaktik der Geographie) und Professor Dr.

Fouad N. Ibrahim (Sozialgeographie) noch

bis Ende März im Sudan auf. Die For-

schungsarbeit mit dem Titel „Wandel der

Identitätsstrukturen bei Zuwanderern aus

West-Sudan in die Konurbation Khartoum“

wird von der Deutschen Forschungsgemein—

schaft unterstützt.

Am Beispiel des Tira-Stammes (Nuba-Monu-

tains, West-Sudan) werden Bedingungen

und Ablauf der Wanderung nach Khartoum

(insbesondere Umm Badda, Omdurman) un-

tersucht. Schwerpunktmäßig werden dabei

Bindungen und Kommunikationsstrukturen

wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Art

zwischen wandernden und zurückbleiben-

den Stammesmitgliedern erforscht.

Ziel der Untersuchung ist ein Einblick in die

Probleme einer konkurrierenden Identität

zwischen dörflichen Lebensformen und Ver-

haltensweisen einerseits und städtischen Le-

bensweisen andererseits. Dabei sollen Indi—

katoren eines geänderten Indentitätsbe—

wußtseins der Zuwanderer erfaßt und

gleichzeitig Erkenntnisse über die Bewer-

tung der Wanderung durch die am Heimatort

Verbliebenen erzielt werden

 

„Einige der . . . Neugründungen aus den

letzten Jahrzehnten werden nach ‚Un-

tertunnelung des Studentenberges‘

einer harten Belastungsprobe unterzo—

gen werden. Wenn der rein sektoralen

Planung einer neuen Universität keine

entsprechende Arbeitsplatzpolitik

folgte, die Universität gewissermaßen

eine Blume blieb, die sich selbst begoß,

wenn nicht die Haltekraft der jeweili—

gen Stadtregion für Hochqualifizierte

gestärkt werden konnte, dann war die

Zwangsverpflichtung der Hochschul—

bevölkerung zu einer, vom Numerus

Clausus erzwungenen, unfreiwilligen

‚Entwicklungshilfe‘ für die Peripherie

wahrscheinlich vergeblich, insbeson—

dere dann, wenn die jetzt einsetzenden

Sparmaßnahmen einer Neugründung

nicht die auf 10 bis 15 Jahre zu bemes-

sende Anlaufzeit gewähren . . .“

Aufgelesen in dem Aufsatz „Regionalisie-

rung versus Zentralisierung des Studienan-

gebots an Universitäten“ von Professor Drl

Robert Geipel (TU München), dem Leiter

des Bayerischen Staatsinstituts für Hoch-

schulforschung und Hochschulplanung, in:

Forschungs- und Sitzungsberichte der Aka-

demie für Raumforschung und Landespla—

nung, Hannover 1983, im Druck.
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Am 17. Januar 1983 nahm Frau Iris

Schneider (Jahrgang 1955) ihre Tätigkeit

an der Universität Bayreuth auf. Nach

dem Abitur studierte Frau Schneider von

1975 bis 1981 an der Universität Hohen-

heim das Fach Haushaltswissenschaften.

Anschließend verbrachte sie als Ful-

bright—Stipendiatin ein Jahr an der Cor-

nelI-University, lthaca, USA, im Fachge—

biet „Consumer Economics“.

Frau Schneider wird Studieninteressen-

ten und den Bayreuther Studenten für

Einzel— und Gruppenberatungen als Stu-

dienberaterin zur Verfügung stehen. Sie

wird über das Studienangebot der Uni-

che nach dem richtigen Studienfach hel-

fen, Auskünfte hinsichtlich der Zulas-

sungsbeschränkungen und der Bewer-

 

versität Bayreuth informieren, bei der Su— .

„ Woman Power“ für die Studienberatung

Iris Schneider — eine Beraterin

mit Auslandserfahrung

bungsformalitäten geben, den Erstseme-

stern über die ersten Hindernisse hin-

weghelfen, bei Studienschwierigkeiten,

persönlichen und sozialen Problemen

unseren Studenten zur Seite stehen, bei

Problemen hinsichtlich der Berufsfin-

dung zur Verfügung stehen. Dabei wird

auf eine gute Zusammenarbeit mit der

Studienfachberatung besonders Wert ge-

legt.

Ab Ende Februar 1983 wird Frau Schnei—

der bereits an den oberfränkischen Gym-

nasien die Kollegiaten der 13. Jahr-

gangsstufe durch Vorträge und Einzelge-

spräche beraten.

Frau Schneider wird außerdem im Aka-

demischen Auslandsamt der Universität

Bayreuth mitarbeiten. Sie ist wie der ge-

samte Bereich Akademisches Auslands-

 

amt/Zentrale Studienberatung im Ge—

bäude Geschwister-SchoII—Platz 3 unter—

gebracht und ist dort im Zimmer Nr. 231,

Tel. 41071,App. 16, zu erreichen.

  

Fortsetzung von Seite 18

Hilfestellungen erarbeiten. Während seines

Aufenthaltes an der Universität Bayreuth bie-

tet Dr. Johnson Kurse zu diesen drei Gebie-

ten an und wird an seinen Forschungen wei-

terarbeiten, d. h., das aus Sierra Leone mit—

gebrachte Material auswerten und dabei die,

wie er meint, schon jetzt einmaligen Fies-

sourcen der Bayreuther Universitätsbiblio-

thek benutzen.

Der Literaturwissenschaftler Dr. Diop, der

mit Hilfe eines französischen Stipendiums in

Paris Romanistik und Komparatistik studierte

und in der französischen Metropole seit vier

Jahren Lehrer für Französisch an einem

Gymnasium ist, will während seines neun-

monatigen Aufenthaltes in Bayreuth die Ma-

terialsammlung und Konzeption einer Habili-

tation zum Themenbereich „Rezepetion der

Negro-Afrikanischen Literatur in Europa und

Afrika“ vornehmen und an einem For—

schungsvorhaben des Lehrstuhls Romani—

sche LiteratunNissenschaft und Komparati-

stik (Professor Dr. Jänos Riesz) zur „Natio-

nalisierung der afrikanischen Literaturen“

mitarbeiten.

Bei seiner Lehrtätigkeit wird Dr. Diop in

einem zweisemestrigen Seminar die Litera-

turkritik in Frankreich und im frankophonen

Westafrika behandeln und — nachdem im

Wintersemester bereits eine andere Veran-

staltung angeboten wurde — im Sommerse-

mester zusammen mit den Professoren

Abun-Nasr (Islam—Kunde) und Riesz eine

Lehrveranstaltung zum Thema „Der Einfluß

des Islam auf die senegalische Literatur“

halten.

Anforderungsprofil:

Juristen in der Privatwirtschafi

Um Jurastudenten und Rechtsreferendaren

der Universitäten Bayreuth und Erlangen

einen Einblick in Tätigkeiten von Juristen in

der privaten Wirtschaft zu ermöglichen, ver—

anstaltete das Bildungswerk der Bayeri-

schen Wirtschaft und der RCDS in Bayern

unlängst zum zweitenmal ein „Orientie—

rungsseminar“. Damit sollte den Studenten

und Referendaren die Möglichkeit gegeben

werden, sich über berufliche Chancen in In-

dustriebetrieben, Banken und Versicherun—

gen zu informieren.

Folgende Anforderungen kristallisierten sich

heraus:

1. Entscheidend ist das 2. Staatsexamen mit

seiner Note

Interessant war dabei, daß die Banken die

höchsten Anforderungen an die Examens-

note stellten. Industrie und Versicherungen

aber sind bereit, bei anderen Qualifikationen

die Note nicht so stark zu bewerten.

Die Chancen ohne 2. Examen sind lange

nicht so günstig, besonders daß die angebo-

tenen Stellen vielfach einen statistischen

Charakter habeni Erstaunlich war, daß alle

Referenten eine Promotion nur noch für

Spezialistenstellen eine Bedeutung beima-

ßen (eine Ausnahme bildet die chemische

Industrie), ansonsten aber keine Vorteile bei

Einstellung und Gehalt sahen.

2. Eine wirtschaftswissenschaftliche oder

kaufmännische Ausbildung ist von Vorteil

Es muß kein abgeschlossenes Zweitstudium

vorliegen, Grundkenntnisse sind ausrei—

chend, z. B. sollte der Jurist die Grundzüge

einer Bilanz kennen. Eine abgeschlossene

Lehre ist besonders bei Banken und Versi-

cherungen von Vorteil.

3. Es besteht in der Wirtschaft kein Juristen-

monopol für höhere Positionen

Es herrscht hier Konkurrenz mit Diplom—

Kaufleuten, Volkswirten und anderen Beru—

fen. Insofern darf der Jurist in vielen Positio-

nen nicht enivarten, mit Kußhand genommen

zu werden, sondern muß sich auf Konkur-

renz einstellen.

4. Englisch als Sprache ist Voraussetzung,

und zwar am besten soweit, daß man in der

Lage ist, sich in seine jeweilige Fachliteratur

innerhalb von kurzer Zeit einzulesen. Weite-

re Sprachen wie Französisch und Spanisch

vergrößern die Chancen.

5. Der junge Jurist sollte eine positive Ein—

stellung zu unserer Wirtschaftsordnung ha-

ben. Fortsetzung nächste Seite
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i Bayreuther Studiengänge vorgestellt

  

Im Wintersemester 1977/78 begannen an

der Universität Bayreuth die ersten 70 Jura-

studenten auf 80 zur Verfügung stehenden

Studienplätzen mit ihren rechtswissenschaft-

lichen Studien. Inzwischen hat sich die An-

fängerquote mehr als verfünffacht.

Das liegt zum einen an der explosionsartig

gestiegenen Nachfrage nach Studienplätzen

im Fach Rechtswissenschaften, zum ande-

ren aber auch an der Attraktivität des Bay—

reuther Studienganges. Während 1977

„nur“ 51 Studieninteressenten durch ihre

Bewerbung bei der ZVS (Zentralstelle für die

Vergabe von Studienplätzen in Dortmund)

bekundeten, daß sie Bayreuther Jurastuden-

ten der ersten Stunde werden möchten,

wollten 1982 schon insgesamt 198 Jurabe-

werber unbedingt nach Bayreuth. Dieser

Steigerung um 288 Prozent steht für den

gleichen Zeitraum eine Zunahme der Stu-

dienbewerber für Jura im gesamten Bundes-

Jura
gebiet von „nur“ 61 Prozent gegenüber

(1977: 10647; 1982: 17116).

Da das Studienplatzangebot mit dieser

Nachfrage nicht Schritt halten konnte (1977:

9272 Studienplätze; 1982: 10333 Studien-

plätze; Zunahme 11 Prozent), stand vor kur-

zem zu befürchten, daß Zulassungsbe-

schränkungen eingeführt werden müssen.

Diese Gefahr dürfte erst einmal gebannt

sein, obwohl 1981 14202 Jurastudenten auf

10275 Studienplätzen mit dem Studium be—

gannen (neuere Zahlen liegen leider nicht

vor). Somit dürften auch in Zukunft die Stu-

dienplätze von der ZVS im sogenannten Ver—

teilungsverfahren vergeben werden. Dies

bedeutet, daß alle Bewerber einen Studien—

platz bekommen, daß aber die ZVS die Ver-

Darstellung l: Studienanfängerzahlen des Studienganges Rechtswissenschaften

an der Universität Bayreuth von 1977 bis 1982

Studienanfänger

400 376

300 284

200 164 188

103

100 70

l I Winter—

. . ‚ . ä Semester

 

77/78 78/79 79/80 80/81 81/82 82/83

Anmerkung: Bei insgesamt 836 Studienanfängern des Wintersemesters 81/82 und

1120 des Wintersemester 82/83 betrug der Juristenanteil jeweils

34 Prozent.

teilung auf die Studienorte nach sozialen Kri-

terien vornimmt. Die Universität Bayreuth

empfiehlt deshalb allen Bewerbern, die ger—

ne in Bayreuth Jura studieren möchten, sich

zusätzlich zur Bewerbung in Dortmund noch

direkt bei der Universität Bayreuth zu bewer-

ben. Bewerbungsschluß für das Winterse-

mester 1983/84 ist in jedem Fall der 15. Juli

1983 (Posteingang). In Bayreuth kann mit

dem Jurastudium jeweils nur im Winterse-

mester begonnen werden.

Mit 1451 Studenten, das sind 45 Prozent al-

ler Studenten, ist die Rechts— und Wirt—

schaftswissenschattliche Fakultät der Uni—

versität Bayreuth im Wintersemester 1982/

83 mit Abstand die größte Fakultät. Allein die

880 Jurastudenten und die sieben Rechts-

doktoranden erreichen fast den Umfang der

Fakultät für Biologie, Chemie und Geowis-

senschaften, mit insgesamt 906 Studenten

zweitgrößte Fakultät der Universität Bay—

reuth. Das angeblich schwache Geschlecht

ist unter den Jurastudenten mit etwa einem

Drittel recht stark vertreten.

Ein Vergleich mit den anderen bayerischen

Universitäten bezüglich der Nachfrage nach

Jurastudienplätzen anhand der Nennungen

als 1. Studienplatzpräferenz bei der ZVS-Be-

werbung und der erfolgten Einschreibungen

zeigt, daß die Universität Bayreuth von den

Studienanfängern im Bereich der Rechtswis-

senschaften voll angenommen worden ist.

Wie sieht nun dieses Bayreuther Jurastu—

dium aus? Ob ein- oder zweistufig, es ist in

jedem Fall sehr arbeitsintensiv mit durch-

schnittlich 25 Semesterwochenstunden in

den ersten vier Semestern. Hat man nun die-

se ersten vier Semester mehr oder weniger

erfolgreich absolviert, dann begibt man sich

entweder auf den traditionellen zweistufigen

Weg und studiert im 5. Fachsemester weiter

oder auf den einstufigen Weg und beginnt

Fortsetzung nächste Seite
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6. Lernfähigkeit und Lernwille sind erforder-

lich

Der Jurist in der privaten Wirtschaft ist nicht

fertig ausgebildet. wenn er in einem Betrieb

oder einer Institution anfängt, sondern er

muß sich in sein Aufgabengebiet einarbeiten

und auch später in der Lage sein, ein völlig

neues Gebiet zu übernehmen. Dabei wird

die Einarbeitungszeit z. B. bis zur Erteilung

von Handlungsvollmacht auf ungefähr drei

Jahre angesetzt.

7. Es muß anerkannt werden, daß in der

Wirtschaft das Leistungsfähigkeitsprinzip

gilt.

8. Der junge Jurist muß lernen, sich dem Pri-

mat der kaufmännischen Entscheidung in

vielen Fällen unterzuordnen. Dabei wird ver-

langt, daß er dabei aber immer seinem juri-

stischen Urteilsvermögen treu bleibt.

9. Gutes und einwandfreies Deutsch ist

unerläßliche Voraussetzung, wozu heute

auch die Diktierfähigkeit gehört.

10. Der junge Jurist sollte die Möglichkeit ins

Auge fassen, innerhalb der ersten Berufsjah-

re die Stelle zu wechseln oder sich innerhalb

des Unternehmens die Mobilität zu wahren,

also einem Wohnungswechsel innerhalb der

Bundesrepublik Deutschland positiv gegen-

überstehen.

11. Persönliches Engagement ist besonders

beim Vorstellungsgespräch und in der späte-

ren Arbeit ausschlaggebend, wobei politi-

sches oder soziales Engagement während

der Studienzeit als positiv angesehen wer-

den.

Der RCDS in Bayern plant in Zusammenar—

beit mit dem Bildungswerk der Bayerischen

Vlfirtschaft weitere solche Orientierungssemi-

nare u. a. auch für Wirtschaftswissenschaft-

Ier. Zum anderen sollen, auch an der Univerv

sität Bayreuth, Vorträge über Tätigkeiten in

der privaten Wirtschaft angeboten werden.

Martin W. Huff
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Die herkömmliche zweistufige juristische

Ausbildung teilt sich auf in die Abschnitte

„Hochschulstudium“ (mindestens sieben,

durchschnittlich elf Semester, Regelstudien-

zeit neun Semester, mit dem Abschluß: Erste

Juristische Staatsprüfung) und „Vorberei-

tungsdienst als Referendar“ (21/2 Jahre,

mit dem Abschluß: Zweite Juristische Staat-

sprüfung). Für die Examina muß mit jeweils

etwa einem halben Jahr gerechnet werden.

Das Charakteristikum der einstufigen Ausbil-

dung ist die Integration der praktischen Aus-

bildung (Referendariat der zweistufigen Aus-

bildung). Das Referendariat von 21/2 Jah-

ren wird in verschiedene mehrmonatige Teil-

abschnitte zerlegt und in Sandwich—Weise

zwischen einzelne Hochschulsemester ge-

legt. Dadurch werden theoretische und

praktische Ausbildung auch zeitlich verbun—

den und aufeinander abgestimmt. Die ein—

stufige Ausbildung ermöglicht neben der all-

gemeinen Grundausbildung eine Schwer-

punktausbildung, ohne juristisches Grund-

wissen zu vernachlässigen. Es werden so

bereits im Studium fundierte Grundlagen für

eine spezielle Berufsrichtung vermittelt.

Die Besonderheit der Juristenausbildung in

Bayreuth ist die wirtschattswissenschaftliche

Zusatzausbildung in den Fächern Betriebs-

wirtschaftslehre und Volkswirtschaftslehre.

Nach Wahl des Studenten ist eine Schwer—

punktbildung in einem der beiden Fächer

möglich Nachdem nicht nur aus der Wirt-

schaft, sondern auch aus den Behörden seit

langem darüber geklagt wird, daß dem Juri—

sten die wirtschattswissenschaftlichen

Grundlagenkenntnisse fehlen, die er zur Be—

wältigung der wirtschaftlich relevanten juri-

stischen Probleme dringend benötigt, hat

die Universität Bayreuth mit dieser Ausbil-

dung die notwendigen Konsequenzen ge-

zogen. Der lnhalt der wirtschaftswissen-

schaftlichen Zusatzausbildung ist in der ein-

und zweistufigen Ausbildung identisch. Nä-
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Darstellung 2: Studenten der Rechtswissenschaften (ohne Doktoranden) der Uni-

versität Bayreuth von 1977 bis 1982, in Klammern Prozentanteil der

Jurastudenten an der Gesamtstudentenzahl.

      

Studenten

’f

880 27

900 ‚i
( )

l—

700.

649 (26)

500

413 (20)

285 19

300
( )

161

100, 70

I I
Winter-

- '
ä semester

77/78 78/79 79/80 80/81 81/82 82/83

here Informationen, vor allem uber die ln-

halte des Studienganges Rechtswissen-

schaften, können einem Studienführer mit

Studienplan entnommen werden, der bei der

Zentralen Studienberatung angefordert wer-

den kann.

Wie es den Bayreuther Studenten während

des rechtswissenschaftlichen Studiums geht

bzw. ergeht, sollte man am besten bei ihnen

selbst erfragen. Die Statistik sagt dazu fol-

gendes:

Von der Studienanfängerzahl des Winterse—

mesters 77/78 ist noch die Hälfte im 11.

Semster des Wintersemesters 82/83 nach-

weisbar (Zu- und Abgänge unberücksich-

tigt). Von den Anfängern des Winterseme-

sters 81 /82 haben das erste und zweite Se—

mester in Bayreuth 75 Prozent überlebt und

studieren jetzt im 3. Semester (ebenfalls Zu-

und Abgänge unberücksichtigt).

Dr. Heinz Pöhlmann

Zentrale Studienberatung

Geschwister-SchoII-Platz 3

Tel. 4 10 71

      

Tabelle: Verfügbare Studienplätze (Zulassungszahl), Bewerber mit 1. Ortspräferenz und Immatrikulationen (nur

Wintersemester 81/82) im Studiengang Rechtswissenschaften im Wintersemester 1981/82 und 1982/83; Vergleich

der bayerischen Universitäten

Zulassungszahl Bewerber mit Immatrikulationen

l. Ortspräferenz (8. l. 1982)

Bayreuth 81/82 200 185 312

82/83 252 198 376 (23. 11. 82)

Augsburg 81/82 204 389 204

82/83 204 302 —

Erlangen 81/82 300 409 426

82/83 300 376 —

München 81/82 898 1 368 1 167

82/83 778 1 372 —

Passau 81/82 312 112 559

82/83 451 184 —

Regensburg 81/82 335 125 672

82/83 300 215 —

Würzburg 81 /82 350 381 438

82/83 350 353 —

 

(Die in Bayern verfügbaren Studienplätze für Studienanfänger des Faches Rechtswissenschaften wurden im

Wintersemester 1981/82 um 45 Prozent überbelegt, obwohl die Nachfrage bei „nur“ 114 Prozent lag.)
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Schon seit einiger Zeit haben Bay—

reuther Studentinnen der Betriebs-

wirtschaftslehre informellen Kon-

takt mit Unternehmerinnen aufge-

nommen. Warum dies so ist, hat

Professor Dr. Peter Rütger Wossid-

lo, Lehrstuhlinhaber für Betriebs-

wirtschaftslehre I/Finanzwirt-

schaft und Organisation, so formu-

liert: „Immer mehr junge Frauen

beginnen heute ein Hochschulstu-

dium der Betriebswirtschaftslehre,

also der Wissenschaft vom Aufbau,

dem Ablauf und der Steuerung von

Unternehmen. Damit kommen sie

mit Aufgaben in Kontakt, die frü-

 

her weitgehend von Männern gelöst

wurden. Was ist selbstverständli-

cher, als sich Informationen und

Beistand dort zu holen, wo bereits

Erfahrungen im Führungsbereich

der Wirtschaft durch Frauen vor—

liegen, also bei den Unternehmerin—

nen selbst.“ Und weiter: „Die Uni-

versität verspricht sich durch die

Kontaktaufnahme zur Unterneh-

merinnen—Vereinigung nicht nur

eine bessere Information über das

besondere Studienangebot in Bay-

reuth, sondern bietet auch die Mög-

lichkeit zu einer vielfältigen Zu-

sammenarbeit in Ausbildung und

Forschung. Es ist Zeit, daß die Un—

ternehmerinnen zur Universität

Bayreuth nicht nur einen formellen

Kontakt über ihre hier studieren—

den Töchter oder Söhne finden, son—

dern sich selbst als Berater, Förde-

rer und Mitgestalter der universitä-

ren Programme zur Verfügung

stellen.“ Der bisherige Kontakt zwi-

schen den Bayreuther Studentinnen

und den Unternehmerinnen hat da—

zu geführt, daß sechs dieser Studen—

tinnen einen Text für das Organ des

Unternehmerinnen—Verbandes for-

muliert haben, den SPEKTRUM

nachfolgend aufgreift.

  

Bayreuther Studentinnen schildern

Untemehmerinnen ihr BWL-Studium
Wenn wir auf die Frage nach unserem Stu—

dienort „Bayreuth“ antworten, ist unser Ge-

genüber meistens erstaunt, daß es hier

überhaupt eine Universität gibt. In Bayreuth

ist eine sehr junge und für überschaubare

Größenordnungen geplante Hochschule

entstanden (WS 81/82 2500, im Endausbau

5000 Studenten). Als solche hat sie ihre

Chance genutzt, verschiedene Studiengän—

ge neu zu konzipieren, darunter auch das

Studium der Betriebswirtschaftslehre, das

wir heute vorstellen möchten,

Bei ihrer Gründung im Jahre 1975 erhielt die

Universität Bayreuth von der Bayerischen

Staatsregierung den Auftrag, die kulturellen

und wirtschaftlichen Belange der Grenzland-

region Oberfranken zu fördern. Diese Auf—

gabe lenkte den Blick auf die vor allem mit-

telständisch geprägte Wirtschaft der Region

und führte zur Idee einer Allroundausbildung

des Diplomkaufmanns, die auf die Bedürf—

nisse aller Betriebsgrößen einzugehen hat.

Damit wäre gleichzeitig das Ziel erreicht, das

bisher auf Großunternehmungen begrenzte

Stellenangebot für Hochschulabsolventen zu

erweitern.

Man war sich einig, daß ein solcher Studien—

gang nur in Zusammenarbeit mit Praktikern

entstehen konnte. Darum wurde eine Kom—

mission gegründet, deren Zusammenset-

zung das Einsatzspektrum des Diplomkauf-

manns widerspiegelte. Sie repräsentierte 30

Persönlichkeiten aus den Bereichen Wirt-

schaft, Verwaltung und Hochschule. Die

Vertreter der Wirtschaft kamen aus den ver—

schiedensten Branchen, aus Groß- und Mit-

telbetrieben, aus der hiesigen Region wie

auch von außerhalb. Die meisten der Kom-

missionsmitglieder hatten eine akademische

Ausbildung und konnten so ihre, Erfahrun-

gen aus Beruf und Studium einbringen.

Unter den Akademikern waren nicht nur

Diplomkaufleute, sondern auch Juristen,

Volkswirte und Ingenieure.

Diese Praktiker-Kommission legte auch den

Grundstein für das Betriebswirtschaftliche

Forschungszentrum für Fragen der mittel-

ständischen Wirtschaft e. V. (BF/M), das

das Ausbildungskonzept ergänzt. Bei der

Entwicklung des Studienganges war die

Kommission bestrebt, die Beanstandungen

der bisherigen Hochschulausbildung zu be-

seitigen:

0 Das herkömmliche Studium sei zu stark

am Tätigkeitsbild des Hochschullehrers

orientiert und berücksichtige zu wenig

den Bedarf des Beschäftigungssystems.

0 Es würde zuviel sog. Theorie vermittelt,

ohne Bezug zur Realität.

o Die wissenschaftliche Sprache habe sich

zu stark von derjenigen der Praxis entv

fernt, so daß Verständnisschwierigkeiten

den Hochschulabsolventen in seiner Be—

rufspraxis behindern.

0 Die Kenntnisse über die tatsächlichen

Probleme und Prozesse seien gering.

0 Fragestellungen zur Führungstechnik,

Organisation und Rhetorik kämen im her-

kömmlichen Studium zu kurz.

o Trotz der zunehmenden Verrechtlichung

in unserem Staat würde für die juristische

Ausbildung zu wenig getan.

o Obwohl die deutsche Wirtschaft stark

vom Export abhänge, sei die Fremdspra-

chenausbildung der Diplomkautleute be—

klagenswert.

Das Ziel der Ausbildung in Bayreuth ist es,

den von der Kommission aufgeführten Kritik—

punkten entgegenzuwirken.

Durch das Studienkonzept wird die Harmo-

nisierung von akademischem Wissen und

dessen Anwendung in der Praxis beabsich-

tigt, so daß der herkömmliche Praxisschock

(Abschluß an der Uni —> Eintritt in das Be-

rufsleben) so gering wie möglich ausfällt.

Die traditionelle Ausbildung wurde daher in

verschiedenen Ausbildungsschwerpunkten

ergänzt und verbessert.

Wie an allen Hochschulen, wird dem Stu—

denten die Fähigkeit verliehen, Probleme zu

erkennen und diese durch Einsatz wissen-

schaftlicher Kenntnisse und ihrer sach-

gerechten Anwendung zu analysieren und

selbständig zu lösen.

Einen ersten Einblick in das spätere Berufs—

leben gibt ein sechsmonatiges Pflichtprakti—

kum vor oder während des Studiums. Die

praxisorientierte Ausbildung unterstützt

durch die Einbeziehung von Praktikern den

Vorlesungszyklus.

Die Studenten haben die Möglichkeit, sich

mit realitätsnahen Problemstellungen im

Rahmen von Forschungsprojekten anhand

ihrer Seminar— und Diplomarbeiten zu befas-

sen.

Aus dem Vorausgegangenen ist auch die

Berücksichtigung mittelständischer Be-

triebsführungsprobleme möglich. Dem ein-

seitigen Spezialistentum wird durch eine

vielseitige Grundlagenausbildung quer

durch alle Bereiche der Betriebswirtschafts-

lehre vorgebeugt, woraus neben mittelstän-

dischen Unternehmen auch Großbetriebe

ihren Nutzen ziehen können.

Durch seine Ausbildung erreicht der Bayreu-

ther Absolvent eine höhere berufliche Flexi—

bilität und Einsatzbreite. Dies wird durch die

Förderung rechtswissenschaftlichen Ver-

ständnisses sowie die Weiterbildung fremd-

sprachlicher Kenntnisse getragen. Neben

einer juristischen Grundlagenvermittlung er—

folgen Vertiefungen in Bereichen wie Ar-

beits-, SoziaI-, Wettbewerbsrecht und Ver-

tragsgestaltung; als Wahlpflichtfach soll eine

Fremdsprache zur Verhandlungsfähigkeit

führen.

Trotz der Besonderheiten des Bayreuther

Modeils wird nicht gegen den Grundsatz der

Fortsetzung nächste Seite
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interuniversitären Vergleichbarkeit versto-

ßen. Es kann jederzeit ein Wechsel von an-

deren Universitäten nach Bayreuth und um—

gekehrt stattfinden.

Die zeitliche Struktur des Studiums in Bay-

reuth wurde dem üblichen Ablauf angepaßt:

Nach acht Semestern (vier Jahre) kann das

Studium abgeschlossen werden, durch Be-

rücksichtigung des sechsmonatigen Pflicht-

praktikums wurde die Regelstudienzeit um

ein Semester auf insgesamt neun Semester

erweitert.

Diese gliedern sich in Grund- und Haupt—

studium. Das Grundstudium schließt mit der

Diplomvorprüfung ab, die bereits am Ende

des dritten Semesters abgelegt werden

kann. Dies bedingt einen straffen und relativ

verbindlich vorgegebenen Ablauf des

Grundstudiums.

Der Pflichtkatalog, der den an deutschen

Universitäten üblichen Standardveranstal—

tungen entspricht, umfaßt die Grundlagen

für folgende Fächer:

— Betriebswirtschaftslehre

— Volkswirtschaftslehre

— Rechtswissenschaft (Handels- und Gesell-

schaftsrecht, Bürgerliches Recht, Öffent-

liches Recht)

— Statistische Methodenlehre

—Technik des betrieblichen Rechnungs-

wesens

— Buchführung und Abschluß

— Kostenrechnung

— Mathematik für Wirtschaftswissenschaftler

Bestandteile der Diplomvorprüfung sind

dabei:

1 . Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre

2. Grundlagen der Volkswirtschaftslehre

3. Grundlagen der Rechtswissenschaft

Nach erfolgreicher Absolvierung des Grund-

studiums nach dem dritten Semester beginnt

mit dem Hauptstudium der zweite Studien-

abschnitt.

im vierten Semester hat der Student zu-

nächst die Möglichkeit, sich in einem soge—

nannten „Orientierungssemster“ auf das

Hauptstudium vorzubereiten. Andererseits

besteht in dem Fall, daß nicht alle zur

Diplomprüfung erforderlichen Leistungs—

nachweise erbracht werden können, die

Möglichkeit, Wiederholungsprüfungen abzu-

legen. Das Hauptstudium ist nicht in der glei-

chen Strenge geordnet wie das Grundstu-

dium; der Studierende besitzt die Freiheit, es

im Rahmen der vorgegebenen zeitlichen

und inhaltlichen Struktur selbst zu gestalten.

Verbindlich vorgegeben sind die Fächer:

— Allgemeine Betriebswirtschaftslehre und

— Allgemeine Volkswirtschaftslehre sowie

— zwei Spezielle Betriebswirtschaftslehren

und

— das Pflichtwahlfach „Sprache“.

Besonderes Gewicht wird dabei auf die All-

gemeine BWL gelegt, die alle Kernbereiche

der Betriebswirtschaftslehre umfaßt und so

zusammen mit der Volkswirtschaftslehre ein

breites Grundlagenwissen sicherstellt.

Bei der Speziellen Betriebswirtschaftslehre

ist eine Auswahl entsprechend den indivi-

duellen Interessen. Begabungen und Be-

rufszielen aus folgenden Disziplinen mög—

lich: i

— Betriebliche Finanzwirtschaft und Bank-

betriebslehre

— Betriebswirtschaftliche Steuerlehre und

Wirtschaftsprüfung

— Betriebliche Absatzwirtschaft und Han-

delsbetriebslehre

SPEKTRUM

—Betriebliches Personalwesen und Füh-

rungslehre

—Betriebliche Produktionswirtschaft und

Industriebetriebslehre

—Betriebliche Organisationslehre und

Arbeitswissenschaft

Entsprechend dem Fremdsprachenkonzept

als Schwerpunkt der betriebswirtschaftw

lichen Ausbildung in Bayreuth ist eine

Fremdsprache als Pflichtwahlfach verbind-

lich vorgeschrieben. Derzeit werden folgen-

de Sprachen an der Universität Bayreuth an—

geboten:

— Englisch

— Französisch

— Spanisch

— Italienisch

— Dänisch

— Russisch

Neben diesen sogenannten „Kernfächern“

sind als Voraussetzung für die Zulassung zur

Diplomhauptprüfung Leistungsnachweise in

den Lehrveranstaltungen „Grundlagen der

automatischen Datenverarbeitung“ sowie

„Arbeits— und Sozialrecht“ zu erbringen, In

der Regel wird das Hauptstudium nach dem

achten Semester abgeschlossen.

im Sommersemester 1983 werden die ersten

Studenten und Studentinnen die Universtät

Bayreuth verlassen und ihre erworbenen

Kenntnisse in der Praxis anwenden können.

Bisherige Erfahrungen haben gezeigt, daß

die Studienbedingungen in Bayreuth sehr

gut sind, da die relativ geringe Anzahl Stu-

dierender (Endausbau: 5000 Studenten) zu

einem guten Kontakt zwischen Studenten

und Professoren führt. Dadurch wird den

Studenten ein leichter Zugang zu Forschung

und Wissenschaft ermöglicht.

DSWbesorgt über Studenten-Sozialstruktur

Besorgt hat sich der Präsident des Deut—

schen Studentenwerks (DSW), Professor Dr.

Hans—Ernst Folz (Marburg), bei einer Ende

Januar in Bonn veranstalteten Pressekonfe-

renz über die zunehmende Selbstergänzung

der Akademiker geäußert. Dies geht aus der

zehnten Sozialerhebung des DSW hervor,

über dessen Voraussetzung berichtet wurde.

Die Erhebung zeige, daß trotz einer jetzt

breit angelegten staatlichen Förderung die

Sozialstruktur der Studenten, die nicht der

Struktur der Gesamtbevölkerung entspricht,

nur unwesentlich zugunsten von Kindern

aus bildungsfernen Schichten verändert

werden konnte.

Es sei zwar erfreulich, so Folz, daß der Anteil

der Arbeiterkinder von 14 auf 16 Prozent an-

gestiegen ist. Dieser Prozentsatz sei aber

angesichts der Tatsache, daß die Arbeiter-

schaft mit 8,2 Millionen die Hälfte der er-

werbstätigen Bevölkerung darstellt, immer

noch als zu gering anzusehen. Folz äußerte

die Befürchtung, daß nach der jetzt be-

schlossenen Umstellung der Ausbildungs-

förderung für Studenten auf Darlehen und

der starken Reduzierung des Schüler-Bafög

eine Tendenzwende zu einer negativen Ent-

wicklung eintreten werde.

Als besonders wichtige Feststellung der So—

zialerhebung betonte der DSW—Präsident,

daß heute schon mehr als die Hälfte der Stu—

denten ihr Studium ganz oder teilweise

durch eigene Arbeit finanziert. Dieser Aspekt

werde in der öffentlichen Diskussion oft be—

wußt oder unbewußt übersehen.

Folz betonte noch einmal, daß von den 37

Prozent Bafög-Empfängern lediglich 1/3

(das sind ca. zwölf Prozent aller Studenten)

den vollen Förderungssatz von zur Zeit

660,— DM erhalten. Die übrigen 25 Prozent

der Geförderten erhielten nur eine Teilförde-

rung, die durch Zuwendungen der Eltern

oder eigenen Verdienst ergänzt werden

mußte. Von den Arbeiterkindern erhielten 64

Prozent eine Förderung nach dem Bafög.

Bemerkenswert nannte Folz die Feststel-

lung, daß die befragten Studenten durch—

schnittlich 900,— DM als den Betrag genannt

haben, den sie brauchen würden, um ohne

wirtschaftliche Schwierigkeiten studieren zu

können. Die HlS GmbH, die die Erhebung für

das DSW durchgeführt hat, hatte 866,— DM

ermittelt, ein Betrag, der sich in etwa mit der

letzten Warenkorb-Berechnung deckt.

Der DSW—Präsident wies ferner darauf hin,

daß der Rückgang der Zahl der Autobesitzer

der Studenten die schwieriger gewordene

soziale Lage der Studenten signalisiere. Im-

mer mehr Studenten steigen auf das Fahrrad

um. Ein weiteres Beispiel hierfür sei die Zu-

nahme der Stammkunden in den Mensen.

Als erfreulich bezeichnete Folz, daß mit 65

Prozent die meisten Studenten zu der Alters-

gruppe zwischen 22 und 25 Jahren gehö-

ren. Dies widerlege die immer wieder gehör-

te Behauptung, daß die deutschen Studen—

ten zu lange studieren. Auch die Tatsache,

daß nochmals eine Zunahme der weiblichen

Studenten von 36 Prozent im Jahr 1979 auf

40,6 Prozent im Jahre 1982 zu verzeichnen

war, könne, so Folz, als positive Entwicklung

angesehen werden. DSW
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Beier: Durch IWALEWA neue

Dimension der Kulturkontakte

SPEKTRUM: Herr Beier, das Afrika—

zentrum der Universität Bayreuth, das

IWALEWA-Haus, besteht jetzt ein

Jahr. IWALEWA sollte, so war die

Zielvorstellung, das heutige Afrika vor

allem in seiner Kunst und Musik vor-

stellen und darüber hinaus, gewisser-

maßen als Kristallisationspunkt in der

Stadt Bayreuth, ein Begegnungszen-

trum zwischen afrikanischer und eu-

ropäischer Kultur sein. Hat sich dieser

Anspruch einlösen lassen?

Beier: Ja, man könnte sogar sagen, daß

IWALEWA eine Begegnungsstätte auf drei

verschiedenen Ebenen geworden ist.

SPEKTRUM: Nennen Sie doch einmal

Beispiele.

Beier: Einerseits begegnen sieh im IWALE-

WA-Haus Universität und Stadt wie kaum ir-

gendwo anders. Andererseits treffen sich

hier alle Altersgruppen, vom Universitätspro-

fessor zum Gymnasialschüler — ja sogar klei-

ne Kinder werden oft zu unseren Veranstal-

tungen mitgebracht und von uns gerne ge-

sehen. Drittens und hauptsächlich ist IWA-

LEWA eine Begegnungsstätte zwischen

Europa und Afrika geworden. Bayreuther

hatten Gelegenheit, hier viele interessante

Afrikaner kennenzulernen: etwa einen Yoru-

ba—Trommler, einen Ibo-Maler, eine südafri—

kanische Schriftstellerin, einen Philosophen

aus der Republik Benin. Afrikanische Kunst—

historiker, Politiker, Filmemacher und Bot-

schafter haben das IWALEWA-Haus be-

sucht.

SPEKTRUM: Was bedeutet nun ein

solcher Kontakt mit Afrikanern — ist

das mehr als ein anregendes Gespräch

über einem Glas Wein?

Beier: Ja sicher. Wir stellen ja bewußt

manchmal deutsche und afrikanische Künst—

Ier einander gegenüber, wie zum Beispiel in

der Ausstellung „Hinterglasmalerei aus Da—

kar und Bayreuth“, Da konnte man die Bil—

der der Bayreuther Künstlerin Lore Schoeck

neben populären Glasmalereien aus dem

Senegal sehen. Oder wir zeigten die Grafi-

ken des Berliner Künstlers und Lyrikers

Christoph Meckel Meckel war schon 1964

zum erstenmal in Afrika; damals stellten wir

seine Werke im Künstlerclub der Stadt Os—

hogbo in Nigeria aus. Jetzt, 18 Jahre später,

konnte man hier die Arbeiten Meckels wie-

derum neben den Bildern der Oshogbo-

Künstler sehen.

SPEKTRUM: Konnten Sie solche Ge-

genüberstellungen auch auf dem Ge—

biet der Musik machen?

 

IWALEWA — übersetzt aus der west-

afrikanischen Yoruba-Sprache: Cha-

rakter ist Schönheit —, das Zentrum

der Universität Bayreuth für afrikani-

sche Kunst und Kultur, eingebettet in

den fachübergreifenden Lehr- und

Forschungsschwerpunkt „Afrikanolo-

gie“, bestand am 27. November des

vergangenen Jahres ein Jahr. Der „er-

ste Geburtstag“ dieser zentralen Ein-

richtung der Universität im Herzen der

Stadt Bayreuth erschien der SPEK-

TRUM-Redaktion Anlaß genug, um mit

dem Leiter des lWALEWA-Hauses, Dr.

h. c. Ulli Beier, ein Interview zu führen

um nach dem Erreichten und den Per-

spektiven zu tragen. Beiers Fazit: IWA-

LEWA ist bereits im ersten Jahr seines

Bestehens nicht nur zu einer Begeg-

nungsstätte zwischen Europa und

Afrika geworden, sondern hat zugleich

durch seine verschiedenartigen Aktivi-

täten in den Bereichen von darstellen-

der Kunst, Musik, Literatur und Wis-

senschaft „neue Dimensionen“ durch

die Anregung von Kulturkontakten in-

nerhalb der Dritten Welt eröffnet.

   

Beier: Ja, natürlich noch viel besser, denn

hier ist eine kreative Zusammenarbeit ganz

spontan möglich‘ Ich kann Ihnen ein ganz

phantastisches Beispiel nennen, Einer unse-

rer ersten Gastdozenten im IWALEWA—Haus

war der Maler und Musiker Muraina Oyelami

aus Nigeria. Er ist ein meisterhafter Spieler

der sogenannten „sprechenden Trommel“

der Yoruba. Während seines sechsmonati-

gen Aufenthalts bei uns hat er mit den ver—

schiedensten deutschen Musikern gespielt:

   
Dr. h. c. Ulli Beier

etwa mit Avantgarde—Musikern wie Helmut

Bieler von der Universität Bayreuth oder mit

der Jazz—Rock-Gruppe „Embryo“ aus Mün-

chen. Die Gruppe „Embryo“ hatte schon

seit Jahren Interesse an außereuropäischen

Musikformen gezeigt. Sie waren nach Indien

gereist, nach Afghanistan und Ägypten, hat-

ten sich Spieltechniken und Instrumente die—

ser Kulturen angeeignet und waren auch in

Deutschland schon mit einem südindischen

Trommler auf Tournee gegangen. Hier war

eine Gruppe, die nicht nur völlig aufge—

schlossen war, die geradezu auf solche Be—

gegnungen wartete.

SPEKTRUM: Damit wird ja wohl in

doppelter Weise ihr Anspruch erfüllt,

daß nämlich einerseits die afrikanische

Kunst und Kultur von der europä-

ischen beeinflußt wird und sich ande-

rerseits dieses Zusammentreffen im

IWALEWA-Haus etwa in der Begeg—

nung von Muraina Oyelami und „Em—

bryo“ tatsächlich stattfindet?

Beier: Ja, und nun geschah noch etwas

ganz Aufregendes, etwas, was unserem Ziel

„Begegnungsstätte“ noch eine ganz neue

Dimension verlieh: über „Embryo“ trafen

sich nun Muraina Oyelami, der Yoruba—

Trommler, und Ramesh Shotam, der südin—

dische Trommler. Noch nie hatte so eine Be-

gegnung stattgefunden: zwei völlig verschie—

dene musikalische Traditionen, ja man kann

sagen zwei völlig verschiedene Trommel-Sy-

steme trafen hier aufeinander. Man kann mit

Sicherheit sagen, daß Oyelami und Shotam

nicht miteinander hätten spielen können —

wenn beide nicht schon vorher durch Kon—

takte mit europäischen Musikern ihren Hori—

zont erweitert hätten. Nun aber entstanden

unerhört kühne und aufregende lmprovisa-

tionen.

SPEKTRUM: Warum halten Sie gera—

de diese Begegnung für so wichtig?

Beier: Einerseits wegen der Qualität der Mu-

sik, die dabei entstand und wegen dem

Überraschungsmoment — hauptsächlich

aber, weil wir hier in der Lage sind, ganz

bahnbrechende Entwicklungen einzuleiten.

Die Kulturkontakte der ehemaligen Kolonien

haben fast immer nur mit den ehemaligen

Metropolen stattgefunden: etwa zwischen

Senegal und Paris oder Nigeria und London.

Aber zwischen den Ländern der Dritten Welt

finden so wenig solcher Kontakte statt, und

man kann mit Sicherheit sagen, daß indi-

sche und nigerianische Musiker noch nie

miteinander gespielt haben.

SPEKTRUM: Welche Folgen haben

solche Begegnungen?
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Beier: Man kann hier ganz konkret antwor-

ten: Oyelami trat im Dezember beim Singa—

pur-Festival in Malaysia auf. Seine Begeg-

nung mit Shotam hat ihn veranlaßt, auf dem

Rückweg in Indien Station zu machen, um

mit weiteren indischen Trommlern zu spie—

Ien. Er hat beispielweise in Bangalore Sho-

tams Lehrer aufgesucht. Darüber hinaus gibt

es Auswirkungen, die kaum abschätzbar

sind: Als Oyelami bei uns war, besuchte uns

auch ein australischer Musiker, Colin Offord,

der südostasische Flöten spielt. Wir hatten

hier also eine Begegnung von einem Nige—

rianer, einem Inder, einem Australier und

mehreren deutschen Musikern. Wenn diese

Künstler in ihr jeweiliges Land zurückkeh-

ren, muß diese Erfahrung auch dort weitere

Auswirkungen haben. Man kann also bei

uns wirklich von einer Begegnungsstätte

sprechen.

SPEKTRUM: Heißt das auch, daß Sie

mit der Publikumsresonanz zufrieden

sind? Denn es ist doch sicherlich im-

mer ein Problem, mit einer neuen, un—

gewohnten und einer ungewöhnlichen

Einrichtung Wie dem IWALEWA—

Haus genügend Aufmerksamkeit in

der Öffentlichkeit zu erreichen. Wie ist

etwa der Besuch bei Ausstellungen

oder Konzerten? Haben Sie einen

Überblick, ob die Interessenten vor—

wiegend aus Bayreuth und der umlie—

genden Region kommen, oder kommen

die Besucher auch von weiter her?

 

„Schon ein Stammpublikum “

 

Beier: Ich finde die Resonanz gut. Bayreuth

ist eine Stadt von nur 70000 Einwohnern —

und es wird auch in dieser Stadt wesentlich

mehr an Musik, Theater usw. geboten als in

anderen Städten vergleichbarer Größe. Den—

noch können wir von einem Stammpublikum

des IWALEWA-Hauses sprechen. Zu unse-

rer Vortragsreihe über die Yoruba-Kultur —

immerhin vierzehn Abende — kamen etwa 60

Zuhörer regelmäßig. Zu unseren Konzerten

im IWALEWA—Haus kommen 100 bis 150

Leute. Bei unserem letzten Konzert mit klas-

sischer indischer Musik war buchstäblich je—

.der Quadratzentimeter Boden besetzt. Wenn

wir Konzerte außerhalb unserer eigenen

Räumlichkeiten veranstalten — etwa das

Konzert des berühmten südafrikanischen

Pianisten Dollar Brand — bekommen wir

leicht über 300 Zuhörer. Bei Ausstellungser-

öffnungen kommen unsere Stammgäste

nicht alle, aber durchaus viele sehen sich

die Ausstellung lieber in Ruhe später an. Zu

manchen Veranstaltungen kommen übri-

gens auch Besucher aus Bamberg oder Hof

angereist, aus Weiden und sogar aus Mün-

chen.

SPEKTRUM: Also streut IWALEWA

schon in die Region ab, was sicher

nicht selbstverständlich ist?

Beier: Wir wollen natürlich eine überregiona-

le Wirkung erzielen. Wir erreichen das zum

Teil dadurch, daß wir die hier entstandenen

Musikbegegnungen dann weitervermitteln —

etwa an die WERKSTATT in Düsseldorf und

ähnliche Institutionen, mit denen wir gut zu-

sammenarbeiten. Wir sind im Prinzip auch

bereit, ia daran interessiert, unsere Kunst-

sammlung außerhalb des Hauses zu zeigen.

So waren wir mit der Ausstellung „Neue

Kunst in Indien“, mit der IWALEWA eröffnet

wurde, in etwas verkleinerter Form im Goe—

the-Institut in Schwäbisch Hall. Gerade kürz—

lich haben wir im Heidelberger Völkerkunde-

museum wieder eine Ausstellung eröffnet.

Es handelt sich um eine Photoausstellung,

die bereits in Bayreuth zu sehen war, über

die Yoruba-Region mit dem Titel „Das Ge—

sicht der Götter". Der Kontakt ist über eine

Vereinigung in Heidelberg gelaufen, die sich

„Afrikaforum“ nennt, und die zusammen mit

dem dortigen Völkerkundemuseum eine Afri-

kawoche organisiert hat.

 

„Esfehlt ein Mitarbeiter“

 

SPEKTRUM: Übersteigen solche

IWALEWA-Aktivitäten außerhalb

Bayreuths nicht Ihre Möglichkeiten.

Beier: Sicherlich, denn es fehlen uns dazu

einfach Arbeitskräfte. Ich kann nur einen

kleinen Teil der Ausstellung außerhalb des

Hauses arrangieren, die von verschiedenen

Institutionen angefordert werden. Das ist

schade, denn unsere Wirkung könnte ver—

dreifacht werden, wenn wir unsere Außen-

kontakte intensiver verfolgen könnten.

SPEKTRUM: Was wäre denn nötig,

um diese Arbeit sinnvoll zu machen?

Beier: lm Grunde brauchen wir einen wis-

senschaftlichen Mitarbeiter, der sich sinnvoll

dieser Aufgabe widmen könnte; aber zur Not

ginge es auch mit einer studentischen Hilfs—

kraft.

SPEKTRUM: Lassen Sie mich noch

einmal zu unserer Eingangsfrage kom—

men. Sie haben bei der Einrichtung

von IWALEWA davon gesprochen, daß

es bei diesem Kunst- und Kulturzen—

trum darum geht, die „innere Erregung

zu entzünden“, die eine Begegnung

zwischen solchen verschiedenen Kul-

turen auslöst. Haben Sie den Eindruck,

daß es so etwas gegeben hat, das die in-

nere Erregung bei IWALEWA—Besu-

chern entzündet wurde?

Beier: Die Menschen reagieren natürlich ver-

schieden. Aber wir erleben hier diese Erre-

SPEKTRIM

gung eigentlich recht oft; es besteht nämlich

in Deutschland zur Zeit ein großes Interesse

an der Dritten Welt — und nicht nur bei jun-

gen Leuten. Es gibt die verschiedensten Mo—

tivationen: politische, wirtschaftliche, schön-

geistige und oft auch rein menschliche. Wir

sind auch gar nicht die einzigen, die sich

hier für die Dritte Welt interessieren: In Bay—

reuth gibt es einen aktiven Dritte—WeIt-Ver-

ein, mit dem wir viel zusammenarbeiten;

auch verschiedene Jugendverbände, beson—

ders die Evangelische Industriejugend, sind

an Fragen der Dritten Welt interessiert. Neu-

lich kam eine Schulklasse aus Kulmbach an—

gereist, vorige Woche eine Studentenverei-

nigung, die „Deutsch—Nigerianische Gesell-

schaft“ aus München. In Herzogenaurach

gibt es eine Deutsch-Togolesische Gesell-

schaft, die haben neulich einen Xylophon-

Spieler aus Togo eingeflogen. Wir arbeiten

auch mit dieser Gruppe gut zusammen, un-

ser Techniker hat das Konzert für sie auf

Tonband aufgenommen. Man kann also ge—

radezu davon sprechen, daß jetzt in diesem

Land ein Bedürfnis nach solchen Kontakten

besteht.

SPEKTRUM: Aber da haben Sie doch

in gewisser Weise Glück, daß Sie in

einen allgemeinen gesellschaftlichen

Trend hineingraten sind, sich mehr mit

der Dritten Welt auseinanderzusetzen?

Beier: Ja, richtig. Ich meine, es ist eine gute

Zeit.

SPEKTRUM: Was die Sammlung mo—

derner afrikanischer Kunst und das

Archiv mit afrikanischer Musik an—

geht, haben Sie angekündigt, das bei—

des ausgebaut werden soll. Wie sieht es

derzeit mit dem Bestand aus und wie

sind die Perspektiven?

Beier: Das IWALEWA—Haus hat eine wichtige

Sammlung moderner Kunst aus Afrika. Be—

sonderer Schwerpunkt ist Nigeria, aber wir

haben auch wichtige Werke aus dem südli—

chen Afrika, aus Mosambik, Namibia und

Südafrika sowie aus dem Sudan. Einmalig

ist, glaube ich, auch unsere Sammlung po-

pulärer Kunst aus Afrika. Parallel zur moder-

nen afrikanischen Kunst soll auch die zeitge—

nössische Kunst anderer Länder aus der

Dritten Welt gesammelt werden. Eine kleine

Sammlung zeitgenössischer Malerei aus In-

dien existiert schon. In den nächsten Jahren

sollen noch Neuguinea dazu kommen, die

Karibik, vor allem die Kunst der Ras Tafaris

in Jamaika und die Kunst der Aboriginals

von Australien.

SPEKTRUM: Gibt es denn in diesen

verschiedenen geographischen Breiten

vergleichbare Entwicklungen in der

Kunst?

Beier: Ja, trotz der verschiedenen kulturellen

Traditionen dieser Länder gibt es das. Was

Nigeria, Indien und Jamaika gemeinsam ha-

ben, ist die Erfahrung der Kolonisation. Dar—

aus ergeben sich zur Zeit der Unabhängig-
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keit ganz ähnliche Situationen: die Notwen-

digkeit, eine neue Identität für den neuen

Nationalstaat zu schaffen, der Versuch einer

Rückbesinnung auf traditionelle Werte, die

notwendige Synthese zwischen westlichen

und bodenständigen Traditionen Alle diese

geistigen Probleme muß der Künstler auch

in seinem eigenen Werk lösen — deswegen

ist es, glaube ich, wichtig, daß wir im IWALE-

WA—Haus auch eine geistige Auseinander-

setzung innerhalb der Dritten Welt herbei-

führen wollen. Zur Eröffnung des Hauses

kam zum Beispiel eine indische Malerin

nach Bayreuth, die hier zum erstenmal mo—

derne afrikanische Kunst — und Künstler —

kennenlernte.

SPEKTRUM: Wird die Kunstsamm-

lung im IWALEWA—Haus sehr groß

werden?

Beier: Nein, wir wollen keine Riesensamm-

lung anlegen, die dann — wie das oft in Mu-

seen der Fall ist — nur in Kellerräumen lagert.

Es soll hauptsächlich eine Lehrsammlung

sein, die sich auch in die Lehrveranstaltun-

gen der Universität Bayreuth einbauen Iäßt.

Außerdem wollen wir die Sammlung so auf-

bauen, daß sich eine Reihe von kleineren,

präzise dokumentierten Ausstellungen bil—

den lassen, die man dann leicht an andere

Institutionen ausleihen kann.

SPEKTRUM: Welchen Bestand hat in-

zwischen Ihr Archiv mit moderner

afrikanischer Musik erreicht?

 

Schon 200 Schallplatten

 

Beier: Wir haben inzwischen rund 200 LPs

und Singles in unserem Archiv. Darunter in

erster Linie afrikanische populäre, moderne

Musik. Einige von diesen Platten kann man

in London oder Paris beschaffen, andere

können nur vor Ort gesammelt werden. Ein

wichtiger Bestand sind unsere Platten aus

Sambia, Zimbabwe und Mosambik, die mein

Mitarbeiter Dr. Wolfgang Bender von einer

Forschungsreise mitbrachte. Weiteres, oft

einmaliges Material bekommen wir von Pri-

vatsammlern. Das Archiv hat auch eine

Sammlung von Firmen, die sich mit afrikani-

scher Musik befassen. Die Informationen

über diese Musik sollen nach Aufarbeitung

der Daten im Rechenzentrum gespeichert

werden. Wir haben jetzt schon eine Kasset-

tenbar, in der moderne Musik aus ganz Afri—

ka nach Ländern und Stilarten geordnet ist.

Für die Teilbereiche publizierten wir geson-

derte Kataloge, nach denen die Besucher

sich Musik auswählen und vorspielen lassen

können. Sie können auch über den Katalog

ausfindig machen, welche Platten im Handel

vorhanden sind. Es freut uns besonders, daß

oft Schüler in der Mittagspause kommen und

von dieser Möglichkeit Gebrauch machen.

SPEKTRUM: Haben Sie auch Konzer-

te Ihrer afrikanischen Gäste aufge—

nommen?

Beier: Wir haben alle von uns veranstalteten

Konzerte live mitgeschnitten. Das ist deshalb

besonders wichtig, weil es darunter Aufnah—

men gibt, die Seltenheitswert haben, wie

zum Beispiel das Konzert von Muraina Oye-

lami und Ramesh Shotam.

SPEKTRUM: Da eröffnet sich ja die

Chance, daß Sie selbst eine Schallplatte

produzieren?

Beier: Auf jeden Fall. Wir haben bis jetzt be-

reits drei Kassetten, die wir verkaufen. Und

wir hätten bereits jetzt Material für vielleicht

zehn oder zwölf Kassetten.

SPEKTRUM: Was kann man auf den

drei käuflichen Kassetten hören?

Beier: Es handelt sich um eine Aufnahme

eines Solokonzertes des Australiers Colin

Offord, dann eine Kassette von Muraina

Oyelami, auf der er das Repertoire der

Yoruba—Trommeln vorstellt. Dazu gibt es

eine Broschüre; schließlich haben wir eine

Kassette eines Konzertes von „Embryo“ in

München zusammen mit Muraina Oyelami

und Ramesh Shotam.

 

Kochseminare sehr begehrt

 

SPEKTRUM: Wie steht es eigentlich

mit dem Plan, im IWALEWA-Haus ein

Restaurant mit afrikanischen Speziali-

täten einzurichten?

Beier: Für einen regelmäßigen Restaurant—

Betrieb fehlt uns vorläufig noch der Platz —

wir halten aber langfristig an dem Plan fest.

Vorläufig veranstalten wir Seminare über

Kochkunst in der Dritten Welt. Teilnehmer

können die Zubereitung der Speisen lernen,

sie bekommen die Rezepte hinterher schrift-

lich ausgehändigt, und sie können dann an-

schließend, gegen Unkostenbeitrag, auch

die gekochten Speisen essen. Wir haben bis

zu 60 Personen bei so einer Veranstaltung

gehabt. Unter anderem wurden schon ein

Yoruba-Essen gemacht, eine senegalesi-

sches, ein äthiopisches, ein indisches und

ein karibisches.

SPEKTRUM: Wie steht es mit den

Verbindungen zu den wissenschaftli-

chen Disziplinen aus dem Bayreuther

Afrikanologie-Konzept? Zu denken ist

dabei an die Natur-, Rechts-, und

Wirtschaftswissenschaften, die sicher-

lich nicht so enge Verbindungen zu

IWALEWA haben wie andererseits die

Ethnologie, die Literatur- und Sprach—

Wissenschaften.
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Beier: Unsere stärksten Beziehungen haben

wir natürlich zu Literaturwissenschaften und

Ethnologie. Gastvorträge und Lesungen

werden oft von diesen Fakultäten mit uns

gemeinsam veranstaltet. Wenn wir zum Bei—

spiel einen Vortrag der südafrikanischen

Schriftstellerin Miriam Tlali veranstalten,

dann ist es logisch, diese Veranstaltungen

gemeinsam mit der Fakultät für Sprache und

Literaturwissenschaft zu veranstalten. Einige

Lehrveranstaltungen der Kulturwissen—

schaftlichen Fakultät haben bei uns im Hau—

se stattgefunden, etwa das Seminar über die

„Ras-Tafari-Bewegung in Jamaika“ oder

das Seminar über „Südafrika“. Aber auch

die anderen Wissenschaftler interessieren

sich für unser Haus: die Konferenz über

„Health and Development in Afrika“ fand in

unserem Haus statt, außerdem kürzlich die

zweite fachübergreifende Karibiktagung in

der Bundesrepublik, die sich mit dem Thema

„Der karibische Raum zwischen Selbst— und

Fremdbestimmung“ beschäftigte.

SPEKTRUM: Welche Projekte und

Veranstaltungen haben Sie für das

kommende Jahr, gewissermaßen das

zweite Lebensjahr des IWALEWA—

Hauses, geplant?

Beier: Zunächst möchte ich sagen, daß wir

uns absichtlich nicht zu genau festlegen, ich

möchte das Haus nicht „verplanen“; wir

müssen in der Lage sein, auch immer ganz

spontan eine Entscheidung zu treffen. Zum

Beispiel rief mich Christian Borchert von der

Gruppe „Embryo“ an — es käme ein phanta-

stischer „Ud“-Spieler aus dem Sudan nach

Deutschland, ob er bei uns auftreten könne?

Da muß man auch sofort ja sagen können.

In Vorbereitung ist eine Ausstellung mit Ma-

lereien von Geisteskranken aus Nigeria (die

derzeit noch bis zum 31. März zu sehen ist,

Red.) Dazu kommt auch ein deutscher

Psychiater aus Kiel, der lange Jahre in Nige-

ria gelebt hat. Wir werden auch die Psychia-

ter aus den nähergelegenen Nervenkran-

kenhäusern dazu einladen; da überschnei-

den sich die Interessen. Während wir die

Ausstellung mehr vom künstlerischen Stand-

punkt aus sehen, werden sie sie vom wis—

senschaftlichen Standpunkt aus interpretie-

i‘en. lm Mai und Juni 1983 werden wir dann

eine große Ausstellung „Neue Kunst aus

Papua—Neuguinea“ aufbauen, die von einer

Vortragsreihe begleitet wird.

 

Kennen Sie noch

Interessenten für

SPEKTR UM?

Teilen Sie es uns mit:

Telefon 60 82 14
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Arbeitskreis Umwelt:

Plädoyerfür natürliche Begrünung

aufdem Universitätsgelände

In der Natur um uns herum sind derzeit nicht

mehr zu übersehende, immer rascher um

sich greifende quantitative und qualitative

Verluste zu verzeichnen. Durch die Intensi—

vierung der Landwirtschaft, die großflächige

Versiegelung der Landschaft mit Beton und

Asphalt und die Vergiftung von Luft, Wasser

und Boden werden natürliche Biotope auf

winzige, immer isolierter liegende Flächen

zurückgedrängt. Trotz des erschreckenden

Rückgangs von Tier— und Pflanzenarten wird

auch den naturnahen Restflächen nur wenig

wirksamer Schutz zuteil. Natur ist Mangel—

ware geworden.

Auch Gärten und Anlagen im städtischen

Bereich sind ein Spiegelbild der Künstlich—

keit und Lebensfeindlichkeit unserer Umge-

bung. Hohe finanzielle Aufwendungen wer—

den nicht gescheut, um den von der Garten-

bauindustrie kreierten Modetrends zu fol—

gen. Unbetretbare Rasenflächen, einge-

rahmt von mathematisch exakt abgegrenz-

ten Bepflanzungen aus Artenkombinationen,

die aus unterschiedlichsten Erdteilen, Klima-

ten und Standorten zusammengetragen wer—

den, können nur durch massiven Einsatz

von Geräten, Chemikalien und personeller

Arbeit aufrechterhalten werden. Die Nutz—

barkeit solch empfindlicher Anlagen muß oft

durch Verbote auf den visuellen Genuß be-

schränkt werden.

Immer dringlicher stellt sich daher die Frage,

ob solche Flächen die Forderung nach öko-

logischen Ausgleichsflächen im besiedelten

Bereich zu erfüllen vermögen. ln Anbetracht

dessen, daß es sich bei Privatgärten und öf—

fentlichem Grün um Flächen handelt, die

bundesweit fast die vierfache Ausdehnung

unserer Naturschutzgebiete einnehmen und

dabei keinem Produktionszwang unterlie—

gen, stellt sich fast von selbst die Forderung,

städtische Freiflächen zum Nutzen von

Mensch und Natur durch naturnähere Ge-

staltung ökologisch aufzuwerten.

Viele positive Ansätze kündigen mittlerweile

bereits einen diesbezüglichen Wandel im öf-

fentlichen Bewußtsein an.

ln Städten wie z. B, Augsburg, Hamburg

oder München wird versucht, durch Ände—

rungen bei der Pflege von Parkanlagen Blu—

menwiesen und naturnahe Gebüsch— und

Waldtypen aufkommen zu lassen. Spontan

besiedelte Brachflächen werden als willkom-

mene Bereicherung des Stadtbildes angese-

hen. Wissenschaftliche Untersuchungen

und Biotopkartierungen im Stadtbereich

spiegeln die Bedeutung solcher Flächen

wieder.

SPEKTRUM

 

Herkömmliche Bepflanzung mit standortfremden „Bodendeckern“.

   
Artenreiche Brachfläche auf dem Universitätsgelände.

Der bayerische Umweltminister Dick ermun-

tert zu „Mut zu wildem Grün“. Der bayeri-

sche Gartenbauverband prämiert in allen

Gemeinden verwilderte, naturnahe Hausgär—

ten, was vor einigen Jahren noch undenkbar

gewesen wäre. Die Rechtsprechung paßt

sich der Veränderung des alten Unkrautbe-

griffs an und ahndet in immer weniger Bun—

desländern das Aufkommen— und Gedeihen—

lassen „unerwünschter“ Pflanzenarten mit

Geldbußen.

Fortsetzung nächste Seite
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Das Literaturangebot zum Öko— und Natur-

garten nimmt stetig zu und wird begeistert

angenommen. Innerhalb breiter Bevölke—

rungsschichten scheint sich ein Wandel

auch des ästhetischen Bewußtseins durch-

zusetzen, der mehr als nur ein Modetrend

ist. Über alle Sachargumente hinaus zeigt

sich schlicht das gefühlsmäßige Verlangen,

ein Mehr an lebendiger, natürlicher Vielfalt

auch im eigenen Garten und im Stadtpark

erleben zu können.

Angeregt von diesen neuen Entwicklungen

fand sich im letzten Jahr an der Bayreuther

Universität eine vorwiegend aus Studenten

bestehende Gruppe zusammen, die es sich

zum Ziel setzte, Anlage und Pflege des Uni-

versitätsaußengeländes unter ökologischen

Gesichtspunkten kritisch zu betrachten und

Verbesserungsvorschläge zu erarbeiten und

durchzusetzen. Eine Umfrage bei den Lehr-

stühlen, vor allem der naturwissenschaftli-

chen Fachbereiche, ergab, daß hier großes

Interesse an unserem Vorhaben besteht. Ein

Brief an das zuständige Landbauamt, dem

die Unterschriften von zirka 40 Professoren

besonderes Gewicht verliehen, brachte den

Stein ins Rollen.

Unsere Hauptforderungen waren folgende:

0 Verwendung einheimischer, standortge-

rechter Pflanzen bei Neuanlagen

O Einbeziehung der ursprünglichen Vegeta-

tion des Geländes in die Grünplanung

0 keine Einflußnahme auf die natürliche

Sukzession auf Flächen, die derzeit noch

keiner baulichen Nutzung unterliegen

o Extensivierung der Pflege auf bereits an-

gelegten Flächen, insbesondere Verzicht

auf Herbizid— und lnsektizidanwendung

und Reduzierung des häufigen Rasenmä-

hens,

all dies unter Berücksichtigung der künstleri—

schen Gesamtplanung, der optimalen Nutz-

barkeit und des finanziellen Aufwandes.

Diese Forderungen wurden unterstützt

durch vergleichende Untersuchungen in be-

reits angelegten und in noch brachliegenden

Teilen des Universitätsgeländes, die für die

Brachflächen erheblich höhere Artenzahlen

bei Vögeln und Pflanzen erbrachten.

Es folgten mehrere Unterredungen mit den

verantwortlichen Planern im Landbauamt,

die sich sehr aufgeschlossen zeigten. Ein

von der Gruppe erstellter Alternativplan für

das Unigelände wurde diskutiert und viele

Vorschläge für durchführbar befunden. Die

Technische Zentrale möchte ihr Möglichstes

tun, um auf unsere Pflegewünsche einzuge-

hen.

1982 wurde bereits damit begonnen, De—

monstrationsobjekte zu schaffen, damit sich

die Nutzer des Geländes langsam mit den

neuen ldeen anfreunden können. Es wurde

uns eine Versuchsfläche (hinter Geo l) über-

lassen, wo das Überführen einer Rasenflä-

che in eine zweischürige bunte Blumenwie-

se erprobt und gezeigt werden soll. Auf der

 

Ausstellung von Wildpflanzen des Unigeländes am Tag der offenen Tür.

Westseite von NW I wurde mit großem frei-

willigem Einsatz ein Teich angelegt und be-

pflanzt, der als Beispiel für ein naturnahes

Feuchtbiotop im Unigelände dienen soll.

Zur Information wurde eine Plakataktion in

der Uni durchgeführt. Der am Tag der offe-

nen Tür aufgebaute Informationsstand fand

auch bei den Besuchern großes Interesse

und unsere Vorschläge breite Zustimmung

Der ständige Kontakt zum Landbauamt wird

auf beiderseitigen Wunsch bestehenbleiben.

Bei der Planung der noch ausstehenden

Außenanlagen wird die Meinung unserer

Gruppe hoffentlich weiterhin zur Entschei-

dungsfindung des Landbauamtes beitragen

können.

Bezüglich der Pflegearbeit der Technischen

Zentrale sind noch technische Schwierigkei-

ten zu beheben. Weniger häufiges Rasen—

mähen z. B. scheitert am Nichtvorhanden—

sein eines geeigneten Mähgerätes (Balken-

mäher).

Trotzdem wollen wir weiterhin auf ein schritt—

weises Umstellen der Pflege hinwirken. Wei—

tere Versuchsflächen sollen neue Möglich—

keiten erschließen, was z. B. das Ersetzen

von ausländischen Bodendeckern durch

einheimische, standortangepaßte Arten be-

trifft. Gerade bei solchen Freilandaktionen

bestehen Möglichkeiten zur tatkräftigen Mit—

hilfe von Interessierten. Beschaffen von

Fortsetzung nächste Seite
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Veröffentlichungen

  

Konrad Löw

Die Lehre des Karl Marx/Dokumentation

- Kritik.

Köln 1982

Mit der Veröffentlichung des — nach

der Chronologie — ersten Bandes seiner

Marxismus—Triologie sind nun alle

drei Bände des Bayreuther Politikwis—

senschaftlers Professor Dr. Konrad

Löw zum Themenkomplex „Karl

Marx“ erschienen (Band II: „Ausbeu—

tung des Menschen durch den Men—

schen“, Köln 1983, 3. Auflage; Band III:

„Warum fasziniert der Kommunismus

— eine systematische Untersuchung“,

Köln 1983, 4. Auflage). Zu diesem neuen

Buch schreibt der Rheinische Merkur

in einer Rezension: „. . . Löw beschäf—

tigt sich aber nicht nur mit den politi—

schen Lehren, sondern ebenso mit der

materialistischen Dialektik, der mate-

rialistischen Geschichtsphilosophie

(die Löw als eine ,Travestie der mo—

saisch-christlichen Heilslehre‘ charak—

terisiert) und mit der Politökonomie,

wie sie Karl Marx insbesondere in sei—

nem Hauptwerk ‚Das Kapital‘ entwor-

fen hatte. So entstand eine fundierte,

kritische und mit sehr vielen Zitaten
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Pflanzenmatenal, das Ausbringen von Pflan—

zen, Mähen, Abtransport des Mähgutes usw.

auf den Versuchsflächen erfordern die Mitar—

beit freiwilliger Helfer.

Auch in diesem Jahr wollen wir durch Infor-

mation auf die Dringlichkeit unseres Vorha-

bens und die erzielten Erfolge aufmerksam

machen und so zur öffentlichen Meinungs-

bildung beitragen.

Schließlich werden sich Ergebnisse bezüg—

lich Verschiebung des Artenspektrums und

Zunahme der Artenzahl bei Pflanzen und

Tieren auch durch Untersuchungen der öko—

logisch orientierten Lehrstühle der Universi—

tät aufzeigen lassen.

So kann die Bayreuther Universität bei ent—

sprechendem Erfolg und fortdauernder Un—

terstützung durch die Veran’wvortlichen mo-

dellhaft die Berücksichtigung ökologischer

Gegebenheiten bei der Anlage und Pflege

von Grünbereichen aufzeigen, was im Ideal-

fall nicht Verdienst einer kleinen Gruppe.

sondern planerische Selbstverständlichkeit

sein sollte.

Elisabeth Möltgen

Arbeitskreis Umwelt

— Gruppe Unigrün —

belegte Untersuchung — sicherlich eine

nützliche Hilfe für viele, die sich mit

Marx auseinandersetzen wollen.“ Und

die „Zeitschrift für Politik“ merkt an:

„. . . Begrüßenswert ist dabei nicht nur

die übersichtliche Disposition eines

immensen Stoffes, sondern auch der

eingehaltene ständige Rückgang zu

den Quellen in der Marx-Engels-Ge-

samtausgabe, im Briefwechsel Marx-

Engels usf. Die Argumentation ist klar

und direkt, ohne manche unnötigen

Schnörkel, was man dem Verfasser

mancherorts übelnehmen wird . .

trifft

Hans-Joachim Bauer

Rokoko-Oper in Bayreuth

„Argenore“ der Markgrätin Wilhelmine

Laaber-Verlag, Laaber 1983, 180 8.,

45,— DM

ISBN 3 92151876—8

Mit dieser Publikation, die als 8. Band

in der Reihe „Thurnauer Schriften

zum Musiktheater“ erschien, folgt dem

im letzen Jahr veröffentlichten Band

„Barockoper in Bayreuth“ ein Ergän-

zungsband, der in Faksimile die einzige

erhaltene Opernpartitur in der origi—

nalen Handschrift der Markgräfin ent—

hält.

Im kommentierenden Textteil wurde

die Handlung der Oper in einer Zu—

sammenfassung wiedergegeben und

gleichzeitig deren formale Anlage

gleichsam in Spielzügen auf einem

imaginären Schachbrett — der Opern—

. ‚slxä’iKG EN

306060!“
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bühne — dargestellt. Darüber hinaus

wurden in einzelnen Kapiteln analyti—

sche Betrachtungen zum Inhalt, zur

Partitur, zu Charakterisierungen der

Arien, zu Arientypen und zur Tonar-

tencharakteristik sowie zur Auffüh-

rungspraxis angestellt.

Seit der Uraufführung am 10. Mai 1740,

am Geburtstag des Markgrafen Fried—

rich, wurde „Argenore“ — wie unzählige

andere Opern aus dieser Zeit — nicht

wieder auf die Bühne gebracht. Im Zu-

sammenhang mit der Renaissance der

Barockoper in unserer Zeit könnte

man sich jedoch eine erneute Auffüh-

rung im Markgräflichen Opernhaus

Bayreuth als ein erlesenes Ereignis, als

eine sinnfällige Wiederentdeckung

und historische Besonderheit vorstel—

len.

frfrfi

Felicitas Harnisch

Die Erforschung der nordbaierischen

Mundart von den Anfängen bis 1980.

Eine forschungsgeschichtliche Bestands-

aufnahme mit annotierter Bibliographie.

Verlag Franz Steiner, Wiesbaden 1983, 126

S.‚ ca. 40,— DM.

ISBN 3—515—03961—9

Die vorliegende Arbeit ist am Lehr—

stuhl für Deutsche Sprachwissenschaft

(Professor Dr. Robert Hinderling) der

Universität Bayreuth entstanden, ist

das Jahrbuch der Johann—Andreas-

Schmeller-Gesellschaft 1982 und zu—

gleich Heft 43 der Reihe „Zeitschrift

für Dialektologie und Linguistik: Bei—

hefte“.

i‘rfrü

Peter Häberle (Hrsg.)

Kulturstaatlichkeit und Kultur-

vertassungsrecht

Wissenschaftliche Buchgesellschaft, (Wege

der Forschung, Band 138), Darmstadt 1982,

etwa 400 S., 68,— DM

Wissenschaftlich und politisch stehen

die Gedanken des Kulturstaates nicht

im Zentrum der gegenwärtigen Dis—

kussion. Die Sorge um den Sozialstaat

und die langjährige bundesdeutsche

Fixierung auf Wirtschaft und Wohl-

stand ließen und lassen noch viele ge—

wichtige, aber verstreute Einzelstim—

men zur „Sache“ Kultur ohne das ge—

bührende Echo. Der Band sucht Ihnen

jetzt ein wirkungskräftiges Forum zu

geben. Rechtsphilosophische, soziologi—

sche, politikwissenschaftliche, staats—

und verwaltungsrechtliche, bildungs—

und staatskirchenrechtliche Beiträge

aus mehr als drei Jahrzehnten werden

Fortsetzung nächste Seite
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Vom Universitätsverein notiert

  

Vorstand neu gewählt

und Beiträge erhöht

Im Hörsaal H 6 der Geowissenschaften

wählten am 10. Januar die Mitglieder des

Universitätsvereins in ihrer satzungsgemä-

ßen jährlichen Versammlung für die näch-

sten drei Jahre ihren neuen Vorstand. Drei

der bisherigen Vorstandsmitglieder schieden

wegen ihren beruflichen Belastungen aus.

Der Vorsitzende und die anwesenden Mit-

glieder dankten ihnen für ihre langjährige

Mitarbeit.

Um dem Wirken des Vorstandes eine noch

breitere Grundlage zu geben, wurden ein

bewährter „Schulmann“ und eine Dame mit

großer Erfahrung aus der Arbeit von Eltern—

beiräten neu in den Vorstand berufen. Damit

gehört erfreulicherweise endlich auch eine

Vertreterin des weiblichen Geschlechts zur

Vorstandschaft.

Diese setzt sich wie folgt zusammen.

Vorsitzender:

Dr. Erwin Bender

Landgerichtspräsident

Stellvertreter: Schatzmeister:

Dr. Klaus Dieter Wolff Dr. Gerhard Vollert

Universitätspräsident Bankdirektor

 

Verofi’entlichungen
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gemeinsam als Materialien präsentiert,

die das Kulturverfassungsrecht eines

freiheitlichen Verfassungsstaates be-

gründen und konturieren können.

Beiträge folgender Autoren sind auf-

genommen: Gustav Radbruch, Hans

Peters, Theodor Heuss, Arnold Kött—

gen, Ernst Rudolf Huber, Theodor

Maunz, Adolf Arndt, Helmut Schelsky,

Georg Picht, Herbert Krüger, Ralf

Dahrendorf, Wolfgang Knies, Thomas

Oppermann, Hellmut Becker, Klaus

Schlaich, Hans Maier, Ingo Richter,

Helmut Ridder, Adolf Muschg, Peter

Häberle.

Peter Häberle (Hrsg.)

Rezensierte Verfassungs-

rechtswissenschatt

Duncker & Humblot, Berlin 1982, (Schriften

zum öffentlichen Recht, Band 414), 430 S.,

148,— DM.

sowie Walter Engelhard, MdL, Bayreuth; An—

neliese Fischer, Stadträtin; Arno Heller,

Brauereidirektor; Herbert Hofmann, MdL,

Kulmbach; Otmar Salzl, Oberstudiendirek-

tor; Helmut Vieweg, Oberst a. D.; Siegfried

Weiske, Direktor a. D., Hof, und satzungsge—

mäß die beiden Vizepräsidenten der Univer—

sität, Professor Dr. Helmut Büttner und Pro-

fessor Dr. Helmut Gröner.

Dazu kommen die Obmänner, die von den

Regionalgruppen unmittelbar gewählt wer-

den: Wolfgang Haschkamp, DipI.—Kfm.,

Kronach; Hans Maier, Landgerichtspräsi—

dent, Hof; Dr. Erich Stammberger, Oberbür-

germeister, Kulmbach; Peter Uhde, VHS,

Marktredwitz.

Mit der Wahl des Universitätspräsidenten

zum Stellvertreter des Vereinsvorsitzenden

ist man in Bayreuth dem Brauch der meisten

deutschen Universitätsvereine gefolgt.

Der Neuwahl waren der Geschäfts- und Kas-

senbericht des bisherigen Vorsitzenden und

des Schatzmeisters vorausgegangen. Über

50000‚— DM hat der Verein im Jahre 1982

für 25 Förderungsfälle seiner Universität bei-

steuern können. Hinzu kommt noch eine

Sachspende von knapp 60000,— DM. Eine

ganze Reihe Förderanträge mußte allerdings

aus Mangel an Mitteln abgelehnt werden.

Da die beiden berufenen Kassenprüfer die

ordnungsgemäße Geschäftsführung bestä—

tigten, wurde der bisherige Vorstand von der

Versammlung entlastet.

Sinn und Aufgabe des Vereins sind seit sei-

ner Gründung die ideelle und materielle För-

derung der Bayreuther Universität. Weil die

öffentlichen Mittel knapper geworden sind

und die Aufgaben der heranwachsenden

Universität mehr werden, muß der Verein

durch stärkeren privaten Einsatz versuchen,

mehr Mittel zu mobilisieren.

Nur drei Möglichkeiten gibt es dafür:

1 . mehr Mitglieder

2. höherer Mindesbeitrag

3. Vergrößerung des Spendenaufkommens

Da es sich bei letzterem um freiwillige Lei-

stungen handelt, die von der wirtschaftli-

chen Lage des Spenders abhängen, dürfte

es gegenwärtig schwer sein, dieses Aufkom-

men zu erhöhen. Man hofft aber, daß die

bisherigen Spender ihre Leistungen nicht

verringern müssen.

Der Verein muß also mehr Mitglieder gewin-

nen, Dafür nannte der Vorsitzende vor allem

fünf Zielgruppen:

1iDie Gemeinden der Region unserer Uni-

versität

2. Die Bediensteten der Universität selbst

3. Studienabgänger nach dem Abschluß

4, Die Lehrkräfte der Gymnasien (und ande-

rer Schulen) '

5.Die Akademiker und die Geschäftsleute

der Region

Solche Werbemaßnahmen können aller—

dings erst längerfristig zum erwünschten Er-

folg führen,

Um wirkungsvoll weiterfördern zu können,

bleibt zunächst leider nur eine Erhöhung der

Mindestbeiträge. Nach einer lebhaften Dis-

kussion stimmte die Versammlung schließ—

lich mit großer Mehrheit einer Verdoppelung

der Beiträge zu, weil es sich tatsächlich um

die erste Erhöhung seit Bestehen des Verei—

nes handelt.

Folgende Mindestbeiträge gelten ab 1983

pro Jahr:

für Privatpersonen 40,— DM

für Körperschaften 200 ,— DM

für Studenten, Schüler, Azubis, Soldaten

und Familienangehörige weiterhin nur

10,— DM

An die Mitgliederversammlung schloß sich

ein öffentlicher Vortrag über „Bodenkundli-

che Untersuchungen zum Waldsterben” an.

Es referierte Professor Dr. Wolfgang Zech

vom Lehrstuhl für Bodenkunde und Boden-

geographie der Universität Bayreuth. Von

diesem Thema, das sich auf wissenschaftli-

che Untersuchungen hauptsächlich im nord—

ostbayerischen Raum stützt, fühlten sich so

viele Zuhörer angezogen, daß man zunächst

in den größten Hörsaal des Gebäudes

„Geowissenschaften l“ umziehen mußte.

Ähnlich wie der Arzt bei der Untersuchung

und Behandlung eines kranken Menschen,

müsse man auch bei der Untersuchung

kranker Bäume vorgehen, meinte Dr. Zech.

Nach Beobachtung der Symptome folge

eine Diagnose und schließlich die Behand-

lung. Schon vor Erkennen der äußerlichen

Anzeichen (Symptome) — Gelbspitzigkeit der

Nadeln, Absterben (Nekrose) und Abfall der

Nadeln — können Bäume erkrankt sein. Che-

mische Analysen befallener Bäume und ih-

rer Standorte ergaben immer einen großen

Mangel an Magnesium und /oder Kalium so-

wie eine starke Anreicherung mit Schwefel

(Diagnose). Abhilfe (Therape) sollte also

möglich sein durch Ersatz der Mangelstoffe

mit magnesium— und kaliumhaltigen Dünge-

mitteln und Entfernung der aggressiven

Schadstoffe aus der Luft, also aus den Ver—

brennungsabgasen. Fortsetzung nächste Seite
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Reizthema Bafög — was ändert sich?

Mit dem Haushaltsbegleitgesetz 1983 hat

der Gesetzgeber eine Vielzahl von Gesetzen

geändert bzw. gesetzliche Leistungen be-

schränkt. Ziel dieser Gesetzesänderungen

ist die Konsolidierung der Staatsfinanzen

durch Einsparungen im Ausgabenbereich.

Dieser Zwang zum Sparen hat auch vor dem

Bundesbildungsförderungsgesetz nicht Halt

gemacht, und so hat die Ausbildungsförde-

rung durch Art. 17 des Haushaltsbegleitge-

setzes die einschneidenste Änderung seit ih-

rem Inkrafttreten im Jahre 1971 erfahren.

Die wesentlichste und sozialpolitisch weitrei—

chendste Änderung im Bereich der studenti-

schen Förderung besteht darin, daß die Aus-

bildungsförderung vom Beginn des Bewilli-

gungszeitraumes 1983/84 an ausschließlich

nur noch als Darlehen geleistet wird. Das

bedeutet, daß diese Förderungsbeträge in

voller Höhe von den Darlehensnehmern an

den Staat zurückgezahlt werden müssen.

Nach dem Ende der Förderungshöchstdau-

er erteilt das Bundesvenivaltungsamt dem

Darlehensnehmer einen Bescheid, in dem

die Höhe der Darlehensschuld festgestellt

wird.

Das so aufgelaufene und festgestellte Darle-

hen kann in Ausnahmefällen, nämlich bei

Nachweis besonders guter Leistungen in der

Abschlußprüfung, teilweise erlassen wer-

den. Dem Auszubildenden, der nach dem

Ergebnis der Abschlußprüfung zu den er—

sten 30 vom Hundert der Geförderten ge-

hört, die diese Prüfung in demselben Kalen-

derjahr abgeschlossen haben, werden auf
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Schon 1979/80 zusammen mit der (für die

Forschungsarbeiten sehr aufgeschlossenen)

Forstvenivaltung im Raum Kronach ange-

stellte Düngeversuche seien so erfolgreich

verlaufen, daß damit die Diagnose bestätigt

wurde.

Die weltweite Verbreitung des Baum— und

Waldsterbens — auch in industriearmen Zo-

nen Afrikas und Südamerikas — Iäßt jedoch

auch auf andere als die hier nachgewiese—

nen Ursachen schließen.

Eine sachkundige Diskussion beendete die

hochinteressante Veranstaltung, deren Ge-

wicht durch die Anwesenheit prominenter

Persönlichkeiten unterstrichen wurde, so

von Staatssekretär Nüssel, MdL Hofmann,

Oberbürgermeister Wild, Landrat Dietel, dem

Präsidenten der oberfränkischen Forstver—

waltung, Moser, und anderen.

Rheinstädtler, Vieweg

Antrag 25 vom Hundert des nach dem 31.

Dezember 1983 für diesen Ausbildungsab-

schnitt geleisteten Darlehensbetrages erlas-

sent Das Nähere über das Verfahren, insbe-

sondere über die Ermittlung der ersten 30

vom Hundert der Geförderten durch die Prü-

fungsstellen, wird durch eine noch zu erlas—

sende Rechtsverordnung bestimmt.

Ein weiterer Teilerlaß ist dann möglich, wenn

der Auszubildende die Ausbildung vier Mo—

nate vor dem Ende der Förderungshöchst-

dauer mit dem Bestehen der Abschlußprü-

fung oder, wenn eine solche nicht vorgese-

hen ist, nach den Ausbildungsvorschriften

planmäßig beendet. In diesem Fall kann der

Auszubildende innerhalb eines Monats nach

Bekanntgabe des Bescheides des Bundes—

venNaltungsamtes über die Höhe der Darle-

hensschuld den Erlaß von 5000,— DM bean-

tragen. Mit diesen Möglichkeiten zum Teiler-

laß des Darlehens soll der Leistungsgedanke

angespornt werden.

Dennoch müssen die Empfänger der Ausbil—

dungsförderung nunmehr von einem erheb-

lichen Anstieg ihrer Darlehensschuld ausge—

hen. Das anteilige Grunddarlehen bei Aus-

zubildenden, die nicht bei ihren Eltern woh—

nen, betrug bisher monatlich 150,— DM, so-

mit im Jahr 1800,— DM, und führte bei

einem fünfjährigen Studium zu einer Darle-

hensschuld von insgesamt 9000,— DM.

Bei dem derzeitigen Förderungsstand erhal-

ten die Studierenden der Universität Bay-

reuth, die Ausbildungsförderung beziehen,

eine durchschnittliche monatliche Förde—

rung von 500,— DM. Bei Beibehaltung dieses

Förderungsbetrages und bei einem zehnse-

mestrigen Studium würden diese Bafög-

Empfänger unter den Voraussetzungen der

jetzigen Regelung am Ende ihres Studiums

jeweils eine Darlehensschuld von 30000,—

DM haben.

Zwar ist die Rückzahlung der Darlehens—

schulden einkommensabhängig geregelt

und der Darlehensnehmer zur Rückzahlung

erst dann verpflichtet, wenn er ein bestimm-

tes Mindesteinkommen erreicht, dennoch ist

eine langjährige Belastung gegeben. Bei

einer monatlichen Rückzahlungsrate in Hö—

he von 125,— DM wäre eine Darlehens-

schuld von 30000‚— DM in 20 Jahren abbe—

zahlt.

Heiraten zwei Studierende, deren Studium

durch die Ausbildungsförderung finanziert

worden ist, so kann die Darlehensschuld

beider Ehepartner zusammen ohne weiteres

6000O,— DM erreichen. Bei einer möglichen

Einfuhrung von Studiengebühren und deren

Finanzierung über ein staatliches Darlehen

würde diese Darlehensschuld sich noch wei-

ter erhöhen.

Dr. Lothar Zakrzewski

 

Psychotherapeutische

Beratungsstelle ist

wieder geöffnet

Das Studentenwerk hat seine psychothe-

rapeutische Beratungsstelle ab sofort

wieder geöffnet. Die Beratungen führt ein

Diplompsychologe durch.

Aufgabe der Beratungsstelle ist es, Stu-

dierende in folgenden Fällen zu beraten.-

bei Arbeits— und Leistungsstörungen,

Partnerproblemen, Prüfungsängsten,

Depressionen. Ein ausführliches Informa—

tionsblatt über die Beratungsstelle ist im

Studentenwerk, Zimmer 2, erhältlich.

Die Beratungen werden in Einzelgesprä-

chen geführt, bei entsprechenden Wün-

schen können auch Gruppengespräche

stattfinden. Darüber hinaus besteht die

Möglichkeit zur Bildung von Selbsterfah-

rungsgruppen, die danach als Selbsthil-

fegruppen weitergeführt werden können.

Die Beratungen sind bis zu einer Dauer

von drei Sitzungen kostenlos, für jede

weitere Sitzung wird ein geringer Unko-

stenbeitrag erhoben, der bei besonderer

Notlage erlassen werden kann.

Anmeldung: Montag bis Freitag von 9

bis 12 Uhr und von 13 bis

15 Uhr im Studentenwerk

Oberfranken, Justus—Lie-

big-Straße 98, bei Frau

Posegger, Zimmer 2, Tel.

69091

Sprechzeiten des Diplompsychologen:

Mittwoch von 11 bis 13 und

16 bis 19 Uhr

Donnerstag von 10 bis 13 und

13 bis 18 Uhr

und nach Vereinbarung

Ort: Studentenwerk Oberfranken,

Zimmer 6

Die Beratungsstelle ist auch in den Mo—

naten März und April geöffnet.
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Neue Mensa — neue Auswahl
Das Studentenwerk geht davon aus, daß ihm

die neue Hauptmensa auf dem Universitäts-

geiände in den kommenden Semesterferien

übergeben wird. Nach dem derzeitigen

Baufortschritt ist mit der Fertigstellung und

Einrichtung dieses Hauses im März zu rech-

nen.

Nach der Übergabe des Gebäudes benötigt

das Studentenwerk selbst noch ca. 3 bis 4

Wochen, um die technischen Anlagen sowie

die vorhandenen Großgeräte nach Einwei—

sung durch die Herstellerfirmen fachgerecht

bedienen zu können. Die Studierenden mer-

ken von diesen Vorbereitungen nichts, wer—

den aber hoffentlich mit dem Ergebnis zu—

frieden sein können.

Mit der Eröffnung der neuen Mensa wird die

Essensversorgung durch ein neuzeitlich ge—

 

Musica—Karten

In diesem Jahr finden die Konzerte der

Musica Bayreuth in der Zeit vom 3. Mai

bis 12. Mai statt. Die Kartennachfrage für

diese weit über Bayreuth hinaus bekann-

te Konzertveranstaltung ist sehr groß. Da

dem Studentenwerk auch in diesem Jahr

wieder ein Kartenkonfingent für mehrere

Veranstaltungen zur Verfügung steht,

werden diese ab 11. April 1983 im Stu-

dentenwerk, Zimmer 2, gegen Vorlage

des Studentenausweises zu ermäßigten

Preisen verkauft.

   

staitetes Ausgabesystem im Selbstbedie—

nungsbetrieb durchgefuhrt. Von diesem

Zeitpunkt an wird das Studentenwerk nicht

mehr die bisher üblichen Menüs zur Wahl

anbieten. Vielmehr haben die Mensagäste

dann die Möglichkeit, sich im Wege der

Selbstbedienung ein Auswahlessen selbst

zusammenzustellen.

In Warmhaltetheken werden die verschiede-

nen Essenkomponenten angeboten Der

Hauptbestandteil des Essens, z. B. ein Stück

Fleisch oder Fisch, wird jeweils auf einem

flachen Teiler angerichtet, sämtliche Beila—

gen, wie Suppen, Kartoffeln, Gemüse, Nach—

tisch usw., sind in kleinen Schalen abgefüllt.

Diese Essenkomponenten sind jeweils mit

einem Preis versehen, der vor Verlassen der

Ausgabelinie und noch bevor der Gast sei-

nen Essenpiatz aufsucht, bar bezahlt wer-

den muß‚

Wie viele Essenkomponenten sich der ein—

zelne Mensabenutzer nimmt, ob er sich nur

eine Suppe nimmt oder beispielsweise fünf

Portionen Pommes frites, ist von nun an

gleichgültig. Selbstverständlich richtet sich

aber die Höhe des zu zahlenden Betrages

nach der Anzahl der entnommenen Kompo—

nenten.

Neben der Mensa wird das Studentenwerk

auch eine neue Cafeteria mit Selbstbedie-

nungseinrichtungen betreiben. Nach der

Übernahme der neuen Mensa wird die Es-

senversorgung am Geschwister-Schoii—Piatz

in der gewohnten Weise weiterbetrieben.

Die Mensaversorgung hat mit dem Anstieg

der Studentenzahlen Schritt gehalten. im

November 1981 wurden 16076 Menüs ver-

kauft, durchschnittlich 804 Essen pro Tag‘

Im November 1982 wurden bereits 20662

Menüs verkauft, die durchschnittliche tägli-

che Essenzahl betrug 983. Das ist eine Stei-

gerung gegenüber dem Vorjahr um 29 Pro-

zent. Im Dezember 1981 wurden 13089

Menüs verkauft (Durchschnitt 770), im De-

zember 1982 betrug diese Essenzahl 15826

(Durchschnitt 880). Gegenüber dem Ver-

gieichsmonat 1981 konnte somit eine Stei—

gerung um 21 Prozent erreicht werden.

 

Sozialausweis

Das Studentenwerk gibt an Studierende den

deutsch-französischen Sozialausweis aus.

Der Inhaber dieses Ausweises wird in Frank—

reich den französischen Studenten gleichge-

stellt und erhält sämtliche sozialen Vergün—

stigungen, die in Frankreich Studierenden

gewährt werden. Dieser Sozialausweis wird

im Studentenwerk (Zimmer 2) gegen Vorla-

ge des Studentenausweises und eines Licht-

biides ausgegeben. Der Unkostenbeitrag be-

trägt 3,— DM.

Darüber hinaus ist ein Verzeichnis der fran—

zösischen Studentenwerke erhältlich, in dem

u. a. auch die Öffnungszeiten der Mensen

und Wohnheime verzeichnet sind. Studen-

ten, die nach Frankreich reisen wollen, soll-

ten sich unbedingt den deutsch-französi-

schen Sozialausweis vom Studentenwerk

ausstellen lassen.

 

Personalrat kündigt gerichtliche Klärung an

Der Personalrat der Universität Bayreuth will

in einem Beschiußverfahren vor dem Ver—

waltungsgericht klären lassen, ob durch

Weisung des Kultusministeriums und des

Obersten Rechnungshofes erfolgte Fallgrup-

penänderungen bei Lehrstuhlsekretärinnen

nur mit Zustimmung des Personalrates erfol-

gen dürfen und damit — bei positivem Be-

scheid des Gerichtes — rechtsunwirksam

sind. Dies kündigte Personalratsvorsitzender

Klaus Münch bei der letzten Personalver-

sammiung kurz vor Weihnachten an. Ein

entsprechendes Schriftstück soll dem Ver—

waitungsgericht Ende Februar zugehen.

Münch berichtete, die Gruppe der Angestell-

ten im Personalrat habe in einer Petition an

den Landtagsausschuß für Fragen des öfv

fentlichen Dienstes darauf hingewiesen, daß

die einseitige Ausrichtung der Eingruppie-

rung von Lehrstuhlsekretärinnen auf Verwal-

tungstätigkeiten zu einer gerechten Bewer—

tung nicht ausreiche. Als befriedigende Lö-

sung auf Dauer würden eigene Vergütungs-

merkmaie für Lehrstuhlsekretärinnen im

Bundesangestelltentarif (BAT) angesehen.

Die Petition sei vom Ausschuß berücksich—

tigt worden, was bedeute, das Gesuch er—

scheine in vollem Umfang berechtigt und

durchführbar.

Die „trügerische Hoffnung“, so Münch wei-

ter, die Staatsregierung gebe dem Gesuch

statt und steile die erforderlichen Haushalts-

mittel bereit, sei jedooh durch die Fallgrup-

penänderung, die der Personalrat als Rück-

und Höhergruppierungen ansieht, zerstört

worden. Das Ministerium gehe davon aus,

daß der Berücksichtigungsbeschiuß des

Landtagsausschusses es nicht verpflichte,

von Fallgruppenänderungen abzusehen. Es

sehe lediglich die Verpflichtung, an das Fi-

nanzministerium heranzutreten, um die Auf-

nahme eines zusätzlichen Tätigkeitsmerk—

males für Lehrstuhlsekretärinnen im BAT an—

zustreben.

Münch kündigte weiterhin an, der Personal-

rat werde sich noch einmal an den Land—

tagsausschuß mit der Bitte wenden, die In—

terpretation seines Beschlusses durch das

Kultusministerium zu überprüfen. Sollte sich

die Auffassung des Personalrates nicht

durchsetzen, dann würden, so meinte

Münch, weitere Fälle von Fallgruppen-

änderungen in den nächsten Jahren folgen.

Bezüglich gieitender Arbeitszeiten will der

Personalrat, nachdem ein vorgelegter Ent-

wurf abgelehnt wurde und sich bei einer

Fortsetzung nächste Seite
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Noch bis zum 31. März ist im IWALEWA—

Haus, dem Zentrum für moderne Kunst Afri—

kas und der Dritten Welt an der Universität

Bayreuth, die Ausstellung „Glücklose Köpfe

— Malereien von ver-rückten Nigerianern“

geöffnet. In der Ausstellung, die das Span-

nungsfeld von Kunst und Psychiatrie zum ln—

halt hat, werden zum erstenmal Malereien

von nigerianischen Patienten gezeigt, die

vor 30 Jahren im Abeokuta „Mental Home“

in Westnigeria entstanden sind. Damals gab

es in Nigeria, so Dr. h. c. UIli Beier, der Lei—

ter des IWALEWA-Hauses, weder Psychiater

noch Nervenkrankenhäuser.

Die nigerianischen Yoruba glauben, daß der

Mensch vor seiner Geburt sich sein eigenes

Schicksal selbst auswählt: der Schöpfer läßt

ihn in seinem Garten seinen eigenen „Kopf“

selbst wählen. Wer im Leben Unglück hat,

trägt die Verantwortung zum Teil selbst, weil

er einen „glücklosen Kopf“ gewählt hat. Hat

er aber einen glücklosen Kopf gewählt, dann

muß er sich dennoch nicht mit seinem

Schicksal abfinden, es Iäßt sich manipulie-

ren: durch Ritual, durch verantwortungsbe-

wußte Lebensform, durch ein enges Verhält-

nis mit einem orisha — einem göttlichen We-

sen, dessen überdimensional starke Persön-

lichkeit den Menschen im Leben noch weiter

formen und verändern kann.

 

Krankheit, auch geistige Krankheit, wird

meist als Spannung zwischen Mensch und

orisha gedeutet. Diese kann durch eigene

Schuld entstehen, durch Vernachlässigung

des göttlichen Wesens oder durch fremde

Störung — etwa durch feindselige Zauberei.

Da Krankheit nur ein Symptom ist, Iäßt sie

sich auch durch Herstellung der Harmonie

zwischen Mensch und göttlichem Wesen

wieder heilen,

Hilflos ausgeliefert waren die Menschen, so

Ulli Beier, als Eingriffe der Kolonialregierung

in Nigeria das geistige und soziale Leben der

Yorubas störten. Die normalen Heilungs-

und Integrationsprozesse wurden durch

fremdes Rechtssystem und fremde Auffas-

sung von „Gesundheit“ und „Krankheit“

unterbrochen. Einige der „Patienten“, deren

Bilder in dieser Ausstellung zu sehen sind,

wären in ihrer eigenen Kultur nicht als krank

bezeichnet worden. Sie sind Opfer einer ver-

worrenen Zeit; im Kreuzfeuer zwischen den

Kulturen wurden sie nach Kriterien beurteilt,

die sie selbst nicht verstanden.

 

Personalrat. . .
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Umfrage in der Verwaltung und in der Tech-

nischen Zentrale zwei Drittel aller Beschäf-

tigten für gleitende Arbeitszeit ausgespro—

chen haben, ein eigenes Modell einer

Dienstvereinbarung erarbeiten, die für die

Verwaltung und die Technische Zentrale ab-

geschlossen werden soll.

Hinsichtlich einer Verbesserung des Arbeits—

schutzes will sich der Personalrat um eine

intensivere Zusammenarbeit mit der Dienst-

stellenleitung und der Unfallversicherungs-

behörde bemühen. Münch sagte, die Ein-

richtung eines Arbeitsschutzausschusses sei

ein erster Schritt in diese Richtung gewesen.

Allerdings sei in konkreten Fällen auch deut-

lich geworden, daß eine Verbesserung des

Arbeitsschutzes „ihre Grenzen meistens bei

den, oft nicht vorhandenen, Haushaltsmit-

teln“ habe, so Münch.

Bei der gutbesuchten Personalversammlung

gab Präsident Dr. Klaus Dieter Wolff einen

Überblick über die Entwicklung der Universi-

tät und kündigte an, er werde bei zukünfti-

gen Veranstaltungen zur Verfügung stehen,

um die Entwicklung in Teilbereichen der Uni—

versität detaillierter zu beschreiben.

 

„Bayreuther Motive“ war das Thema des er-

‘sten internen Fotowettbewerbs des Foto-

clubs Bayreuth. Die Ergebnisse dieses Wett-

bewerbs, Schwarzweiß—Aufnahmen von

Bayreuth, sind im Februar in einer Ausstel-

lung in der Teilbibliothek im Gebäude RW

(Recht- und Wirtschaftswissenschaften) auf

dem Unigelände zu besichtigen. Die Biblio-

thek ist Montag bis Freitag von 8 bis 21.30

Uhr geöffnet und für jedermann zugänglich.

Der Fotoclub Bayreuth, dessen Mitglieder zu

einem großen Teil Mitarbeiter oder Studen-

ten der UBT sind, will durch diese Ausstel-

lung weitere Kontakte zu Fotoamateuren an

der Universität, aber auch aus Bayreuth und

Umgebung herstellen, zumal die bevorste—

hende Mitgliedschaft beim Verband Deut—

scher Amateuerfotograten-Vereine e. V.

(vdav) die Attraktivität des Fotoclubs noch

erhöhen wird. V

Die Fotoausstellung in der Teilbibliothek RW

soll in regelmäßiger Folge alle drei Monate

gezeigt werden, wobei die Themen meist

aus dem Ouartalswettbewerb des Fotoclubs

resultieren.

Clubabende finden an jedem zweiten und

vierten Freitag im Monat jeweils um 20 Uhr

in der Technischen Zentrale der Universität

statt. Interessenten sind dazu jederzeit gerne

willkommen,

Foto: Kolb

 

Kontaktadresse an der UBT:

Werner Kolb

Technische Zentrale

TeI.: 21 t5 oder 21 35
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Akademisches Auslandsamt

   

Fortbildungfür ivorische Deutschlehrer gelungen

„Alle Unterrichte sind gut durchgeführt wor-

den, was mir besonders gefallen hat: Lan-

deskunde und Sprachwissenschaft.“

Dieses Urteil eines Deutschlehrers von der

Elfenbeinküste gibt am besten die Meinung

seiner zwei Kolleginnen und zwölf Kollegen

von der Elfenbeinküste über die 126 Unter—

richtsstunden einer Lehrerfortbildung für

ivorische Deutschlehrer wieder, die vom

2. August 1982 bis 26. September 1982 an

der Universität Bayreuth durchgeführt wur-

de.

Doch auch die anderen Unterrichtsgebiete

wie Literatur, Kulturgeschichte und kulturel—

les Leben, Sprachvermittlung und Aktualitä-

ten fanden bei den sehr vielfältigen Interes—

sen der Kursteilnehmer ihre Liebhaber. „AI-

les war in Ordnung“, so ein Urteil über den

umfangreichen Block zur Landeskunde,

kann somit stellvertretend für den ganzen

Kurs gelten.

Daß das Wesentliche einer Fortbildungsver-

anstaltung erreicht wurde, bestätigen Äuße-

rungen wie: „Ich hatte schon von allem ge-

hört, aber nicht so tief.“

Besonderen Anklang fanden auch die zahl-

reichen Exkursionen, die kulturellen und ge—

sellschaftlichen Veranstaltungen und die Be-

triebsbesichtigungen. Die Frage des Ab—

schlußfragebogens „Welches Erlebnis hat

sie am stärksten beeindruckt?" wurde von

einem der Deutschlehrer, und in ähnlicher

Weise von vielen Kollegen, wie folgt beant-

wortet: „Die Bayernrundfahrt und zwar die

Besichtigung des Salzbergwerks." Die sie-

bentägige Rundfahrt durch Bayern war der

verdiente Lohn für die ersten vier anstren—

genden Unterrichtswochen, und gleichzeitig

holte man sich noch Kraft für die bevorste-

henden drei Wochen.

Bei herrlichem Sommerwetter führte die

Fahrt über Kelheim, Weltenburg, Landshut

nach Berchtesgaden. Neben dem schon er-

wähnten Salzbergwerk mit seinen Rutsch-

bahnen gefiel auch die Bootsfahrt auf dem

Königssee. Über die Queralpenstraße wur-

den die Königsschlösser zwischen Gar-

misch-Partenkirchen und Füssen angesteu-

ert. In Linderhof und Neuschwanstein wan—

delten die Kursteilnehmer auf den Spuren

Ludwigs II. Die Wieskirche und der „heilige

Berg der Bayern“ in Andechs waren Statio—

nen auf der Fahrt in die „heimliche Haupt-

stadt Deutschlands“ nach München. Ent-

lang der romantischen Straße mit längeren

Aufenthalten in Dinkelsbühl und Rothenburg

o. T. ging es dann nach Bayreuth zurück.

Von den vielen kultur- und zeitgeschichtli—

chen Exkursionen in die Umgebung sei nur

die Fahrt an die deutsch-deutsche Grenze

erwähnt, von deren Unmenschlichkeit die

ivorischen Deutschlehrer tief beeindruckt

waren.

Die Unterbringung während des Kurses er—

folgte in Studentenwohnheimen des Studen-

tenwerks Oberfranken. Die Zufriedenheit mit

der Unterbringung wurde nur durch den un-

vermeidbaren Zustand, daß Semesterferien

waren, etwas getrübt, wie ein Teilnehmer

treffend schilderte: „Ich war mit meiner Un-

terkunft zufrieden, könnte aber noch zufrie-

dener sein, wenn das Wohnheim (Bussard—

weg) nicht so leer wäre. Wir waren immer

zusammen und sprachen immer noch fran-

zösisch. Wir sollten in kleinen Gruppen in

verschiedenen deutschen Familien woh-

nen.“ Jedoch eine Unterbringung in Fami-

lien ist zur Zeit der bayerischen Schulferien

und der Bayreuther Festspiele nicht mög-

lich.

Auch wenn untereinander zu viel Franzö-

sisch gesprochen wurde, blieb doch genü—

gend Zeit im Unterricht, beim Einkaufen und

bei Familienkontakten Deutsch zu sprechen.

Bereits am Begrüßungsabend wurden

Freundschaften mit anwesenden Bayreuther

Bürgern geschlossen. Aus einem dieser

Kontakte entstand eine „Fußballfreund—

schaft“, die zu drei „Länderspielen“ Elfen-

beinküste — Deutschland führte, die alle von

der deutschen Lehrermannschaft gewonnen

wurden.

Nach der zweiten Niederlage holten sich

Spieler und Trainer Anregungen beim Be-

such des Bundesligaspieles 1. FC Nürnberg

gegen den 1. FC Köln. Doch auch die Teil-

nahme an der Pressekonferenz der Trainer

und Gespräche mit den Spielern (auch mit

Franz Beckenbauer, der als Gast anwesend

war) konnten die dritte Niederlage nicht ver-

hindern.

Die betrieblichen Besichtigungen dienten

der Vertiefung des Unterrichts, gewährten

einen interessanten Einblick in die deutsche

Industrie und bescherten den Ivorern noch

kulinarische Leckerbissen und z. T. kleine

Geschenke. In Bayreuth waren sie Gäste der

Maisel Brauerei und der Firma Batberg

(BAT), in Erlangen der Siemens AG und in

Herzogenaurach des Sportschuhfabrikanten

Puma.

Mein Dank gilt allen Lehrern, die durch ihr

engagiertes Unterrichten zum Gelingen des

Kurses beigetragen haben, weiterhin dem

Studentenwerk, den Geschäftsleitungen der

besuchten Firmen und schließlich allen mir

bekannten und unbekannten Bayreuthern,

die unseren Gästen den Aufenthalt so ange-

nehm gemacht haben.

Dem DAAD danke ich für das Vertrauen, mir

die Leitung des ersten derartigen Kurses in

der Bundesrepublik zu übertragen. Für die

Finanzierung des Kurses bedankt sich stell—

vertretend für die Universität Bayreuth und

alle Kursteilnehmer einer der Deutschlehrer:

„ich bin immerhin dem DAAD sehr dankbar

für seine Mühe trotz der katastrophalen Fi—

nanzla e.“ . ..

g Dr. Heinz Pohlmann

Akademisches Auslandsamt

Stipendien

Zuschüsse der Europäischen Gemein-

schaft im Hochschulbereich im Jahr 1983

Mit Rundschreiben Nr. 945 hat die West-

deutsche Rektorenkonferenz (WRK) mitge-

teilt, daß die Kommission der Europäischen

Gemeinschaft auch 1983 die Programme

„Zuschüsse zu Vorarbeiten und Entwick-

lungsarbeiten für gemeinsame Studienpro—

gramme“ und „Zuschüsse zur Förderung

kurzer Studienaufenthalte“ weiterführt.

    

1. Durch die Gewährung von Zuschüssen

soll die Entwicklung „gemeinsamer Studien-

programme“ gefördert werden, d. h. die Zu-

sammenarbeit zwischen Hochschulen ver—

schiedener Mitgliedsstaaten im Hinblick auf

die gemeinsame Ausarbeitung von Studien-

gängen oder Teilstudiengängen. Zuschußfä—

hig ist eine solche Zusammenarbeit, wenn

sie folgende Vereinbarungen zum Ziel hat:

a)Studenten müssen einen anerkannten und

integrierten Teil ihres Studienganges an

mindestens einer der Partnerhochschulen

in einem anderen Mitgliedsstaat absolvie-

ren, und/oder

b)an allen beteiligten Hochschulen sind für

Teile eines Studienganges Angehörige

des Lehrkörpers mindestens einer Hoch-

schule eines anderen Mitgliedsstaates ein-

zusetzen, und /oder

c)Kurse oder Teilkurse sind zur Einführung

in das Lehrprogramm gemeinsam zusam-

menzustellen und an allen beteiligten

Hochschulen zu veranstalten, selbst wenn

keine Mobilität der Hochschullehrer oder

Studenten damit verbunden ist.

Zuschußfähig sind alle Kooperationsvorha-

ben, unabhängig von Studienfach, Ausbil-

dungsabschnitt und Art der Hochschule.

Vorrang wird jedoch den Vorhaben einge-

Fortsetzung nächste Seite
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Zentrale

Technik

  

900DMfiir

die gute

Idee des

Meisters Kolb

Verdienter Lohn für eine gute ldee: Mit

einem Anerkennungsschreiben des bayeri-

schen Innenministeriums überreichte Kanz—

ler Wolf-Peter Hentschel kürzlich dem Kälte—

maschinenmeister Werner Kolb von der

Zentralen Technik eine Prämie von 900,—

DM. Kolb hatte mit einfachen Mitteln eine

Idee in die Tat umgesetztjdie eine erhebli-

che Einsparung bei den Heizkosten mit sich

bringt.

Werner Kolb, Referatsleiter innerhalb der

Betriebstechnik, untersteht die moderne

Wärme-Kälte-Zentrale der Universität, in der

zum Teil mit riesigen Wärmepumpen Heiz-

wärme und Kühlwasser erzeugt werden.

Wird von den Universitätseinrichtungen Käl—

te benötigt, dann wird auf der Gegenseite

der Wärmepumpe Heizwärme erzeugt. So—

weit diese Heizwärme nicht gleichzeitig in
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Werner Kolb (rechts) erläutert dem Leiter der Technischen Zentrale, DipI.-lng. Dieter

Bayerlein, die Neuerung.

das Wärmenetz geschoben oder gespei—

chert werden kann, muß sie über ein Rück—

kühlwerk an die Außenluft abgegeben wer—

den.

Wie sich herausstellte, war die vom Herstel—

ler vorgesehene Steuerung der sogenannten

Solepumpen dieser Rückkühlwerke — ab-

hängig von der Heizwassertemperatur — viel

zu träge. Die Folge war, daß bei geringem

Heizbedarf die gesamte Wärmeerzeugung

an die Außenluft abgegeben werden mußte.

Mit einem Aufwand von nur 125,— DM baute

Werner Kolb eine neue Steuerung, die vom

Kondensationsdruck der Wärmepumpe ge-

regelt wird. Die neue Regelung enNies sich

als so exakt, daß nun nur die überschüssige

Restwärme nach außen abgegeben wird

und dennoch die Vorlauftemperatur der Hei—

zung auf j: 1° C ausgeregelt ist und

schließlich keine weitere Zuspeisung aus

dem Hochtemperaturnetz erforderlich wird.

Die gute Idee und das handwerkliche Ge-

schick von Werner Kolb brachten der Uni-

versität im Winter 1981/82 immerhin Ein-

sparungen von zirka 1600,— DM an Heizko—

sten. Fazit: Innovationen lohnen sich für die

Beteiligten und werden zur Nachahmung

empfohlen. D. B.

    

Stipendien

Fortsetzung von Seite 34

 

räumt, bei denen ganze Studiengänge oder

größere Teilstudiengänge gemeinsam ge—

plant werden. Diese Regelung gilt nicht für

die Entwicklung gemeinsamer Forschungs—

programme als solche, obwohl die Verwen—

dung von Zuschüssen für Forschungsarbei—

ten, die in unmittelbarem Zusammenhang

mit der Entwicklung eines Vorhaben stehen,

als zulässig betrachtet werden kann.

Für die „gemeinsamen Studienprogramme“

gibt es zwei Arten von Zuschüssen bis zu

folgenden Höchstbeträgen:

a)Zuschüsse zu Vorarbeiten bis zu

3537,— DM

b)Zuschüsse zu Entwicklungsarbeiten bis zu

9432.— DM.

ln allen Fällen wird der Zuschuß nur einer

der beteiligten Hochschulen gewährt, die für

die gesamte Verwaltung zuständig ist, gege-

benenfalls die Aufteilung auf die anderen

Hochschulen vornimmt.

2. Ziel des Zuschußprogrammes zur Förde—

rung „kurzer Studienaufenthalte" ist es, den

beruflich im Hochschulbereich tätigen Per-

sonen Gelegenheit zu geben, ihre Kenntnis-

se und Erfahrungen über das Hochschulwe—

sen in anderen Mitgliedsstaaten zu erweitern

und dadurch auf längere Zeit mehr Möglich-

keiten für eine Zusammenarbeit zwischen

den Hochschulen der Europäischen Ge-

meinschaft zu schaffen. Besonders berück-

sichtigt werden Bewerber, deren beabsich-

tigter Studienaufenthalt einen spezifischen

und genau definierten Zweck verfolgt und

bei dem damit gerechnet werden kann, daß

er zur Erreichung des oben dargelegten Zie—

les der Gemeinschaft beiträgt.

Es ist nicht beabsichtigt, mit diesem Pro—

gramm Hochschullehrern Gelegenheit zu

geben, eigenen wissenschaftlichen For-

schungsarbeiten oder Tätigkeiten nachzuge-

hen, die ausschließlich der Zusammenarbeit

im Forschungsbereich zwischen den Hoch-

schulen in den einzelnen Mitgliedsstaaten

dienen.

Anträge können gestellt werden von

a)ein2elnen Dozenten sowie Angehörigen

des Forschungs- und Verwaltungsperso-

nals (oder Gruppen) an Hochschulen in

den Mitgliedsstaaten; Angehörige einzel—

staatlicher Organisationen, die sich mit

dem Zugang und der Zulassung zu Hoch-

schulen befassen, können ebenfalls An-

träge einreichen; oder

b)Organisationen, die im Hochschulbereich

tätig sind und für mehrere von ihnen aus-

gewählte Einzelpersonen Zuschußanträge

einreichen wollen, um diesen die Möglich-

keit zu geben, ein genau umrissenes Vor—

haben im Rahmen des Zuschußpro-

gramms durchzuführen.

„Kurze Studienaufenthalte" sollten in der

Regel nur eine Dauer von bis zu vier Wo-

chen vorsehen. Studienaufenthalte an Hoch—

schulen in mehr als einem Mitgliedsstaat

werden normalerweise bevorzugt behandelt.

Die Zuschüsse dürfen nur für Studienauf—

enthalte innerhalb der Europäischen Ge-

meinschaft venNendet werden.

Fortsetzung nächste Seite
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In der Regel werden Zuschüsse bis zu fol-

genden Höchstbeträgen gewährt:

a) „kurze Studienaufenthalte“ Einzel-

personen 3537,— DM

b)„kurze Studienaufenthalte“ — Organisa-

tionen 18864,— DM

Der Zuschuß deckt die Reisekosten und

einen Tagessatz für Unterkunft und Verpfle-

gung.

Zuschußanträge für 1983 sind maschinen-

schriftlich unter Verwendung der offiziellen

Antragsformulare einzureichen, die bei tol—

gender Stelle angefordert werden können:

Office de Cooperation en Education

Institut europeen de I'Education et de Ia Poli-

tique Sociale

51, rue de Ia Concorde

8—1050 Bruxelies

Fernruf: (32) (2) 512 1734

Für die Einreichung der Zuschußanträge

gelten folgende Fristen:

— gemeinsame Studienprogramme

1. April 1983

— kurze Studienaufenthalte 15. Juni 1983

Stipendien zur Fortbildung an der Ecole

Nationale d'Administration (ENA) Paris,

1983/84

Für qualifizierte Nachwuchskräfte des höhe-

ren Dienstes der öffentlichen Verwaltung

stehen wieder Stipendien zur Fortbildung an

der französischen Verwaltungshochschule,

der ENA, zur Verfügung. Dieses Sonderpro-

gramm wird vom Deutschen Akademischen

Austauschdienst unter verantwortlicher Be-

teiligung des Auswärtigen Amtes sowie un-

ter Mitwirkung der Bundesakademie für öf-

fentliche VenNaltung durchgeführt.

Programm:

a)Oktober bis Dezember 1983: zweimonati-

ger intensiver Einführungs— bzw. Sprach-

kurs

b)Januar bis Juli 1984: Unterricht an der

ENA

c)September bis November 1984: dreimo—

natiges Praktikum an einer Präfektur und

eventuell in einer Pariser Zentralverwal—

tung

Bewerberkreis:

Junge Angehörige des Öffentlichen Dienstes

mit Hochschulabschluß:

a)Juristen mit guten Kenntnissen in Volks-

und Betriebswirtschaft (in erster Linie As-

sessoren, in Ausnahmefällen auch Refe-

rendare mit Prädikatsexamen, die kurz vor

dem Großen Staatsexamen stehen und
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endgültig im öffentlichen Dienst bleiben

wollen);

b)VoIks- und Betriebswirte, Politologen, die

bereits im öffentlichen Dienst sind oder

deren Eintritt in den öffentlichen Dienst

unmittelbar bevorsteht. Bewerber dieser

Fachgebiete müssen über zusätzliche juri—

stische Kenntnisse verfügen.

Voraussetzung für alle Bewerber sind gute

französische Sprachkenntnisse und ein

Höchstalter von 33 Jahren.

Die Stipendien haben eine Laufzeit von zirka

13 Monaten. Das Stipendium setzt sich aus

einem Grundbetrag zwischen 1800,— DM

und 1950,— DM und einem Auslandszu-

schlag in Höhe von 840,— DM bis 1360,—

DM je nach Alter und Familienstand zusam-

men.

Bewerbungsweg:

a)AngehÖrige der Bundesverwaltung bis

spätestens 30. März 1983 über die Bun—

desakademie für Öffentliche Verwaltung im

Bundesministerium des Innern.

b)Referendare über das zuständige Landes-

justizministerium

c)AIIe anderen Bewerber direkt an den

DAAD, Ref. 311, Kennedyallee 50, 5300

Bonn 2,

Antragsformulare sind beim DAAD erhält—

lich. Bewerbungsschluß beim DAAD ist

der 15.April 1983.

     

MINI
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Das Bayerische Staatsministerium für Unter—

richt und Kultus hat dem Studentenwerk

Oberfranken und Bayreuth zur Deckung der

Verwaltungsausgaben, die 1982 bei der

Durchführung des Bundesausbildungsförde—

rungsgesetzes entstanden sind, den noch

offenen Restbetrag von 33 200 DM zugewie-

sen. Damit hat das Studentenwerk als Ko-

stenerstattung im Jahre 1982 laut Ministe—

rium den Betrag von 133200 DM erhalten.

fit}?

Dr. Helmut Beilner, Mitarbeiter am Lehrstuhl

für Didaktik der Geschichte (Professor Dr.

Erwin Herrmann), wurde kürzlich von der

Kulturwissenschaftlichen Fakultät habilitiert.

Beilners Habilitationsschrift befaßt sich mit

„Instanzen und Inhalte historischer Be-

wußtseinsbildung im V0rfeld des Ge-

schichtsunterrichts der Weimarer Republik“.

fit???

Professor Dr. Herbert Schneider, Musikwis—

senschaft, wurde vom Directeur des U. E. R.

de Musique et de Musicologie, Professor Dr.

Jean Mongrädien, für den Herbst des ver-

gangenen Jahres zu einem zweimonatigen

Lehr- und Forschungsaufenthalt an der Sor—

bonne in Paris eingeladen. Neben einer Vor-

Iesung zu Methoden der Opernforschung

hielt Professor Schneider mehrere Vorträge

unter anderem am Conservatoire de Musi-

que. Die Forschungstätigkeit war auf das

Quellenstudium in den Gebieten der Tanz-

musik und der Oper konzentriert.

Professor Dr. Helmut Zwölfer (Lehrstuhl

Tierökologie) hat Ende Januar bei der Um—

welttagung der Universität Hohnheim einen

Vortrag zum Thema „Pflanzenschutz und

Artenvielfalt“ gehalten.

was

Dr. Albert Reif, Akademischer Rat a. Z. beim

Lehrstuhl für Pflanzenökologie (Professor

Dr. Schulze) hält sich noch bis März zu ve-

getationskundlichen Untersuchungen in

Neuseeland auf. Die halbjährige For—

schungsarbeit an Waldgesellschaften in

Neuseeland wird durch das Forest Research

Institute (Christchurch) und die Deutsche

Forschungsgemeinschaft unterstützt. Es

geht bei der Arbeit Reifs darum, den Lor-

beer-Laubmischwald Neuseelands vegeta-

tionskundlich zu bearbeiten. Mit der Auf-

gabe, die Strukturendynamik eines kompli-

zierten Konkurrenzgefüges von Holz-

gewächsen zu klären, schließt sich diese Ar-

beit direkt an Reifs Untersuchungen an Hek-

ken an, die ein Bestandteil des sogenannten

„Heckenprojektes“ der Lehrstühle Pflan—

zenökologie und Tierökologie ist.

{kürt}

Dr. Stanislav Chladek, Professor für Bioche-

mie an der Wayne State University und Lei-

ter einer Arbeitsgruppe der Michigan Cancer

Foundation, Detroit (USA), einer der führen-

den Experten auf dem Gebiet der Chemie

von Nukleinsäurekomponenten, wird ab

März zu einem achtmonatigen Gastaufen-

thalt am Lehrstuhl für Biochemie (Professor

Dr. Matthias Sprinzl) kommen. Professor

Chladek wird zusammen mit Bayreuther

Wissenschaftlern auf seinem Spezialfor—

schungsgebiet arbeiten.

*irü

Im Rahmen seines Habilitationsverfahrens

an der Fakultät für Mathematik und Physik

hat der Mathematiker Dr. Herbert Leinfelder

Mitte Januar seine öffentliche Probevorle-

sung zum Thema „Das Extremalprinzip als

Beweismittel in der Mathematik“ gehalten.

 


